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Beschluss:

„1. Dem nach der Sitzung des FPDA am 03.03.2022 eingegangenen Antrag FWI 113 wird 
zugestimmt.

2. Die Haushaltssatzung 2022 (Anlage 1) mit

a) dem Haushaltsplan 2022 einschließlich Stellenplan und Investitionsprogramm 
2021 - 2025

b) den Haushaltsplänen 2022 einschließlich Stellenübersichten und 
Investitionsprogrammen 2021 - 2025 für

- die Sonderrechnung Fachbereich 65 - Hochbau und Gebäudemanagement in der 
als Anlage 7 beigefügten gegenüber dem Haushaltsentwurf 2022 veränderten 
Fassung

- die Sonderrechnung Stadtentwässerung und
- die Sonderrechnung Abfallwirtschaft

c) dem Haushaltsplan 2022 des Sondervermögens „Pensionsfonds der Stadt 
Braunschweig" in der als Anlage 8 beigefügten gegenüber dem Haushaltsentwurf 
2022 veränderten Fassung

wird entsprechend den Beschlussempfehlungen des Ausschusses für Finanzen, 
Personal und Digitalisierung, der unter Textziffer 5.1.1.1 der Begründung beschriebenen 
Korrektur sowie den während der Sitzung des Verwaltungsausschusses gefassten 
Empfehlungen zusammen mit den während der Haushaltslesung angenommenen 
Anträgen beschlossen.

3. Die finanzunwirksamen Anträge der Fraktionen und der Stadtbezirksräte werden 
entsprechend den Beschlussempfehlungen des Ausschusses für Finanzen, Personal 
und Digitalisierung und den während der Sitzung gefassten Empfehlungen des 
Verwaltungsausschusses zusammen mit den während der Haushaltslesung 
angenommenen Anträgen beschlossen.

4. Die Verwaltung wird ermächtigt, die sich aus den vorstehenden Beschlusspunkten 
und der Aufteilung der Personalaufwendungen ergebenden Veränderungen in der 
Endausfertigung des Haushaltsplanes 2022 auf die Teilhaushalte einschließlich der 
Produktdarstellung zu übertragen.“



Sachverhalt:

1.  Haushaltsentwurf 2022 als Ausgangspunkt

Mit einer Mitteilung außerhalb von Sitzungen vom 14. Oktober 2021 (Drucks.-Nr.: 
21- 17064) hat die Verwaltung den Entwurf des Haushaltsplans 2022 und des 
Investitionsprogramms - IP - 2021 - 2025 vorgelegt. Er schließt mit folgenden 
Ergebnissen ab:

Ergebnishaushalt

in Mio. € 2022 2023 2024 2025
Jahresergebnis -70,4 -67,4 -57,2 -60,2
Stand der Überschuss- 
rücklagen am Jahresende 241,7 174,3 117,2 62,9

Gesonderter Passivposten 
gem. § 182 Abs. 4 
NKomVG

-176,7 -176,7 -176,7 -170,8

Finanzhaushalt

in Mio. € 2022 2023 2024 2025
Bestand an Zahlungsmitteln 
am Ende des Haushaltsjahres -0,8 -29,5 -51,0 -74,8

2. Fachausschussempfehlungen zum Haushaltsplanentwurf 2022

Der Verwaltungsentwurf sowie die Anträge der Fraktionen des Rates und der 
Stadtbezirksräte zum Haushalt 2022 und zum Investitionsprogramm 2021 - 2025 
sowie die Ansatzveränderungen der Verwaltung sind durch die Ausschüsse beraten 
worden. Die Empfehlungen der Ausschüsse hierzu sowie die nach den 
Ausschussberatungen, aber vor der Sitzung des Ausschusses für Finanzen, Personal 
und Digitalisierung (FPDA) am 3. März 2022 eingereichten Anträge der Fraktionen, 
die Ansatzveränderungen und die haushaltsneutralen Umsetzungen und 
Haushaltsvermerke sind dem FPDA zu dieser Sitzung vorgelegt worden.

3. Beschlussempfehlungen des FPDA

Der FPDA hat in seiner Sitzung am 3. März 2022 die bis dahin vorliegenden 
Ansatzveränderungen, haushaltsneutralen Umsetzungen, finanzwirksamen 
Haushaltsanträge der Fraktionen und der Stadtbezirksräte, Stellenplananträge sowie 
finanzunwirksamen Anträge beraten. Die Beschlussempfehlungen sind in der Anlage 
2 dieser Vorlage dargestellt. 

Der FPDA hat am Ende seiner Beratungen dem nachstehenden Beschlussvorschlag 
mit 7 Ja- und 4 Nein-Stimmen zugestimmt.

Beschluss: 

„Zur Vorbereitung der Haushaltslesung des Rates am 29. März 2022 wird der 
Ausschuss für Finanzen, Personal und Digitalisierung um folgende 
Beschlussempfehlung gebeten:



1. Der Verwaltungsentwurf der Haushaltssatzung 2022 nach dem derzeitigen Stand 
mit

a) dem Haushaltsplan 2022 einschließlich Stellenplan und Investitionsprogramm 
2021 - 2025

b) den Haushaltsplänen 2022 einschließlich Stellenübersichten und 
Investitionsprogrammen 2021 - 2025 für

- die Sonderrechnung Fachbereich 65 Hochbau und Gebäudemanagement
- die Sonderrechnung Stadtentwässerung und
- die Sonderrechnung Abfallwirtschaft 

c) dem Haushaltsplan 2022 des Sondervermögens „Pensionsfonds der Stadt 
Braunschweig" in der der Hauptvorlage (Drucks.-Nr.: 22-17912) beigefügten 
gegenüber dem Haushaltsentwurf 2022 veränderten Fassung

wird beschlossen, soweit sich nicht aus den nachfolgenden Beschlusspunkten 
eine andere Empfehlung ergibt.

2. Die finanzunwirksamen Anträge der Fraktionen einschließlich der Anträge der 
Stadtbezirksräte werden entsprechend den Empfehlungen der Fachausschüsse 
oder nach Maßgabe der Einzelabstimmung beschlossen (Anlage 2). 

3. Die finanzwirksamen Anträge der Fraktionen einschließlich der Anträge der 
Stadtbezirksräte werden entsprechend den Empfehlungen der Fachausschüsse 
oder nach Maßgabe der Einzelabstimmung beschlossen (Anlagen 4.1 und 5.1).

4. Die Ansatzveränderungen der Verwaltung werden entsprechend den 
Verwaltungsempfehlungen oder nach Maßgabe der Einzelabstimmung 
beschlossen (Anlagen 4.2, 5.2 und 7).

5. Die haushaltsneutralen Umsetzungen und die Haushaltsvermerke der Verwaltung 
(Anlagen 5.3 und 5.4) sowie die Änderungen an Wesentlichen Produkten und 
Maßnahmen (Anlage 3) werden entsprechend den Verwaltungsempfehlungen 
oder nach Maßgabe der Einzelabstimmung beschlossen. 

6. Die Verwaltung wird ermächtigt, die sich aus den vorstehenden Beschlusspunkten 
und der Aufteilung der Personalaufwendungen ergebenden Veränderungen im in 
der Endausfertigung des Haushaltsplanes 2022 auf die Teilhaushalte 
einschließlich der Produktdarstellung zu übertragen.“

4. Hinweise

Nach der Sitzung des FPDA haben sich noch folgende Veränderungen 
ergeben:

4.1 Die SPD-Fraktion und die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen haben einen 
Antrag zum IP (FWI 113) gestellt, der den durch den UGA abgelehnten 
Antrag des Stadtbezirksrates 330 auf den Wegfall von Ansätzen für die 
Errichtung einer Aussichtsplattform ersetzt. Der Antrag ist Bestandteil der 
Anlage 0. Die Abstimmung ist über den vorstehenden Beschlusspunkt 1. 
vorgesehen.



4.2 In der Anlage 2.1 - Anfragen/Anregungen - sind die gestellten Anfragen und 
deren Beantwortung enthalten. Nach der Beratung um FPDA wurde die 
Antwort auf die Anfrage A 10 noch einmal konkretisiert. Es wird um 
Kenntnisnahme gebeten.

4.3 Finanzierung von Haushaltsresten

In den Haushaltsplanentwurf 2022 ist für die Jahre 2022 - 2025 folgender 
vorgesehene Aufbau (-) / Abbau (+) der Haushaltsreste aufgenommen 
worden:

in Mio. € 2022 2023 2024 2025
Ergebniswirksam - 8,0 - 3,0 - 4,2 - 1,1
Investiv - 0,1 - 5,9 - 6,5 - 3,6

In den vergangenen Jahren ist stets davon ausgegangen worden, dass die 
Haushaltsreste im jeweiligen Planungszeitraum nur teilweise abgebaut werden 
konnten. Für den Planungszeitraum 2022 - 2025 wird nach derzeitigem Stand je Jahr 
ein Haushaltsresteaufbau erwartet. Stand und Entwicklung der Haushaltsreste 
werden durch die Übertragung von Haushaltsresten von 2021 nach 2022 beeinflusst, 
deren Umfang derzeit noch nicht feststeht. Die Verwaltung beabsichtigt, ihre 
Planungen zum Doppelhaushalt 2023/2024 auf den jährlichen Abbau von 
Haushaltsresten auszurichten.

In den nachfolgenden Ausführungen ist bei den Darstellungen zum Ergebnis- und 
zum Finanzhaushalt dieser geplante Abbau / Aufbau der Haushaltsreste 
berücksichtigt.

5. Ergebnisse des Haushaltsplans 2022 unter Berücksichtigung 
der Beschussempfehlungen des FPDA

5.1 Ergebnishaushalt (ohne Investitionsmanagement - IM -)

5.1.1 Ansatzveränderungen

Hervorzuheben wäre folgendes:

5.1.1.1 Personal- und Versorgungsaufwendungen

Die Tarifeinigung mit einer Laufzeit vom 1. Oktober 2021 bis 30. September 2023 
ist zeit- und inhaltsgleich auf die niedersächsischen Beamten und Versorgungs- 
empfänger übertragen worden. Danach werden ab dem 1. Dezember 2022 die 
Bezüge der Beamten - mit Ausnahme der Bezüge der Anwärter - und die 
Versorgungen um 2,8% gesteigert. Für das Jahr 2022 ist zudem eine einmalige 
Sonderzahlung für Beamte in Höhe von 1.300 € und für Anwärter in Höhe von 
650 € bereits geleistet worden; Versorgungsempfänger erhalten keine einmalige 
Sonderzahlung. Dies führt saldiert zu Mehrbelastungen des Ergebnishaushalts im 
Gesamtumfang von rund 8,9 Mio. € im Zeitraum 2022 - 2025, wobei der 
Teilbetrag der hierin enthaltenen Rückstellungen von insgesamt rund 4,3 Mio. € 
keine Auswirkungen auf die Liquidität hat.



Gegenüber dem Beratungsstand in der FPDA-Sitzung am 03. März 2022 hat sich 
bei der Ansatzveränderung Nr. 112 eine Korrektur ergeben. In den angegebenen 
Beträgen waren die Mehraufwendungen aus der Ansatzveränderung Nr. 111 
versehentlich noch einmal enthalten. Durch die Korrektur (Nr. 113) ergeben sich 
Haushaltsentlastungen wie folgt: 2022: 1.000.000 €; 2023: 3.986.806,59 €; 2024: 
4.051.175,59 € und 2025: 4.116.448,39 €.

5.1.1.2 Gewerbesteuer einschließlich Gewerbesteuerumlage

Bei der Entwicklung der Gewerbesteuer ist im Jahr 2022 insbesondere bei den 
Vorauszahlungen eine positive Entwicklung zu verzeichnen, die die bisherigen 
Annahmen deutlich übertrifft. Untermauert durch die im Rahmen der letzten 
Steuerschätzung prognostizierten spürbaren Steigerungen bei der 
Gewerbesteuer im mittelfristigen Planungszeitraum kann die Gewerbesteuer um 
15,0 Mio. € in allen Planjahren erhöht werden. Parallel hierzu ergibt sich eine 
Aufwandserhöhung bei der an das Land Niedersachsen abzuführenden 
Gewerbesteuerumlage von 1,1 bzw. 1,2 Mio. € p. a. im Planungszeitraum.

5.1.1.3 Gemeindeanteil an der Einkommensteuer

Weiterhin wird der Nachzahlungsbetrag in Höhe von rund 3,9 Mio. € beim 
Gemeindeanteil an der Einkommensteuer aus der Schlussrechnung 2021 
aufgrund des geltenden Realisationsprinzips nach dem Handelsgesetzbuch 
ergebnisverbessernd im Planjahr 2022 berücksichtigt.

5.1.1.4 Kommunaler Finanzausgleich

Nach den vorläufigen Berechnungsgrundlagen mit den Ergebnistabellen für 
den Kommunalen Finanzausgleich ergeben sich deutliche Mehrerträge bei 
den Schlüsselzuweisungen. Die Zuweisungen für Aufgaben des 
übertragenen Wirkungskreises sind nahezu unverändert.

Im Jahr 2020 hat das Land den Kommunen Unterstützungsleistungen zum 
Ausgleich der corona-bedingten Ertragsausfälle gewährt, die zu einem großen 
Teil zurückgezahlt werden sollten, sobald der Finanzausgleich ab 2024 den 
ursprünglichen Ansatz im Jahr 2020 wieder überschreiten würde. Wegen der 
aktuell günstigen allgemeinen Steuerertragsentwicklung erfolgt die Rückführung 
bereits in den Jahren 2022 und 2023. Dies führt zu einem Absinken der 
vorgenannten Mehrerträge bei den Schlüsselzuweisungen.
Darüber hinaus mindern die unter Ziffer 5.1.1.2 beschriebenen Mehrerträge bei 
der Gewerbesteuer zusätzlich die bisher berücksichtigten Schlüsselzuweisungen. 
Durch die erwartete positive Gewerbesteuerentwicklung steigt die Steuerkraft 
Braunschweigs und wirkt sich entsprechend der Systematik des kommunalen 
Finanzausgleichs ab dem Jahr 2023 mindernd auf die Schlüsselzuweisungen 
aus.

Saldiert werden aber dennoch positive Änderungen erwartet von rund 
20,0 Mio. € im Jahr 2022, 1,9 Mio. € im Jahr 2023, 0,9 Mio. € im Jahr 2024 
sowie 3,9 Mio. € im Jahr 2025.



5.1.1.5 Förderprogramm „Resiliente Innenstädte“ – Mittelbereitstellung ab 2023 ff.

Zum Förderprogramm „Resiliente Innenstädte“ (Gesamtprojektvolumen: 
10,92 Mio. € - Eigenanteil von 6,72 Mio. €) ist erst für die Jahre 2023 ff. eine 
Veranschlagung von Projektmitteln erforderlich. In der Ratssitzung am 29. März 
2022 soll zunächst das Strategische Rahmenkonzept zur Innenstadtstrategie als 
Voraussetzung für den bis zum 21. April 2022 einzureichenden 
Budgetreservierungs-Antrag beschlossen werden. Eine Entscheidung über die 
Programmaufnahme ist für Juli 2022 vorgesehen. Im Anschluss daran erfolgt die 
Vorlage aller Einzelvorhaben bei der NBank zur Klärung der Förderfähigkeit. Falls 
sich bereits im Laufe des Haushaltsjahres 2022 ein Mittelbedarf ergeben sollte, 
würde eine außerplanmäßige Mittelbereitstellung geprüft werden.

5.1.1.6 FB 50 - Landeszuschuss nach dem Ausführungsgesetz zum SBG II

Der Landeszuschuss nach dem Ausführungsgesetz zum SGB II wird ab 2022 
stufenweise abgeschafft. Dieser betrug zuletzt landesweit insgesamt 
142,8 Mio. €. Im Zuge der Abschaffung beträgt der Landeszuschuss im Jahr 2022 
nur noch 100 Mio. € und 50 Mio. € im Jahr 2023. Ab 2024 entfällt er vollständig. 
Dieser durch die kommunalen Spitzenverbände heftig kritisierte Vorgang stellt 
einen drastischen Eingriff in die Finanzausstattung der Kommunen dar.

Für die Stadt Braunschweig bedeutet dies, dass der zuletzt 5,5 Mio. € jährlich 
ausmachende Landeszuschuss in 3 gleich großen Minderungsstufen reduziert 
wird und ab 2024 dauerhaft vollständig entfällt. Dies führt allein im 
mittelfristigen Planungszeitraum zu Mindererträgen von rund 15,9 Mio. €.

5.1.1.7 FB 50 / FB 51 - Kostenbeteiligung an den Aufwendungen der örtlichen Träger der 
Sozialhilfe

Weiterhin wird die Beteiligung des überörtlichen Trägers an den Aufwendungen 
der örtlichen Träger gem. § 22 Abs. 2 Satz 4 Nds. AG SGB IX/XII 
voraussichtlich von 69,7 % auf 33,3 % herabgesetzt, was im Teilhaushalt FB 50 
zu Mindererträgen von 216.800 € p. a. führt.

Beim FB 51 wirkt sich dieselbe Quotenänderung mit fast 4,3 Mio. € jährlich 
wesentlich intensiver aus.

5.1.1.8 Berücksichtigung des Jahresergebnisses 2021 – Auswirkungen auf die 
Überschussrücklagen bzw. den gesonderten Passivposten gem. § 182 NKomVG

Für das Jahr 2021 wird nach vorläufigen Feststellungen ein mögliches Ergebnis von 
+0,2 Mio. € prognostiziert. Dieses wurde für die weiteren Planungen zugrunde 
gelegt und es ersetzt den bisher erwarteten Fehlbetrag (-118,9 Mio. €). Dies hat 
Auswirkungen auf die Überschussrücklagen und den gesonderten Passivposten 
nach § 182 Abs. 4 Satz 1 Ziffer 1 NKomVG. Dieser ist aufgrund des positiven 
Jahresergebnisses, wie schon für 2020, auch für 2021 nicht zu bilden. Allerdings ist 
die Bildung des gesonderten Passivpostens für die Jahre 2022 und 2023 planerisch 
in Höhe der weiterhin erwarteten Jahresfehlbeträge vorzusehen. Auswirkungen auf 
die Überschussrücklagen ergeben sich somit erst wieder mit den Planjahren 2024 
und 2025. Die sich aus dem prognostizierten Ergebnis zum Ende des Jahres 2021 
ergebenden Rücklagen in Höhe von voraussichtlich 241,9 Mio. € werden aufgrund 
der geplanten negativen Jahresergebnisse dieser Jahre voraussichtlich um 
120,5 Mio. € (unter Berücksichtigung der Beträge aus Ziffer 5.4) abschmelzen.

Hinsichtlich weiterer Ansatzveränderungen wird auf die Anlage 2.4.2 hingewiesen.



5.1.2 Fraktionsanträge

Sämtliche im FPDA angenommenen Fraktionsanträge zum 
Ergebnishauhalt führen zu Ergebnisverschlechterungen. Sie zielen auf 
Leistungsausweitungen ab.

Hinsichtlich Einzelheiten wird auf die Anlage 2.4.1 hingewiesen.

5.2 Investitionsmanagement

5.2.1 Investitionsmanagement für 2022 – ergebniswirksam

5.2.1.1 Ansatzveränderungen für 2022

Das Investitionsmanagement beinhaltet auch Aufwandsmaßnahmen
(z. B. Festwertbeschaffungen, Vorplanungen, Instandhaltungsmaßnahmen), die 
sich nicht nur auf den Finanzhaushalt, sondern auch auf den Ergebnishaushalt 
auswirken. Für das Haushaltsjahr 2022 ergibt sich aufgrund der 
Ansatzveränderungen der Verwaltung eine zusätzliche Ergebnisbelastung in 
Höhe von rd. 5,3 Mio. €.

Veränderungen durch: Erträge Aufwendungen Saldo
Ergebniswirksame 
Ansatzveränderungen im 
Investitionsmanagement

+ 7.772.600 € + 13.087.000 € + 5.314.400 €

Diese zusätzlichen Aufwendungen sind im Wesentlichen auf die Neuaufnahme 
des Projektes „Sanierung der Trinkwasserleitung Petzvalstraße 50 B“ als auch auf 
das Vorziehen einer Teilsanierungsrate für die BBS V Technikakademie 
zurückzuführen. Zusätzliche Aufwendungen haben sich auch durch die Einplanung 
von Haushaltsmitteln von jährlich 3,0 Mio. € für 2022 und 2023 für 
Klimaschutzmaßnahmen an städtischen Gebäuden ergeben. Diese sollen die in 
Zusammenhang mit dem Klimaschutz entstehenden Mehrkosten von bereits 
laufenden bzw. mittelfristig geplanten Hochbaumaßnahmen abdecken.

Um aktuell und künftig in Ausnahmesituationen z. B. im Bereich Zivil- und 
Bevölkerungsschutz flexibel und schnell reagieren zu können, will die Stadt 
Braunschweig erste finanzielle Voraussetzungen schaffen. Der Umfang der 
erforderlichen Maßnahmen ist zum jetzigen Zeitpunkt jedoch nicht absehbar. Als 
Ansatzveränderung der Verwaltung wird daher vorgeschlagen, ein Budget im 
Investitionsmanagement für Maßnahmen des Krisenmanagements / des 
Katastrophenschutzes für den Haushalt 2022 in Höhe von 0,1 Mio. € aufzunehmen. 
In den Haushaltsjahren 2023 und 2024 werden jeweils 3,0 Mio. € an Mitteln 
vorgesehen. 

Die Veränderungen im Einzelnen ergeben sich aus der Anlage 2.5.2.1

5.2.1.2 Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte für 2022

Die bisherige Beschlusslage zu den Anträgen der Fraktionen und den 
Vorschlägen der Stadtbezirksräte führt für 2022 saldiert zu folgenden 
Veränderungen gegenüber dem Entwurf des Ergebnishaushaltes 2022 
((Belastung (+) / Entlastung (-)):



Veränderungen durch: Erträge Aufwendungen Saldo
Ergebniswirksame Anträge der 
Fraktionen im 
Investitionsmanagement

0 € + 446.600 € + 446.600 €

Ergebniswirksame Anträge der 
Stadtbezirksräte im 
Investitionsmanagement

0 € 0 € 0 €

Veränderungen gesamt 0 € + 446.600 € + 446.600 €

Aus den Anträgen der Fraktionen und Stadtbezirksräte würde sich eine 
ergebniswirksame Belastung im Investitionsmanagement in Höhe von rd. 
0,4 Mio. € ergeben. 

Die Änderungsanträge der Fraktionen und der Stadtbezirksräte sind in der Anlage 
2.5.1 zusammengestellt.

5.2.2 Investitionsmanagement für 2022 – investiv

5.2.2.1 Ansatzveränderungen für 2022

Die Ansatzveränderungen für Investitionstätigkeit wirken sich im Jahr 2022 im 
Einzelnen wie folgt aus ((Belastung (+) / Entlastung (-)):

Veränderungen durch: Einzahlungen Auszahlungen Saldo

Investive Ansatzveränderungen 
im Investitionsmanagement

+ 1.982.000 € - 31.119.300 € - 33.101.300 €

Insgesamt ergeben sich durch die Ansatzveränderungen Entlastungen 
des Finanzhaushalts in Höhe von rd. 33,1 Mio. €.

Die ursprünglich für 2022 geplanten Investitionsauszahlungen für Ausleihungen 
an Städtische Gesellschaften im Rahmen der Experimentierklausel in Höhe von 
rd. 26,4 Mio. € werden zum größten Teil erst im Folgejahr benötigt. In gleicher 
Höhe entfallen die Einzahlungen aus Krediten (siehe hierzu auch Ziffer 5.3).

Zu der Entlastung hat auch die veränderte Verfahrensweise bei der Zuführung 
bzw. Entnahme „Pensionsfonds“ beigetragen (siehe hierzu DS 21-17535). Ab 
dem Haushaltsjahr 2022 wird aufgrund der fehlenden Verzinsung des 
Pensionsfonds und stattdessen zu zahlender Verwahrentgelte vorerst ein 
Aussetzen von weiteren Zuführungen sowie eine jährliche Entnahme von 
2,5 Mio. € vorgeschlagen (siehe auch Ziffer 11).

Die Verschiebung der Umgestaltung des Stadthallenumfeldes (Ref. 0617) sowie 
der Erstellung von Modulbauten für das Lessinggymnasium (2. BA) haben 
ebenfalls zu der Entlastung des Finanzhaushaltes beigetragen.

Im Übrigen wird auf die in der Anlage 2.5.2.1 aufgeführten Sachverhalte 
hingewiesen.



Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen erhöht sich durch die 
Ansatzveränderungen gegenüber dem Verwaltungsentwurf von bisher 
177.328.400 € auf 178.473.400 €.

5.2.2.2 Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte

Die bisherige Beschlusslage zu von den Fraktionen gestellten Anträgen und zu 
den Vorschlägen der Stadtbezirksräte für die Investitionen führt in 2022 
saldiert zu folgenden Veränderungen ((Belastung (+) / Entlastung (-)):

Veränderungen durch
Einzahlungen

- € -
Auszahlungen

- € -
Saldo
- € -

a) die Anträge der Fraktionen 0 + 50.000 + 50.000

b) die Anträge der Stadtbezirksräte 0 0 0

Gesamtsummen 0 + 50.000 + 50.000

Die finanzielle Belastung aus der Investitionstätigkeit würde sich somit um 
rd. 0,1 Mio. € erhöhen.

Hierbei ist bereits der nach den Haushaltsberatungen im FPDA 
eingegangene Antrag der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90 / DIE 
GRÜNEN (FWI 113) zum Wegfall der Errichtung der Aussichtsplattform 
im Hauptschulgarten / Bullenteich eingerechnet. Eine Entscheidung 
hierzu ist über den Beschlusspunkt 1. vorgesehen.

Es wird hier auf die Anlage 2.5.1 verwiesen.

Durch die einberechneten Fraktions- und Stadtbezirksratsanträge ergibt sich 
eine Reduzierung der Verpflichtungsermächtigungen um 50.000 €. 

Unter Berücksichtigung der Ansatzveränderungen und der Anträge der 
Fraktionen und Stadtbezirksräte verändert sich der Gesamtbetrag der 
Verpflichtungsermächtigungen damit auf 178.423.400 €.

5.2.3 Investitionsprogramm - IP- 2023 - 2025

5.2.3.1 Ansatzveränderungen

Das IP wird sich gegenüber dem Haushaltsplanentwurf aufgrund der 
Ansatzveränderungen in den Planungsjahren 2023 - 2025 um folgende Beträge 
verändern (Belastung (+) / Entlastung (-)). Zu den Veränderungen 2022 wird auf 
Ziffer 5.2.1.1 und 5.2.2.1 verwiesen:

Planungsjahr
2023 2024 2025
- € - - € - - € -

Ansatzveränderungen + 31.210.100 + 5.622.600 - 242.500

davon ergebniswirksam + 7.959.100 + 3.633.800 + 287.100

davon werterhöhend + 23.251.000 + 1.988.800 - 529.600



Für das Haushaltsjahr 2023 hat sich insbesondere belastend ergeben, dass für 
Klimaschutzmaßnahmen an städtischen Gebäuden weitere 3,0 Mio. € eingeplant 
wurden und dass die für 2022 geplanten Ausleihungen an städtische 
Gesellschaften im Rahmen der Experimentierklausel nunmehr für 2023 
vorgesehen sind.

Im Übrigen wird auf die in der Anlage 2.5.2.1 aufgeführten Sachverhalte 
hingewiesen.

5.2.3.2 Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte

Das IP würde sich gegenüber dem Verwaltungsentwurf unter Berücksichtigung 
der Anträge der Fraktionen und Stadtbezirksräte in den Jahren 2023 - 2025 um 
folgende Beträge verändern (Belastung (+) / Entlastung (-)). Zu den 
Veränderungen 2022 s. 5.2.1.2 und 5.2.2.2. 

Planungsjahr
2023 2024 2025

- € - - € - - € -
Veränderungen im 
Investitionsprogramm durch die 
Anträge der Fraktionen und 
Stadtbezirksräte

+ 285.000 + 335.000 + 227.500

davon ergebniswirksam + 335.000 + 335.000 + 227.500

davon werterhöhend - 50.000 0 0

Die Änderungsanträge der Fraktionen und der Stadtbezirksräte sind in der Anlage 
2.5.1 zusammengestellt.

Die haushaltsneutralen Umsetzungen des Investitionsmanagements sowie 
die Änderungen der Haushaltsvermerke sind in den Anlagen 2.5.3 und 
2.5.4 enthalten.

5.3 Finanzhaushalt - Finanzierungstätigkeit

Auch für die Haushaltsplanung 2022 ist eine Aufnahme von Krediten als 
nachrangige Form der Finanzierung von Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen vorgesehen.

Im Haushaltsentwurf 2022 sind für Investitions- und Investitionsförderungs- 
maßnahmen der Kernverwaltung Kreditaufnahmen in Höhe von 52,0 Mio. € 
eingeplant. Darüber hinaus sind unter Inanspruchnahme der 
Experimentierklausel gemäß § 181 Abs. 1 NKomVG zusätzliche 
Kreditaufnahmen für Investitionsmaßnahmen städtischer Gesellschaften in 
Höhe von rund 95,0 Mio. € vorgesehen. Diese verteilen sich wie folgt:



- Städtisches Klinikum Braunschweig gGmbH: 62,9 Mio. €
- Grundstücksgesellschaft Braunschweig mbH: 10,0 Mio. €
- Nibelungen-Wohnbau GmbH: 7,0 Mio. €
- Braunschweiger Verkehrs-GmbH: 6,5 Mio. €
- Stadthalle Braunschweig Betriebs-GmbH: 3,8 Mio. €
- Stadtbad Braunschweig Sport und Freizeit GmbH: 2,4 Mio. €
- Hafenbetriebsgesellschaft Braunschweig mbH: 2,0 Mio. €
- Struktur-Förderung Braunschweig GmbH: 0,4 Mio. €

Die unter Ziff. 5.1.1.8 genannten verbesserten Jahresergebnisse 2021 im 
Ergebnishaushalt haben entsprechenden positiven Einfluss auch auf den 
Finanzhaushalt. Dies führt zu einer gegenüber dem Haushaltsentwurf 2022 
deutlich verbesserten Liquiditätssituation. Dies macht für das Planjahr 2022 eine 
Absenkung der geplanten Kreditaufnahmen im Haushaltsplanentwurf 2022 von 
187,1 Mio. € auf 147,0 Mio. € möglich. 

Darüber hinaus wurde die im Haushaltsplan 2020 veranschlagte 
Kreditermächtigung für Investitions- und Investitionsförderungsmaßnahmen der 
Kernverwaltung in Höhe von rund 67,0 Mio. € lediglich in Höhe von rund 
27,0 Mio. € in Anspruch genommen. Die verbleibende Ermächtigung steht noch 
bis zum Inkrafttreten des Haushalts 2022 zur Verfügung. Daneben wurde die im 
Haushaltsplan 2021 veranschlagte Kreditermächtigung der Kernverwaltung in 
Höhe von rund 90,0 Mio. € nicht in Anspruch genommen. Sie kann noch bis zum 
Inkrafttreten des Haushaltsplans des Jahres 2023 in Anspruch genommen 
werden.

Diese noch verbleibenden Ermächtigungen in Höhe von insgesamt rund 130,0 
Mio. € sind in der folgenden Übersicht ebenfalls in voller Höhe als 
Kreditaufnahme im Jahr 2022 enthalten, auch wenn noch nicht feststeht, 
inwieweit sie in Anspruch genommen werden.

Durch die in 2020 und 2021 bisher unterbliebenen Kreditaufnahmen sinken die 
im Haushalt 2022 einzuplanenden Zinsbelastungen für 2022 um 1.071.000 € 
und die zu leistenden Tilgungszahlungen um 2.833.400 €.

Dagegen führt die verbesserte Liquiditätssituation dazu, dass in 2022 
voraussichtlich rd. 380.000 € Verwahrentgelte zu zahlen sein werden. Von 
diesen Verwahrentgelten sind neben der Kernverwaltung auch die Teilnehmer 
des städtischen Cashpools betroffen, rd. 75.000 € werden im Rahmen der 
Weiterberechnung erstattet.

Auch bei den Kreditaufnahmen im Rahmen der Anwendung der sog. 
Experimentierklausel (Kreditaufnahmen zur Weitergabe an städt. 
Gesellschaften) kam es zu zeitlichen Verschiebungen. Von der 
Kreditermächtigung unter Inanspruchnahme der Experimentierklausel aus dem 
Haushaltsjahr 2021 wurde ein Betrag von rund 97,2 Mio. € bisher nicht in 
Anspruch genommen, der ebenfalls in der Übersicht enthalten ist. Die Belastung 
durch Zinszahlungen an Kreditinstitute sinkt dadurch um 100.700 €, die 
Zinseinnahmen von den städt. Gesellschaften verringern sich um 183.700 €. 

Die zu leistenden Tilgungszahlungen und Rückflüsse von den städt. 
Gesellschaften sinken jeweils um 202.100 €.



Die umfangreichen Kreditermächtigungen dienen der Liquiditätssicherung für 
den Fall, dass die eingeplanten Investitionsmaßnahmen umgesetzt werden 
können und keine anderen Finanzierungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen. 
Dabei stehen die aus Vorjahren übertragenen Ermächtigungen insbesondere 
für Investitionsmaßnahmen bereit, die ebenfalls aus Vorjahresplanungen nicht 
verwirklicht wurden.

Die nachstehende Tabelle zeigt die Entwicklung der Kreditaufnahmen und 
der ordentlichen Tilgung. Hierbei sind auch die Tilgungsleistungen aus 
erfolgten und geplanten Kreditaufnahmen gemäß der Experimentierklausel 
berücksichtigt.

mit Experimentierklausel ohne Experimentierklausel
Jahr Kredit- 

aufnahmen
ordentliche 

Tilgung
Stand am 

31.12.
Kredit- 

aufnahmen
ordentliche 

Tilgung
Stand am 

31.12.
Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. €

2020 92,6 6,0 227,6 42,6 5,4 135,1

2021 0,0 8,8 218,8 0,0 6,7 128,4

2022 374,2 11,1 581,9 182,0 6,8 303,6

2023 179,5 15,7 745,7 90,0 9,5 384,1

2024 139,5 20,7 864,5 139,5 12,8 510,8

2025 199,5 23,9 1.040,1 199,5 15,9 694,4

Zu der Frage, wie wahrscheinlich es ist, dass der beschriebene Umfang der 
Verschuldung tatsächlich eintritt, wird auch auf die Antwort auf die 
Fraktionsanfrage A 02 (siehe Anlage 2.1) hingewiesen.

Zudem entwickeln sich die Verbindlichkeiten aus vorhandenen kreditähnlichen 
Rechtsgeschäften wie folgt rückläufig:

Jahr Zugang Abgang Stand am 
31.12.

Mio. € Mio. € Mio. €

2020 - 3,5 73,4
2021 - 3,6 69,8
2022 - 3,7 66,1
2023 - 3,8 62,2
2024 - 3,8 58,5
2025 - 3,9 54,5

Zu den Zinsanpassungen wird auf die Anlage 2.4.2 verwiesen. In den Anlagen 
2.5.2.2 (Ansatzveränderungen Finanzhaushalt) und 2.5.2.3 
(Ansatzveränderungen Experimentierklausel) sind alle Änderungen 
zusammengefasst dargestellt. 



5.4 Finanzielle Gesamtauswirkungen nach den Beratungen im FPDA

Unter Berücksichtigung der Abstimmungsergebnisse im FPDA am 3. März 2022, 
des unter Beschlusspunkt 1. genannten Antrages und einzelner Korrekturen, 
insbesondere der unter Ziffer 5.1.1.1 beschriebenen, verändern sich die 
Gesamtwerte des Haushaltsplans 2022 wie nachstehend beschrieben (in 
Klammern Werte des Haushaltsentwurfs 2022).

In den Beträgen zu den Überschussrücklagen und dem gesonderten 
Passivposten nach § 182 Abs. 4 Satz 1 Ziffer 1 NKomVG sind wie unter 
Ziffer 5.1.1.8 erläutert die vorläufigen Jahresergebnisse 2021 einberechnet. 

Damit stellt sich der Haushalt 2022 wie folgt dar:

Ergebnishaushalt

in Mio. € 2022 2023 2024 2025

Jahresergebnis - 52,0
(- 70,4)

- 56,7
(- 67,4)

- 58,8
(- 57,2)

- 53,5
(- 60,2)

Stand der Überschuss-
rücklagen am Jahresende

+ 241,9
(+ 241,7)

+ 241,9
(+ 174,3)

+ 183,1
(+ 117,2)

+ 129,6
(+ 62,9)

Gesonderter Passivposten 
gem. § 182 Abs. 4 
NKomVG

- 52,0
(- 176,7)

- 108,7
(- 176,7)

- 108,7
(- 176,7)

- 102,9
(- 170,8)

Finanzhaushalt

in Mio. € 2022 2023 2024 2025
Bestand an Zahlungsmitteln 
am Ende des Haushaltsjahres

+ 79,2
(- 0,8)

+ 53,3
(- 29,5)

+ 35,0
(- 51,0)

+ 24,1
(- 74,8)

Im Rahmen der Genehmigung des Haushalts 2021 hat die 
Kommunalaufsicht verschiedene kritische Anmerkungen gemacht. Im 
Hinblick auf die gem. § 23 KomHKVO zu gewährleistende dauernde 
Leistungsfähigkeit der Kommune wurde neben dem Ziel des 
Haushaltsausgleichs u. a. auch auf die Notwendigkeit hingewiesen, den 
Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit so hoch zu gestalten, dass 
daraus die ordentlichen Tilgungen der aufgenommenen Kredite vollständig 
getragen werden können.

Die vorstehend beschriebenen Veränderungen wirken sich auf den Saldo 
aus laufender Verwaltungstätigkeit wie folgt aus:

in Mio. € 2022 2023 2024 2025
Stand Haushaltsentwurf - 21,7 - 15,5 - 5,1 - 2,6
Stand nach Ansatzveränderungen 
aus Ziffer 3 + 1,5 - 17,3 - 3,8 + 4,4

Diese Beträge unterschreiten zwar noch immer die ordentlichen Tilgungen. Es 
lässt sich aber eine deutliche Tendenz zur Verbesserung dokumentieren.

Um in dieser Hinsicht weitere Verbesserungen zu erreichen, ebenso einen Abbau 
des inzwischen erreichten hohen Standes an Haushaltsresten, ist künftig eine 
realistischere Haushaltsplanung (u. a. Reduzierung der Soll-/Ist- Differenz) 
beabsichtigt. Darüber hinaus wird eine strukturelle Verbesserung des Haushalts 
angestrebt. Auf diese Zielsetzungen soll beginnend mit der Haushaltsplanung 
2023/2024 hingearbeitet werden.



7. Sonstige Änderungen

7.1 Änderung von Teilhaushalten, Strategischen Zielen und 
Produktdarstellungen

Aufgrund von Umorganisationen gibt es gegenüber dem Haushaltsentwurf 
Anpassungen bei den Teilhaushalten. Hierzu und zu Veränderungen bei den 
Strategischen Zielen und den Wesentlichen Produkten wird auf die Anlage 2.3 
verwiesen.

Die Beschlussempfehlungen des FPDA über die vorliegenden Anträge der 
Fraktionen und der Stadtbezirksräte und die durch die Verwaltung dargelegten 
Ansatzveränderungen sowie die im Rahmen der Haushaltslesung zu fassenden 
endgültigen Beschlüsse des Rates zum Haushalt 2022 haben auch 
(redaktionelle) Auswirkungen auf die Teilhaushalte und auf die Produkte. Sie 
führen in den Teilhaushalten zu einer Änderung der dargestellten 
Haushaltsansätze und somit auch zu anderen Ergebnissen der Teilhaushalte im 
Vergleich zum Haushaltsplanentwurf. Sie haben ferner Änderungen der 
Produkterträge und Produktaufwendungen zur Folge. Aus technischen Gründen 
sind diese Auswirkungen auf die Teilhaushalte sowie auf die Produkterträge und 
Produktaufwendungen erst nach der Beschlussfassung durch den Rat 
ermittelbar. 

Dies gilt entsprechend für die Aufteilung des Personalaufwandes auf die 
Teilhaushalte bzw. zwischen den Teilhaushalten. Hierdurch ergeben sich u. a. 
durch die Auflösung der Personalkostendeckungsreserve noch Verschiebungen.

Die endgültige Darstellung der Teilhaushalte sowie der Produktplanbeträge kann 
daher erst in der Endausfertigung des Haushaltsplanes abgebildet werden.

7.2 Zuständigkeitsverlagerungen zwischen Teilhaushalten

Der Ausschuss für Planung und Hochbau hat am 26. Januar 2022 im Rahmen 
der Beratungen zum Haushalt 2022 / IP 2021 - 2025 um Erläuterungen zu den 
Ansatzveränderungen der Verwaltung hinsichtlich der Mittelumsetzungen 
zwischen dem Teilhaushalt FB 67, dem Teilhaushalt FB 20 und der 
Sonderrechnung FB 65 gebeten. Aufgrund von Zuständigkeitsverlagerungen 
vom FB 67 zum FB 65 und umgekehrt sind Mittelumsetzungen vom 
Teilhaushalt FB 67 in den Teilhaushalt FB 20 (soweit durch den FB 65 
bewirtschaftet) und in die Sonderrechnung FB 65 sowie vom Teilhaushalt FB 
20 (65) in den Teilhaushalt FB 67 erforderlich. Diese Veränderungen sind in 
der Anlage 2.4.2 (Ansatzveränderungen der Verwaltung) berücksichtigt.

8. Stellenplan

Im Verwaltungsentwurf vom Oktober 2021 waren zum Stellenplan 2022 rd. 42 
Stellenschaffungen und rd. 10 Stellenwegfälle in der Gesamtverwaltung 
vorgesehen. Zur Sitzung des Ausschusses für Finanzen, Personal und 
Digitalisierung am 3. März 2022 wurden von der Verwaltung aufgrund von weiteren 
erforderlichen Aufgabenveränderungen insgesamt rd. 139 Stellenschaffungen und 
rd. 17 Stellenwegfälle vorschlagen. Rd. 19 Stellenschaffungen sind durch 
Fördermittel, Einnahmen oder Sachmittel gegenfinanziert.



Nach der Beratung der Verwaltungsvorlage sowie der Fraktionsanträge zum 
Stellenplan 2022 und der daraus resultierenden Beschlussempfehlung aus dem 
Ausschuss für Finanzen, Personal und Digitalisierung sind folgende 
Anpassungen erfolgt:

- Referat 0500 Sozialreferat: 
0,75 Stellenschaffungen zur Erstellung eines Handlungskonzeptes gegen 
Altersarmut
0,50 Stellenschaffungen für Beratungsleistungen LSBTI*

- Fachbereich 40 Schule: 
0,50 Stellenschaffungen in der Stelle 40.32 Bildungsbüro für den Ausbau der 
Schulbildungsberatung

- Fachbereich 50 Soziales und Gesundheit:
1,00 Stellenschaffungen in der Stelle 50.13 Seniorenbüro für die Koordinierung 
der Umsetzung der Altenhilfe und Pflegeplanung

- Fachbereich 51 Kinder, Jugend und Familie:
1,22 Stellenschaffungen in der Stelle 51.43 Schulkindbetreuung für die 
Ausweitung 
der Mindestbetreuungszeit in der Schulkindbetreuung und in der Kooperativen 
Ganztagsgrundschule (KoGS) (T 47,5 für die Erstkräfte)
0,91 Stellenschaffungen in der Stelle 51.43 Schulkindbetreuung für die 
Ausweitung 
der Mindestbetreuungszeit in der Schulkindbetreuung und in der Kooperativen 
Ganztagsgrundschule (KoGS) (T 35,5 für die Zweitkräfte)

- 3,00 Stellenschaffungen in der Stelle 51.44 Jugendsozialarbeit für den Ausbau 
der Schulsozialarbeit (2,00 Schulsozialarbeiter*innen, 1 Sachgebietsleitung)

- Fachbereich 66 Tiefbau und Verkehr:
Freigabe der 3,75 Stellenschaffungen für den Radverkehr im Vorgriff auf den 
Stellenplan 2022 aus der Stellenreserve

       
Somit enthält der Stellenplan 2022 nun insgesamt rd. 147 Stellenschaffungen 
in der Gesamtverwaltung. 

Die vorgeschlagenen Stellenschaffungen teilen sich wie folgt auf:

Ein erheblicher Stellenzuwachs gegenüber der Mitteilung im Oktober 2021 ist auf 
die 16,50 Stellenschaffungen aufgrund des Integrierten Klimaschutzkonzeptes 2.0 
(IKSK 2.0) zurückzuführen. Der Rat hatte am 5. Oktober 2021 mit seinem 
Richtungsbeschluss zum Klimaschutzkonzept 2.0 die Verwaltung beauftragt, die 
weitergehende und abschließende 
Erarbeitung des Klimaschutzschutzkonzeptes fortzusetzen (DS 21-16510-01 in der 
Fassung des Änderungsantrages DS 21-16510-03).

Im ersten Verwaltungsentwurf im Oktober waren dafür bereits für die ersten 
konzeptionellen Maßnahmen 3,50 Stellen im Fachbereich 68 Umwelt enthalten, so 
dass insgesamt nun 20,00 Stellenschaffungen für den Klimaschutz vorgeschlagen 
werden. Bei der Auswahl der zu schaffenden Stellen wurde danach priorisiert, 
welche Projekte die größte Wirkung bei der CO2-Reduktion haben.

Weitere rd. 13,00 Stellen stehen im kausalen Zusammenhang mit dem Klimaschutz: 
1,00 Stelle im FB 65 für Photovoltaik, 9,75 Stellen im FB 66 für Stadtbahnausbau, 
Radverkehr und E-Mobilität sowie 2,26 Stellen im FB 68 für Natur-, Gewässer- und 
Hochwasserschutz sowie Klimawandelanpassung.

Insgesamt 9,50 Stellen im Fachbereich 20 und Fachbereich 32 sind für die 
Intensivierung der Parkraumüberwachung erforderlich. Die Stellen sind durch 
prognostizierte Einnahmen gedeckt (s. a. DS 21-16472).



8,25 Stellen werden für die Aufgaben Unterbringung und Leistungsgewährung für 
Flüchtlinge im Fachbereich 50 geschaffen, insbesondere zur Deckung des 
Personalbedarfs in den zusätzlichen Wohnstandorten Nordstadt und Pippelweg.

Rd. 7,00 Stellen betreffen die Planung, die Angebotsverbesserung und die 
Personalausstattung für den Bereich Kindertagesstätten im Fachbereich 51 sowie 
weitere 4,00 Stellen die Eingliederungshilfe und 2,50 die Schulsozialarbeit.

7,50 Stellen im Fachbereich 37 sollen für den Bevölkerungsschutz im Hinblick auf 
die 
geänderte allgemeine Sicherheitslage, z. B. Bedrohungen und 
Flüchtlingsproblematiken durch die weltpolitische Lage, die Auswirkungen des 
Klimawandels (Hochwasser, Waldbrände, Stromausfälle), Pandemien sowie 
Ereignissen mit der Freisetzung von atomaren, biologischen und chemischen 
Stoffen, geschaffen werden.

Den rd. 147 Stellenschaffungen stehen rd. 17 Stellenwegfälle gegenüber. Die 
Stellenwegfälle sind durch Aufgabenrückgänge sowie die Realisierung von kw-
Vermerken begründet und verteilen sich auf verschiedene Bereiche der Verwaltung. 
Rd. 5,00 Stellenwegfälle erfolgen aufgrund der Realisierung von 
Haushaltsoptimierungsvorschlägen.

Im Verwaltungsentwurf vom Oktober 2021 wurden für das Jahr 2022 zunächst die 
rd. 248,04 Mio. € Personalkosten einschließlich Rückstellungen aus der 
Finanzplanung vorgesehen und in die Haushaltsplanung 2022 übernommen. Eine 
genaue Kalkulation des Personalaufwandes war zu diesem Zeitpunkt aufgrund der 
fehlenden Informationen zur nächsten Erhöhung der Beamtenbesoldungen noch 
nicht möglich.

Die Personalkostenveränderungen sind nunmehr insbesondere auf den für den 
Besoldungs- und Versorgungsbereich maßgeblichen Tarifabschluss vom 
29. November 2021 auf Landesebene, der auf die Beamtinnen und Beamten in 
Höhe von 2,8 % ab dem 1. Dezember 2022 übertragen wurde, zurückzuführen. Für 
das Jahr 2021 ist die prognostizierte Erhöhung im Besoldungs- und 
Versorgungsbereich ausgeblieben. 

Im Vergleich zur bisherigen mittelfristigen Planung ergibt sich hierdurch für 2021 
zwar eine Ergebnisverbesserung, für 2022 jedoch eine Erhöhung. Da für 2022 
bisher eine Steigerung um 2 % berücksichtigt wurde, wirkt sich der nunmehr höhere 
Abschluss aufwandssteigernd in Höhe von rd. 0,2 Mio. € durch die Erhöhung der 
Besoldung sowie von rd. 5 Mio. € allein bei den Rückstellungen aus (eine 1 %-ige 
Erhöhung im Besoldungsbereich führt zu Rückstellungen in Höhe von rd. 6 Mio. €).

Im Ergebnis wird für das Jahr 2022 ein Personalaufwand in Höhe von rd. 
254,54 Mio. € kalkuliert, der sowohl die vorgenannten Besoldungserhöhungen (inkl. 
Sonderzahlungen), die Steigerungen im Tarifbereich für die Beschäftigten der 
Kommunen sowie die Stellenplanveränderungen berücksichtigt.

Durch die Stellenschaffungen aufgrund von Fraktionsanträgen kommen für das 
Jahr 2022 weitere 182.300 € beim Personalaufwand dazu.

Die Stellenplanveränderungen in den einzelnen Organisationseinheiten sowie der 
förmliche Stellenplan sind als Anlage 5 beigefügt.



9. Sonderrechnung Abfallwirtschaft

Ein erhöhter Zeitbedarf bei der Vorbereitung und für die Ausschreibung des
4. Bauabschnittes der Deponierekultivierung führt dazu, dass ein großer Anteil 
der für 2022 und der vollständige für 2023 eingeplante Auszahlungsbetrag sich 
jeweils um ein Jahr auf die Jahre 2023 und 2024 verschieben werden. In Folge 
dieser Verschiebungen stehen der Sonderrechnung mehr als bisher vorgesehene 
liquide Mittel für konzerninterne Liquiditätsausleihungen zur Verfügung, die im 
Haushaltsplan der Sonderrechnung sowohl als Auszahlungsermächtigung als 
auch als Rückzahlungsbeträge zu berücksichtigen sind. Durch die Ausleihungen 
können bei den entsprechenden städtischen Gesellschaften Kreditzinsaufwand 
und bei der Sonderrechnung Abfallwirtschaft Aufwand für Verwahrentgelte 
eingespart werden.

Die Änderungen sind in der Anlage 6 dargestellt.

10. Sonderrechnung Hochbau und Gebäudemanagement

In der Anlage 2.4.2 - Ansatzveränderungen der Verwaltung - sind u. a. 
Mehraufwendungen für Erstattungen der Kernverwaltung an die Sonderrechnung 
Hochbau und Gebäudemanagement für Mieten und Nebenkosten enthalten. Im 
Gegenzug entstehen bei der Sonderrechnung entsprechende Mehrerträge. Die 
Ansatzveränderungen der Sonderrechnung sind in der Sitzung des APH am 26. 
Januar 2022 angenommen worden. In der Sitzung des FPDA am 3. März 2022 
waren sie allerdings nicht Beratungsgegenstand. Die Änderungen sind als Anlage 7 
beigefügt und bedürfen noch der Abstimmung im Rahmen der Gesamtabstimmung 
über diese Beschlussvorlage.

11. Pensionsfonds

Durch Beschluss des Rates vom 5. Oktober 1999 wurde der rechtlich 
unselbständige „Pensionsfonds der Stadt Braunschweig“ mit Wirkung vom 1. Januar 
2000 errichtet. Es handelt sich hierbei um ein Sondervermögen nach § 130 Abs. 1 
Nr. 5 NKomVG, für das ein besonderer Haushaltsplan aufgestellt werden kann. 
Gemäß § 6 der am gleichen Tage vom Rat beschlossenen Satzung zur Errichtung 
und Verwaltung des Pensionsfonds ist für jedes Jahr ein Haushaltsplan aufzustellen.

In diesem Fall ist gemäß § 130 Abs. 4 NKomVG für das Sondervermögen
„Pensionsfonds der Stadt Braunschweig“ der Haushaltsplan anstelle einer 
Haushaltssatzung zur Beschlussfassung vorzulegen. Bei diesem handelt es 
sich lediglich um die rechtliche Ausformung des Sondervermögens.

Den Gremien liegt eine Beschlussvorlage zur Änderung der Satzung zur 
Errichtung und Verwaltung des "Pensionsfonds der Stadt Braunschweig“ (DS 21-
17535) vor. Hiermit wird vorgeschlagen, die Zuführungen zum Sondervermögen 
ab dem Jahr 2022 vollständig einzustellen. Dies gilt auch für empfangene 
Abfindungsleistungen nach dem Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrag. Da 
sich aktuell und auch auf absehbare Zeit auf dem Kapitalmarkt keine 
Guthabenzinsen erzielen lassen, wurde die Netto-Zuführung an das 
Sondervermögen bereits ab dem Jahr 2020 vorerst ausgesetzt. Im Haushalt 
abgebildet waren lediglich 0,8 Mio. € für Zuführung und Entnahme von 
Abfindungsleistungen nach dem Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrag bei 
Dienstherrenwechseln von Beamtinnen und Beamten. Nunmehr steigt gleichzeitig 
die Inflationsrate an und seit dem Jahr 2021 werden von Seiten der Bank 
Verwahrentgelte erhoben, so dass derzeit ein schleichender Werteverzehr des 
Kapitalvermögens zu verzeichnen ist.



Aus diesem Grund sollen für zu leistende Abfindungszahlungen bei 
Dienstherrenwechseln sowie zur Kompensation der dauerhaft steigenden 
Versorgungsaufwendungen bis auf Weiteres jährlich pauschal 2,5 Mio. € aus 
dem Sondervermögen entnommen und dem Kernhaushalt zugeführt werden. 
Zu Einzelheiten wird auf die Vorlage DS 21-17535 verwiesen.

Die sich hieraus ergebenden Änderungen gegenüber dem in Abschnitt XIII. des 
Haushaltsplanentwurfs 2022 dargestellten Haushaltsplan 2022 für das 
Sondervermögen „Pensionsfonds der Stadt Braunschweig“ sind in dem als 
Anlage 8 beigefügten Haushaltsplan enthalten. Darüber hinaus wurden ein 
Betrag in Höhe von 25 Mio. € für konzerninterne Darlehensvergaben sowie 
daraus resultierende höhere Zinserträge und Tilgungsrückflüsse veranschlagt.

Die sich hieraus im städtischen Haushalt ergebenden Auswirkungen sind bei 
den Ansatzveränderungen der Verwaltung berücksichtigt (siehe Anlage 
2.5.2)

12. Beteiligungsbericht

Nach § 1 Abs. 2 Ziff. 10 KomHKVO ist der „Bericht der Gemeinde über die 
Unternehmen und Einrichtungen in der Rechtsform des privaten Rechts und ihre 
Beteiligungen daran sowie über ihre kommunalen Anstalten (Beteiligungsbericht)“ 
eine Anlage zum Haushaltsplan. Der Beteiligungsbericht 2022 für die städtischen 
Gesellschaften ist als Anlage 9 beigefügt.
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- FWI 113 - 

Versand per E-Mail an FBFinanzen@braunschweig.de 

 

SPD-Fraktion 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

 wird durch die Verwaltung ausgefüllt 

Antragsteller/in  Teilhaushalt / Org.-Einheit 
67 / FB 67 
 

  Projekt-Nr. 

5E.670072 

ANTRAG ZUM HAUSHALT 2022 / INVESTITIONSPROGRAMM 2021 - 2025 
 

 Neues Projekt  
 

 Bestehendes Projekt 
     Projekt-Nr.: 5E.670072 Seite des Investitionsprogramms: 1253 

 

Bezeichnung des Projektes: FB 67: Hauptschulgarten/Bullenteich/Err. Aussichtsp.____ 
 
 

 Baukosten    Beschaffungskosten   Zuschuss an Dritte 
 
 

1. Es wird folgende Veränderung zum Haushalt 
2022 beantragt 

 
mehr/weniger (+/-) 

 
-150.000 € 

 

2. Es wird beantragt, im Haushalt 2022 eine Verpflichtungsermächtigung 

 in Höhe von       € 

zu Lasten der Jahre 2023 in Höhe von       € 

 2024 in Höhe von       € 

 2025 in Höhe von       € 

festzusetzen.   

 

3. Die Gesamtkosten betragen  0 € 

 
4. Es wird beantragt, in das Investitionsprogramm folgende Planungsraten aufzunehmen 

(in T€): 

Gesamt-  Planungsraten Restbedarf 
kosten Vorjahre 2022 2023 2024 2025 ab 2026 

0 0 0 0 0 0 0 

                                          

                                          

                                          

Begründung: 

Der örtlich zuständige Stadtbezirksrat 330 hat am 18.11.2021 mit 14-3-1 Stimmen 
beschlossen: "Das Projekt 5E.670072 Hauptschulgarten/Bullenteich/Errichtung einer 
Aussichtsplattform ist aus dem Investitionsprogramm zu streichen." Dieses Anliegen des 
Stadtbezirksrats wird von den antragstellenden Fraktionen geteilt und soll mit diesem 
Haushaltsantrag umgesetzt werden. 

 
Gez. Christoph Bratmann 
Gez. Lisa-Marie Jalyschko, gez. Helge Böttcher  
Unterschrift 

mailto:FBFinanzen@braunschweig.de


 Anlage 1 

 

Haushaltssatzung 2022 

 

 Stand: 16. März 2022 
 



Haushaltssatzung der Stadt Braunschweig 

für das Haushaltsjahr 2022 

 
 
Gemäß § 58 Abs. 1 Ziffer 9 in Verbindung mit § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungs-
gesetzes (NKomVG) hat der Rat der Stadt Braunschweig in der Sitzung am 29. März 2022 folgende 
Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2022 beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2022 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 

mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 

 

1.1 der ordentlichen Erträge auf 951.720.339 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 

 
1.011.610.208 Euro 

1.3 der außerordentlichen Erträge auf 544.450 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf  653.400 Euro 
   
2. im Finanzhaushalt 

mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 

 

2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 935.884.801 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 

 
942.394.892 Euro 

2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 21.543.200 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 

 
171.246.200 Euro 

2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 147.023.015 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 10.836.400 Euro 
   
festgesetzt. 
 

 

Nachrichtlich: Gesamtbetrag 

– der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 

– der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 

 
1.104.451.016 Euro 

        1.124.477.492 Euro 

 
 

§ 1 a 
 
Der Haushaltsplan der Sonderrechnung des Fachbereichs 65 Gebäudemanagement und des Referats 
Hochbau für das Haushaltsjahr 2022 wird 
 
   
1. im Ergebnishaushalt 

mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 

 

1.1 der ordentlichen Erträge auf 95.942.000 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 

 
95.921.650 Euro 

1.3 der außerordentlichen Erträge auf 0 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf  19.000 Euro 
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2. im Finanzhaushalt 
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 

 

2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 95.942.000 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 

 
95.525.850 Euro 

2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 0 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 

 
118.400 Euro 

2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 0 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 0 Euro 
   
festgesetzt. 
 

 

Nachrichtlich: Gesamtbetrag 

– der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 

– der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 

 
95.942.000 Euro 
95.644.250 Euro 

 
 
Der Haushaltsplan der Sonderrechnung Stadtentwässerung für das Haushaltsjahr 2022 wird 

 
1. im Ergebnishaushalt 

mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 

 

1.1 der ordentlichen Erträge auf 71.484.600 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 

 
67.999.100 Euro 

1.3 der außerordentlichen Erträge auf 0 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf  200.000 Euro 
  

 
 

2. im Finanzhaushalt 
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 

 

2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 61.181.300 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 

 
61.914.300 Euro 

2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 10.087.200 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 

 
53.699.100 Euro 

2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 36.699.100 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 220.200 Euro 
   
festgesetzt. 
 

 

Nachrichtlich: Gesamtbetrag 

– der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 

– der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 

 
107.967.600 Euro 
115.833.600 Euro 

 
 
Der Haushaltsplan der Sonderrechnung Abfallwirtschaft für das Haushaltsjahr 2022 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 

mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 

 

1.1 der ordentlichen Erträge auf 39.604.800 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 

 
40.005.900 Euro 

1.3 der außerordentlichen Erträge auf 0 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf  0 Euro 
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2. im Finanzhaushalt 
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 

 

2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 38.719.500 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 

 
39.223.200 Euro 

2.3 
2.4 

der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 
der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 

 

15.000.000 Euro 
20.226.000 Euro 

2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 0 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 51.400 Euro 
   
festgesetzt. 
 

 

Nachrichtlich: Gesamtbetrag 

– der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 

– der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 

 
53.719.500 Euro 
59.500.600 Euro 

 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 52.038.015 Euro festgesetzt. 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die für Investitionsmaßnahmen der städtischen Gesellschaften 
aufgenommen werden dürfen, wird auf 94.985.000 Euro festgesetzt. Die Weiterleitung erfolgt zu 
marktüblichen Konditionen. Etwaige Zinsaufschläge verbleiben bei der Kernverwaltung. 
 
 

§ 2 a 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden für die Sonderrechnung des 
Fachbereichs Gebäudemanagement und des Referats Hochbau nicht veranschlagt. 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden für die Sonderrechnung 
Stadtentwässerung in Höhe von 36.699.100 Euro veranschlagt. 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden für die Sonderrechnung  
Abfallwirtschaft nicht veranschlagt. 
 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 
 

178.423.400 Euro 
 
festgesetzt. 
 

§ 3 a 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden für die Sonderrechnung des Fachbereichs Gebäude-
management und des Referats Hochbau nicht veranschlagt. 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen für die Sonderrechnung Stadtentwässerung 
wird auf 42.405.100 € festgesetzt. 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden für die Sonderrechnung Abfallwirtschaft nicht veranschlagt. 
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§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2022 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 150.000.000 Euro festgesetzt. 
 
Der Höchstbetrag der Liquiditätskredite, die zur Vorfinanzierung von Investitionsmaßnahmen 
städtischer Gesellschaften aufgenommen werden dürfen, wird für das Jahr 2022 auf 65.000.000 Euro 
festgesetzt. Die Weiterleitung erfolgt zu marktüblichen Konditionen. Etwaige Zinsaufschläge 
verbleiben bei der Kernverwaltung. 

 
 

§ 4 a 
 
In der Sonderrechnung des Fachbereichs Gebäudemanagement und des Referats Hochbau werden 
Liquiditätskredite nicht beansprucht. 
 
In der Sonderrechnung Stadtentwässerung wird der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2022 
Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen werden 
dürfen, auf 5.000.000 Euro festgesetzt. 
 
In der Sonderrechnung Abfallwirtschaft wird der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2022  
Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen werden 
dürfen, auf 5.000.000 Euro festgesetzt. 

 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2022 wie folgt 
festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)   320 v. H. 

 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B)    500 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer    450 v. H. 
 
 

§ 6 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen und über- und außerplanmäßige 
Verpflichtungsermächtigungen sind im Sinne des § 117 Abs. 1 NKomVG bzw. § 119 Abs. 5 NKomVG 
unerheblich, wenn sie im Einzelfall den Betrag von 100.000 Euro nicht übersteigen. Davon 
abweichend sind über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen im Zusammenhang 
mit Flüchtlingsangelegenheiten unerheblich, wenn sie im Einzelfall den Betrag von 150.000 Euro nicht 
übersteigen. Für Maßnahmen zur Bewältigung der Corona-Pandemie sind Aufwendungen und 
Auszahlungen bis zu einem Betrag von 1.500.000 Euro im Einzelfall unerheblich. 
 
Ferner sind als nicht erheblich anzusehen, Beträge (unbegrenzt), 
 

 die der Verrechnung zwischen den Teilhaushalten dienen, 
 

 die wirtschaftlich durchlaufend sind, 
 

 die auf Grund von Aufgabenverlagerungen und der Ausgliederung von Aufgaben aus dem 
Haushalt zu haushaltsneutralen Umsetzungen von Erträgen und Aufwendungen bzw. 
Einzahlungen und Auszahlungen zwischen den Teilhaushalten führen, 
 

 die der Verwendung zweckgebundener Erträge und Einzahlungen dienen, 
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 die der Rückzahlung von Zuweisungen dienen, 
 

 die zur Deckung von Kosten der Geldbeschaffung, zur Tilgung von Darlehen oder für 
abschlusstechnische Buchungen notwendig sind, 
 

 die der Auflösung von Deckungsreserven dienen. 
 
 
 
 
Braunschweig, den 29. März 2022 
 
 
Der Oberbürgermeister 
 
 
 
 Siegel 
 
___________________________________ 
Dr. Kornblum 

 



Anlage 2.1

Anfragen/Anregungen

Stand: 11. März 2



- A 01 -

Versand per E-Mail an FBFinanzen@braunschweig.de 

CDU-Fraktion wird durch die Verwaltung ausgefüllt 

Antragsteller/in Teilhaushalt / Org.-Einheit 

Diverse / FB 10 

Produkt 

Diverse 

ANFRAGE/ANREGUNG ZUM HAUSHALT 2022 

Text: 

Digitalisierungsrendite 

Wie viele städtische Mitarbeiter terten in den nächsten fünf Jahren in den Ruhestand und wie 
verteilt sich diese Summe auf die einzelnen Fachbereiche und Referate? 

Welche dieser Stellen könnten durch eine veränderte Aufgabenstellung oder durch 
Digitalisierung in einen anderen Fachbereich verlagert werden, zum Beispiel für den 
Klimaschutz? 

Begründung: 

Begründung erfolgt bei Bedarf mündlich. 

Thorsten Köster 
Fraktionsvorsitzender 

Unterschrift 

mailto:FBFinanzen@braunschweig.de


Datum: 22.02.2022 FB 10  

Beantwortung der Anfrage Nr. A 01 der 
CDU-Fraktion zum Haushalt 2022 

Text: 
Digitalisierungsrendite 
Wie viele städtische Mitarbeiter treten in den nächsten fünf Jahren in den Ruhestand und 
wie verteilt sich diese Summe auf die einzelnen Fachbereiche und Referate? 
Welche dieser Stellen könnten durch eine veränderte Aufgabenstellung oder durch 
Digitalisierung in einen anderen Fachbereich verlagert werden, zum Beispiel für den 
Klimaschutz? 

Begründung:  
Begründung erfolgt bei Bedarf mündlich. 

Antwort: 
Bis zum 31. Dezember 2026 werden nach derzeitigem Stand 360 städtische Dienstkräfte 
aufgrund des Erreichens der gesetzlichen Regelaltersgrenze aus dem Dienst 
ausscheiden. Die Verteilung auf die Fachbereiche ergibt sich aus der nachstehenden 
Übersicht:  

Org.einheit: 

01 Dezernatsplanung, Recht und Stadtbezirksräte: 5 
0120 Stadtentwicklung und Statistik, Vorhabenplanung: 2 
0300 Rechtsreferat: 1 
0412 Stadtbibliothek: 9 
0413 Städtisches Museum: 2 
0500 Sozialreferat: 2 
0610 Stadtbild und Denkmalpflege: 1 
0617 Stadtgrün - Planung und Bau: 1 
0650 Hochbau: 4 
0660 Stadtentwässerung und Abfallwirtschaft: 2 
10 Zentrale Dienste: 12 
20 Finanzen: 14 
32 Bürgerservice, Öffentliche Sicherheit: 20 
37 Feuerwehr: 57 
40 Schule: 4 
41 Kultur und Wissenschaft: 7 
50 Soziales und Gesundheit: 39 



51 Kinder, Jugend und Familie: 71 
60 Bauordnung: 5 
61 Stadtplanung und Geoinformation: 12 
65 Gebäudemanagement: 35 
66 Tiefbau und Verkehr: 9 
67 Stadtgrün und Sport: 28 
68 Umwelt: 5 
Jobcenter: 11 
Vorzimmer Dezernenten: 2 

GESAMT:360 

Allerdings ermöglichen es die rechtlichen Regelungen Beamtinnen und Beamten zwischen 
dem 60. und 67. Lebensjahr in den Ruhestand zu treten. Bei den Tarifbeschäftigten ist die 
Inanspruchnahme einer Altersrente zwischen dem 63. und 67. Lebensjahr möglich. Die 
Erfahrungen der letzten Jahre zeigen, dass ein nicht unerheblicher Teil der städtischen 
Dienstkräfte, abhängig von ihrer individuellen Lebenssituation, von dieser Möglichkeit 
Gebrauch macht. Somit werden neben dem vorgenannten Personenkreis in den nächsten 
5 Jahren daher noch weitere Personalabgänge altersbedingt zu verzeichnen sein, die 
derzeit allerdings noch nicht weiter konkretisiert bzw. beziffert werden können. Ergänzend 
ist anzumerken, dass die o. g. Aufstellung alle Bereiche der Stadtverwaltung umfasst, also 
auch Dienstkräfte, die nicht direkt von der Digitalisierung betroffen sind. Dies sind 
insbesondere die 57 Dienstkräfte der städtischen Feuerwehr, im Fachbereich 67 Stadtgrün 
und Sport 21 Kräfte aus dem Bereich der Grünflächenunterhaltung, im Fachbereich 65 
Gebäudemanagement aus dem Bereich der Haus- und Reinigungsdienste 19 Kräfte sowie 
im Fachbereich 51 Kinder, Jugend und Familie in der Kinder- und Jugendbetreuung 
(einschließlich Kindertagesstätten) 55 Kräfte. 

Zur Frage der Verlagerung von Stellen aufgrund veränderter Aufgabenstellungen in 
andere Fachbereiche ist zunächst grundsätzlich anzumerken, dass sich die im Stellenplan 
hinterlegten Stellen an den tatsächlichen Bedarfen der Fachbereiche und Referate 
orientieren und die jeweiligen Bedarfsfragen klar voneinander zu trennen sind. Soweit 
hierbei bspw. durch Aufgabenrückgänge oder Fallzahlverringerungen Stellen im Einzelfall 
nicht mehr benötigt werden, fallen diese regelmäßig zum nächsten Stellenplan weg und 
werden nicht für andere Aufgaben in anderen Organisationseinheiten verlegt. Der 
Mehrbedarf in dieser anderen Organisationseinheit ist unabhängig von dem Wegfall von 
Stellen in der anderen Organisationseinheit zu prüfen und ggf. durch Stellenschaffungen 
zu reagieren. 

Soweit erforderlich, werden die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nach Wegfall von 
Aufgaben und Stellen auf anderen vakanten Dienstposten innerhalb der Verwaltung 
eingesetzt. Als Beispiele mit einem größeren Umfang an Aufgabenwegfällen aus der 
jüngeren Vergangenheit sind hierbei zu nennen die Auflösung des Ausgleichsamtes und 
des Beschäftigungsbetriebes sowie der erheblichen Fallzahlminderung bei der Betreuung 
der unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge. Hier waren in den vergangenen Jahren in 
größerem Umfang Stellen weggefallen, die bisher mit der Wahrnehmung der Aufgaben 
betrauten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wurden innerhalb der Stadtverwaltung 
anderweitig eingesetzt. 

Inwieweit durch die fortschreitende Digitalisierung Stellen für andere Aufgaben 
herangezogen bzw. wegfallen können, kann derzeit noch nicht verlässlich prognostiziert 
werden. Vor dem Hintergrund, dass der Digitalisierungsprozess innerhalb der Verwaltung 
generell jede Verwaltungsaufgabe betrifft und die Abläufe in allen Fachbereichen und 
Referaten nachhaltig prägen wird, kann derzeit noch nicht konkret prognostiziert werden, 
in welchem Umfang durch effizientere und digitale Fachprozesse Stellen wegfallen 
können. 



Eine erste Digitalisierungsrendite zeigt sich aktuell aber bereits bei den künftigen Raum- 
und Flächenbedarfen der Organisationseinheiten, da im Zuge der Einführung eines 
stadtweiten Dokumentenmanagementsystems (DMS) auch die papierbasierten Akten 
digitalisiert werden. So liegen bspw. sämtliche laufende Personalakten der 
Stadtverwaltung Braunschweig nur noch in digitaler Form vor, die Vergabe für die 
Digitalisierung der Steuer- und Hochbauakten steht kurz bevor. Hierdurch ergibt sich ein 
geringerer Raum- und Flächenbedarf, da Flächen für papierbasierte Akten nicht mehr 
vorgehalten werden müssen. Die interne Digitalisierung wird auch in den weiteren 
Organisationseinheiten Synergien in Bezug auf Raum- und Flächenbedarfe hervorrufen. 
Schwerpunktmäßig strebt die Verwaltung im Hinblick auf die geplanten Umzüge in das BC 
III einen möglichst hohen Digitalisierungsgrad in den dort einziehenden Fachbereichen 
und Referaten an. 

I. A.

gez. Sack 
____________________ 
Unterschrift (Dez./FBL) 



- A 02 -

Versand per E-Mail an FBFinanzen@braunschweig.de 

CDU-Fraktion wird durch die Verwaltung ausgefüllt 

Antragsteller/in Teilhaushalt / Org.-Einheit 

Diverse / FB 20 

Produkt 

Diverse 

ANFRAGE/ANREGUNG ZUM HAUSHALT 2022 

Text: 

Finanziellen Kollaps verhindern 

Welche Möglichkeiten sieht die Verwaltung - neben dem Streichen oder dem Verschieben 
von Maßnahmen - im Finanzhaushalt, um Rekordschulden von mehr als einer Milliarde Euro 
am Ende von 2025 noch zu verhindern? 

Welche dieser Maßnahmen will die Verwaltung ergreifen, um den massiven Anstieg der 
Verschuldung zu verhindern? 

Begründung: 

Braunschweig war auf einem guten Weg aus der Schuldenfalle - Geldschulden und Bestand 
an Zahlungsmitteln hielten sich die Waage, die Stadt war ab 2008 (mit Ausnahme des Jahres 
2010) faktisch schuldenfrei. Bis zu diesem Punkt waren unzählige harte Einschnitte 
durchzuführen und schwierige Entscheidungen zu treffen. Damit aber die finanzielle 
Handlungsfähigkeit der Stadt zurückgewonnen werden konnte, waren diese in der Rückschau 
notwendig. 

Die nun mit dem Verwaltungsentwurf für den Haushalt 2022 vorgestellten Zahlen weisen 
erneut zurück auf den Pfad der Verschuldung, vermutlich sogar der Überschuldung. 

Neben dem Streichen oder dem Verschieben von Maßnahmen muss es noch andere 
Möglichkeiten geben, um diesen massiven Anstieg der Verschuldung zu verhindern. 
Konsequente Maßnahmen gegen den (erneuten) finanziellen Kollaps bedürfen - gerade in 
Zeiten der Corona-Pandemie - klare Entscheidungen mit Augenmaß, um zum einen auch 
schmerzhafte Streichungen bzw. Verschiebungen zu bewirken, zum anderen aber 
notwendige Investitionen in die Infratsruktur unserer Stadt nicht abzuwürgen. 

Thorsten Köster 
Fraktionsvorsitzender 

Unterschrift 

mailto:FBFinanzen@braunschweig.de


Dez. VII Datum: 25.02.2022 
20.11 

Beantwortung der Anfrage Nr. A 02 der 
CDU-Fraktion zum Haushalt 2022 

Text: 
Finanziellen Kollaps verhindern 
Welche Möglichkeiten sieht die Verwaltung - neben dem Streichen oder dem Verschieben 
von Maßnahmen - im Finanzhaushalt, um Rekordschulden von mehr als einer Milliarde 
Euro am Ende von 2025 noch zu verhindern? 
Welche dieser Maßnahmen will die Verwaltung ergreifen, um den massiven Anstieg der 
Verschuldung zu verhindern? 

Begründung:  
Hierzu wird auf die Anfrage verwiesen. 

Antwort: 
Angesichts der - abweichend von den Haushaltsplänen - im Durchschnitt in etwa 
ausgeglichenen Jahresabschlüsse der letzten Jahre und der hinter den Planungen deutlich 
zurückgebliebenen Kreditaufnahmen halte ich es für unangemessen, von einem 
"finanziellen Kollaps" zu sprechen. Dies vorausgeschickt beantworte ich die Anfrage wie 
folgt: 

Eine zentrale Aufgabe der öffentlichen Hand ist der Erhalt der bestehenden, aber auch das 
Schaffen notwendiger neuer Infrastruktur. Dies folgt sowohl wirtschaftlichen Notwendig-
keiten als auch politischen Forderungen (z. B. Ausbau von Betreuungsplätzen für 
Schulkinder aufgrund eines bundesgesetzlich geschaffenen Rechtsanspruchs). Soweit die 
Liquidität der Stadt und andere Einnahmequellen für die Finanzierung von Investitionen 
nicht ausreichen, ist die Aufnahme von Investitionskrediten als nachrangige 
Finanzierungsart vorgesehen.  

Der Haushaltsentwurf 2022 wie auch die Haushaltspläne der jüngeren Vergangenheit 
enthalten ein ambitioniertes Investitionsprogramm. Aufgrund der begrenzt vorhandenen 
finanziellen Rücklagen hätte die Einplanung der darin enthaltenen Investitionen die 
Ausweisung eines hohen negativen Liquiditätsstandes zur Folge gehabt. Deshalb war die 
gleichzeitige Einplanung von Fremdkapitalaufnahmen in entsprechender Höhe 
unumgänglich. 

Tatsächlich war die Umsetzung der geplanten Investitionen in den letzten Jahren nicht in 
vollem Umfang möglich. Dies führte z. B. im Jahr 2021 dazu, dass die im Haushaltsplan 
vorgesehenen Investitionskreditermächtigungen tatsächlich nicht in Anspruch genommen 
wurden. (Nur vorsorglich, insbesondere zur Liquiditätswahrung während der vorläufigen 
Haushaltsführung vor Inkrafttreten des Haushalts 2022, ist beabsichtigt, die 
Kreditermächtigung aus dem Jahr 2021 ins Haushaltsjahr 2022 zu übertragen.) 

Dies ist in dem sich nach dem Haushaltsplanentwurf 2022 für Ende des Jahres 2025 



ergebenden Schuldenstand von 1.049,5 Mio. € noch nicht berücksichtigt, ebenso wie eine 
zur Haushaltslesung durch die Verwaltung noch beabsichtigte Verringerung der 
Kreditermächtigung für das Haushaltsjahr 2022. Im Übrigen beinhaltet dieser Betrag auch 
die geplanten Kreditaufnahmen für städtische Gesellschaften im Rahmen der sog. 
Experimentierklausel. Dabei würden die Zins- und Tilgungsleistungen von den 
entsprechenden Gesellschaften geleistet werden und somit für den städtischen 
Kernhaushalt ergebnisneutral sein. Ohne diese Kredite würde der geplante Schuldenstand 
der Kernverwaltung Ende des Jahres 2025 rd. 691,7 Mio. € betragen abzüglich der in 
Vorjahren unterbliebenen Kreditaufnahmen. 

Darüber hinaus ist es weiterhin Ziel der Verwaltung, mindestens ausgeglichene Haushalte 
nicht nur im Ergebnis, sondern auch in der Planung zu erreichen. Die Notwendigkeit zur 
Einplanung von Kreditaufnahmen würde sich damit verringern oder bestenfalls ganz 
entfallen. 

gez. Geiger 
____________________ 
Unterschrift (Dez./FBL) 



- A 03 -

Versand per E-Mail an FBFinanzen@braunschweig.de 

CDU-Fraktion wird durch die Verwaltung ausgefüllt 

Antragsteller/in Teilhaushalt / Org.-Einheit 

Diverse / FB 20 

Produkt 

Diverse 

ANFRAGE/ANREGUNG ZUM HAUSHALT 2022 

Text: 

finanzielle Auswirkungen der Corona-Pandemie 

Welche finanziellen Auswirkungen der Corona-Pandemie sind im Haushaltsplanentwurf der 
Verwaltung für den Kernhaushalt im Jahr 2022 eingeplant (bspw. reduzierte 
Gewerbesteuererträge) und welche Kompensationsmittel erwartet die Verwaltung von Land 
und Bund? 

Welche finanziellen Auswirkungen der Corona-Pandemie sind in den Wirtschaftsplänen der 
städtischen Gesellschaften im Jahr 2022 eingeplant (bspw. Ausfall von VHS-Kursen, 
reduzierten Besuchen in den Schwimmbädern, verschobene Operationen und verordnete 
Bettenfreihaltungen im Klinikum sowie ausgefallene Veranstaltungen in der VW-Halle und im 
Eintracht-Stadion etc.) und welche Kompensationsmittel erwartet die Verwaltung von Land 
und Bund? 

Begründung: 

Auch nach mehr als 20 Monaten in der Pandemie ist ein Ende nicht in Sicht. Viel mehr hat 
sich in den vergangenen Wochen durch eine neue Mutation und die schnelle 
Herausforderung von Auffrischungsimpfungen gezeigt, dass Corona immer neue Wendungen 
mit sich bringt. Daher sind auch die finanziellen Risiken und Unwägbarkeiten für den 
Kernhaushalt der Stadt Braunschweig sowie die städtischen Gesellschaften – wie im Übrigen 
sämtliche Staatsfinanzen – noch nicht zu beziffern. 

Für eine realistische Einschätzung der Lage ist es daher erforderlich, diese Risiken im 
Kernhaushalt und vor allem in den Wirtschaftsplänen adäquat abzubilden. Gerade bei den 
städtischen Gesellschaften gibt es solche mit eher geringer Beeinflussung durch die 
Pandemie und solcher mit besonders hoher (vor allem das Klinikum). Es wäre fahrlässig zu 
glauben, dass – besonders vor dem Hintergrund der vergangenen Wochen – Corona in 
wenigen Tagen zu Ende sei. So sehr wir uns alle das auch wünschen mögen. 

Thorsten Köster 
Fraktionsvorsitzender 

Unterschrift 

mailto:FBFinanzen@braunschweig.de


Dez. VII Datum: 24.01.2022 
20.13 

Beantwortung der Anfrage Nr. A 03 der 
CDU-Fraktion zum Haushalt 2022 

Text: 
finanzielle Auswirkungen der Corona-Pandemie 

Welche finanziellen Auswirkungen der Corona-Pandemie sind im Haushaltsplanentwurf 
der Verwaltung für den Kernhaushalt im Jahr 2022 eingeplant (bspw. reduzierte 
Gewerbesteuererträge) und welche Kompensationsmittel erwartet die Verwaltung von 
Land und Bund? 

Welche finanziellen Auswirkungen der Corona-Pandemie sind in den Wirtschaftsplänen 
der städtischen Gesellschaften im Jahr 2022 eingeplant (bspw. Ausfall von VHS-Kursen, 
reduzierten Besuchen in den Schwimmbädern, verschobene Operationen und verordnete 
Bettenfreihaltungen im Klinikum sowie ausgefallene Veranstaltungen in der VW-Halle und 
im Eintracht-Stadion etc.) und welche Kompensationsmittel erwartet die Verwaltung von 
Land und Bund? 

Begründung: 
Auch nach mehr als 20 Monaten in der Pandemie ist ein Ende nicht in Sicht. Viel mehr hat 
sich in den vergangenen Wochen durch eine neue Mutation und die schnelle 
Herausforderung von Auffrischungsimpfungen gezeigt, dass Corona immer neue 
Wendungen mit sich bringt. Daher sind auch die finanziellen Risiken und Unwägbarkeiten 
für den Kernhaushalt der Stadt Braunschweig sowie die städtischen Gesellschaften – wie 
im Übrigen sämtliche Staatsfinanzen – noch nicht zu beziffern. 

Für eine realistische Einschätzung der Lage ist es daher erforderlich, diese Risiken im 
Kernhaushalt und vor allem in den Wirtschaftsplänen adäquat abzubilden. Gerade bei den 
städtischen Gesellschaften gibt es solche mit eher geringer Beeinflussung durch die 
Pandemie und solcher mit besonders hoher (vor allem das Klinikum). Es wäre fahrlässig 
zu glauben, dass – besonders vor dem Hintergrund der vergangenen Wochen – Corona in 
wenigen Tagen zu Ende sei. So sehr wir uns alle das auch wünschen mögen. 

Antwort: 
Im Haushaltsplan 2022 sind bei den für das Jahr 2022 erwarteten Steuererträgen noch 
erhebliche Einbußen gegenüber der letzten nicht von der der Corona-Pandemie 
beeinflussten Haushaltsplanung zu verzeichnen. So liegt die Veranschlagung bei der 
Gewerbesteuer um 9,0 Mio. € unter der Veranschlagung für 2022 im Haushaltsplan 2020. 
Bei den Gemeindeanteilen an der Einkommen- und an der Umsatzsteuer werden 
Mindererträge von 14,6 Mio. € bzw. 1,9 Mio. € erwartet. Nach den aktuellen 
Steuerschätzungsdaten werden die Steuereinnahmen sich ab dem Jahr 2024 wieder den 
prognostizierten Erträgen annähern, die vor der Pandemie für dieses Jahr erwartet 
wurden. Kompensationsmittel für diese Mindererträge vom Bund oder vom Land 
Niedersachsen sind in der Haushaltsplanung bzw. in der mittelfristigen Ergebnis- und 
Finanzplanung nicht enthalten. 



Im Haushaltsplan 2022 sind bei den für das Jahr 2022 erwarteten Steuererträgen noch 
erhebliche Einbußen gegenüber der letzten nicht von der der Corona-Pandemie 
beeinflussten Haushaltsplanung zu verzeichnen. So liegt die Veranschlagung bei der 
Gewerbesteuer um 9,0 Mio. € unter der Veranschlagung für 2022 im Haushaltsplan 2020. 
Bei den Gemeindeanteilen an der Einkommen- und an der Umsatzsteuer werden 
Mindererträge von 14,6 Mio. € bzw. 1,9 Mio. € erwartet. Nach den aktuellen 
Steuerschätzungsdaten werden die Steuereinnahmen sich ab dem Jahr 2024 wieder den 
prognostizierten Erträgen annähern, die vor der Pandemie für dieses Jahr erwartet 
wurden. Kompensationsmittel für diese Mindererträge vom Bund oder vom Land 
Niedersachsen sind in der Haushaltsplanung bzw. in der mittelfristigen Ergebnis- und 
Finanzplanung nicht enthalten. 

Hinsichtlich der Prämissen, die die städtischen Gesellschaften in ihren Wirtschaftsplänen 
zugrunde gelegt haben, wird auf die jeweiligen Beschlussvorlagen, die am 09.12.2021 im 
FPDA behandelt worden sind, verwiesen. In einigen Gesellschaften werden auch im Jahr 
2022 weiterhin Einschränkungen durch die Corona-Pandemie erwartet, die im Rahmen der 
jeweiligen Wirtschaftsplanng in den allgemeinen Ansätzen berücksichtigt worden sind. Die 
finanziell bedeutensten Auswirkungen durch die Corona-Pandemie sind bei der 
Braunschweiger Verkehrs-GmbH und der Städtisches Klinikum Braunschweig gGmbH zu 
verzeichnen. Im Folgenden werden daher weitergehende Erläuterungen nur für diese 
beiden Gesellschaften gegeben: 

Braunschweiger Verkehrs-GmbH (BSVG) 

Der Wirtschaftsplan der BSVG weist für das Jahr 2022 einen Verlust in Höhe von 
31.759 T€ aus. Grundlage bei der Planerstellung war die eher theoretische Annahme einer 
beendeten Pandemie mit noch vergleichsweise geringen Ertragsverlusten in 2022 ohne 
Bundesrettungsschirmmittel. Gegenüber den Vorjahren ergibt sich im Jahr 2022 ein 
deutlicher Anstieg des Verlustes. Dieser Anstieg ist u. a. auch dadurch begründet, dass 
Corona-bedingt etwas geringere Fahrgelderträge auch durch die Abwanderung von 
Kunden kalkuliert wurden. Zum Zeitpunkt der Wirtschaftsplanaufstellung war unklar, ob es 
über das Jahr 2021 hinaus ÖPNV-Rettungsschirm-Leistungen von Bund und Land geben 
wird. Entsprechend konnten keine Ausgleichszahlungen berücksichtigt werden. Die 
zukünftigen Regierungsparteien haben sich jedoch zwischenzeitlich in ihrem 
Koalitionsvertrag dahingehend geäußert, dass pandemiebedingte Einnahmeausfälle wie 
bisher ausgeglichen werden sollen. Entsprechend besteht die Chance, dass sich das 
geplante Jahresergebnis der BSVG noch verbessert. 

Städtisches Klinikum Braunschweig gGmbH (SKBS) 

Der am 09.12.2021 im öffentlichen Teil der Sitzung des Ausschusses für Finanzen, 
Personal und Digitalisierung der Stadt Braunschweig (FPDA) beschlossene 
Wirtschaftsplan für das Geschäftsjahr 2022 des Städtischen Klinikums Braunschweig sieht 
den vollständigen Betrieb ohne Vorhalte-Effekte vor, da keine validen Ist-Daten zum 
Zeitpunkt der Planaufstellung aufgrund der COVID-19-Pandemie vorlagen, so dass keine 
Herleitung von belastbaren Planwerten für das Geschäftsjahr 2022 möglich war (s. 
Wirtschaftsplan 2022, S. 3). Dazu sei gesagt, dass auch die Aufstellung des 
Wirtschaftsplanes 2021 ohne Vorhalte-Effekte erfolgte und gleichzeitig das Jahresergebnis 
in der entsprechenden Hochrechnung voraussichtlich erreicht wird (s. Wirtschaftsplan 
2022, S. 13). 

Nach aktuellem Stand sind im Jahr 2022 zwei wesentliche Kompensationsmittel denkbar: 

Zunächst kommen Finanzhilfen auf Grundlage des Krankenhausfinanzierungsgesetzes 
(KHG) in Betracht. Hierzu zählen Ausgleichszahlungen, die das Städtische Klinikum 
Braunschweig aufgrund der Pandemie verschobener oder ausgesetzter planbarer 



Aufnahmen, Operationen oder Eingriffe beanspruchen kann (sog. Freihaltepauschalen) 
sowie Versorgungsaufschläge für die Behandlung der von COVID-19 betroffenen 
Patientinnen und Patienten. Nach aktueller Rechtslage bestehen diese Finanzhilfen bis 
zum 19.03.2022 fort und unterliegen ferner der Möglichkeit weiterer Fristverlängerungen. 

Darüber hinaus hat der Bundesrat am 17.12.2021 mehrere Forderungen gegenüber dem 
Gesetzgeber zur wirtschaftlichen Sicherung der Krankenhäuser durch Weiterentwicklung 
des aG-DRG-Fallpauschalensystems beschlossen: Dazu zählt insbesondere, neben der 
Differenzierung der Erlöse nach Versorgungsstufen, die Einführung erlösunabhängiger 
Vorhaltepauschalen (sog. Hybrid-DRGs). Die Geschäftsführung des Städtischen Klinikums 
Braunschweig machte bereits zur o. g. Sitzung des FPDA auf eine mögliche Einführung 
der Hybrid-DRGs aufmerksam, da diese einen festen Bestandteil des Koalitionsvertrages 
der Regierungsparteien darstellt (s. Bericht der Geschäftsführung vom 09.12.2021, S. 23). 

gez. Geiger 
____________________ 
Unterschrift (Dez./FBL) 



- A 04 -

Versand per E-Mail an FBFinanzen@braunschweig.de 

CDU-Fraktion wird durch die Verwaltung ausgefüllt 

Antragsteller/in Teilhaushalt / Org.-Einheit 

- / FB 20

Produkt 

ANFRAGE/ANREGUNG ZUM HAUSHALT 2022 

Text: 

Corona-bedingter Passivposten 

Wird der Passivposten ab 2025 über 30 Jahre hinweg linear (jährlich rund 5,9 Millionen Euro) 
abgebaut? 

Welche Auswirkungen haben nach heutiger Planung negative Jahresergebnisse auf den 
Abbau des Passivpostens? 

Gibt es eine Auskunft vom Land Niedersachsen bis wann der Posten abzubauen ist? 

Begründung: 

Das Land Niedersachsen erlaubt im Zuge der Corona-Krise einen Passivposten mit allen in 
diesem Zusammenhang entstandenen Kosten zu bilden, der sich nicht negativ auf die 
Überschussrücklage auswirkt. Auch wenn noch einmal deutlich hervorgehoben werden muss, 
dass es sich bei der Überschussrücklage nicht um bares Geld auf einem Konto, sondern 
lediglich um eine rechnerische Größe handelt, so sagt diese Summe grundsätzlich etwas 
über die finanzielle Gesundung einer Kommune. Die finanziellen Auswirkungen der Corona-
Pandemie sind auch nach mehr als 20 Monaten noch nicht vollends zu beziffern. Bei allen - 
inzwischen wieder positiveren - Vorausschauen für die Entwicklung bei den Steuereinnahmen 
ist jedoch klar, dass die Krise einen negativen Effekt auf die finanzielle Entwicklung von Bund, 
Länder und Kommunen hat. 

Dieser zu bildende Passivposten wirkt sich nun eben nicht negativ auf die 
Überschussrücklage aus und soll laut aktuellen Planungen bis Ende 2022 auf 176,7 Millionen 
Euro angewachsen sein. In der derzeit vorliegenden Planung ist vorgesehen, ab 2025 in die 
Tilgung einzusteigen. Für dieses Jahr ist ein Abbau in Höhe von rund 5,9 Mio. Euro 
vorgesehen, danach endet der Betrachtungszeitraum. Unklar ist nun zum einen, wie die 
weitere Tilgung vorgesehen ist und zum anderen, wie sich ein Mögliches negatives 
Jahresergebnis auf den angenommenen linearen Abbau dieses Passivpostens auswirken 
würde? Diese Frage ist insofern relevant, da der Haushaltsausgleich in der mittelfristigen 
Ergebnis- und Finanzplanung für die Jahre 2023 bis 2025 nur durch Inanspruchnahme der 
bestehenden Überschussrücklagen erreicht werden kann.  

Thorsten Köster 
Fraktionsvorsitzender 

Unterschrift 

mailto:FBFinanzen@braunschweig.de


Dez. VII Datum: 11.02.2022 
20.11 

Beantwortung der Anfrage Nr. A 04 der 
CDU-Fraktion zum Haushalt 2022 

Text: 
Corona-bedingter Passivposten 

Wird der Passivposten ab 2025 über 30 Jahre hinweg linear (jährlich rund 5,9 Millionen 
Euro) abgebaut? 

Welche Auswirkungen haben nach heutiger Planung negative Jahresergebnisse auf den 
Abbau des Passivpostens? 

Gibt es eine Auskunft vom Land Niedersachsen bis wann der Posten abzubauen ist? 

Begründung: 
Hierzu wird auf die Anfrage verwiesen. 

Antwort: 
Zunächst gebe ich den Hinweis, dass auf der Grundlage der Beschlüsse des 
Niedersächsischen Landtages vom 07.12.2021 die Vorschrift des § 182 Abs. 4 Satz 1 
Ziffer 1 NKomVG weiterhin anzuwenden ist. Somit ist auch der erwartete Fehlbetrag des 
ordentlichen und außerordentlichen Ergebnisses des Jahres 2023 (als Pandemie-
Folgejahr) in der Bilanz auf der Passivseite gesondert auszuweisen und nicht der 
Überschussrücklage zu entnehmen. Der Passivposten würde somit auch im Haushaltsjahr 
2023 entsprechend anwachsen. Gemäß § 182 Abs. 4 Satz 2 NKomVG sollen die 
entsprechenden Fehlbeträge in einem Zeitraum von bis zu 30 Jahren gedeckt werden. 

Im Zusammenhang mit der zunächst beabsichtigten Aufhebung der Geltung der 
pandemiebedingten Sonderregelungen hatte das Niedersächsische Ministerium für 
Inneres und Sport (MI) am 24.11.2021 einen Erlass veröffentlicht, der einzelne Hinweise 
zur Anwendung des § 182 Abs. 4 Satz 1 Ziffer 1 NKomVG gab. U. a. wurde in der 
Erwartung, dass die Anwendbarkeit der Vorschrift mit Ablauf des Jahres 2021 enden 
würde, erklärt, dass die 30-Jahresfrist zum Abbau des Passivpostens mit Ablauf des 
Jahres 2022 beginnen würde. Dies hätte bedeutet, dass der Abbau bis Ende 2052 hätte 
abgeschlossen werden sollen. 

Bevor der Erlass wieder aufgehoben wurde, hat die Verwaltung sich an den 
Niedersächsischen Städtetag (NST) gewandt, um u. a. die nunmehr auch seitens der 
CDU-Fraktion gestellten Fragen zu klären. Der NST hat daraufhin das MI kontaktiert und 
von dort eine Antwort erhalten, die leider keine der gestellten Fragen konkret beantwortet 
und auch keine über die bekannten Vorschriften hinausgehenden Erkenntnisse enthält mit 
Ausnahme des folgenden letzten Satzes: 

"Letztendlich entscheiden jedoch die Kommunen im Rahmen ihrer kommunalen 
Selbstverwaltung über den Abbau der epidemischen Fehlbeträge innerhalb der genannten 
Frist.“ 



Somit lässt sich insbesondere die 2. Frage der CDU-Fraktion (Wirkung negativer 
Jahresergebnisse auf den Abbau des Passivpostens) nicht beantworten. 

Zur 3. Frage lässt sich feststellen: Davon ausgehend, dass die pandemiebedingten 
Sonderregelungen im Jahr 2022 für beendet erklärt werden würden und das MI dann 
einen inhaltsgleichen Erlass wie den aufgehobenen vom 24.11.2021 in Kraft setzen würde, 
würde die im Rahmen der Sollvorschrift geltende Frist zur Deckung der Fehlbeträge mit 
Ablauf des Haushaltsjahres 2023 beginnen. Der 30-Jahres-Zeitraum würde damit 2053 
enden. 

Zu der 1. Frage: Die Verwaltung der Stadt Braunschweig hat mit dem Haushaltsentwurf 
2022, der vor dem o. g., wieder aufgehobenen, Erlass und vor dem Entstehen des 
vorstehend zitierten Schriftverkehrs veröffentlicht wurde, den Abbau des Passivpostens 
erstmalig im Umfang eines Dreißigstels im Planjahr 2025 vorgesehen. 

Nach vorläufigen Erkenntnissen über das Jahresergebnis 2021 wird es - wie auch im Jahr 
2020 - nicht zu den geplanten Fehlbeträgen kommen. Auch ein Jahresüberschuss ist nicht 
ausgeschlossen. In diesem Fall wäre der gesonderte Passivposten erneut nicht zu bilden. 
Unter Berücksichtigung dessen wird die Verwaltung für die Haushaltsberatungen im FPDA 
am 03.03.2022 vorschlagen, lediglich für die Planjahre 2022 und 2023 die Bildung des 
Passivpostens im Haushaltsplan 2022 zu berücksichtigen. Am Ende des Haushaltsjahres 
2023 wird er dann voraussichtlich einen deutlich niedrigeren Stand erreichen als zum 
Haushaltsentwurf 2022 erwartet. 

Die Verwaltung beabsichtigt, den im Haushaltsentwurf vorgesehenen Abbau des 
Passivpostens um 5,9 Mio. € unverändert vorzusehen. Dies würde perspektivisch einen 
Abbau in einem kürzeren Zeitraum als 30 Jahre ermöglichen. Allerdings werden die 
weiteren Abbauschritte abhängig von der jeweiligen Haushaltssituation mit jedem 
Haushaltsplanverfahren neu festgelegt werden müssen. 

Gez. Geiger 
____________________ 
Unterschrift (Dez./FBL) 



- A 05 -

Versand per E-Mail an FBFinanzen@braunschweig.de 

CDU-Fraktion wird durch die Verwaltung ausgefüllt 

Antragsteller/in Teilhaushalt / Org.-Einheit 

Diverse / FB 20 

Produkt 

Diverse 

ANFRAGE/ANREGUNG ZUM HAUSHALT 2022 

Text: 

Haushaltsklarheit durch Abgleich der bereitgestellten und der tatsächlich benötigten Mittel 

Hat bei der Erstellung des Verwaltungsentwurfes für den Haushalt 2022 der von der CDU-
Fraktion im Grundlagenantrag "Finanzielle Handlungsfähigkeit erhalten, Haushaltsdefizit 
strukturell abbauen" (Haushalt 2020) geforderte Abgleich der Budgets der einzelnen 
Fachbereiche und deren tatsächlichen Ausgaben Anwendung gefunden? 

Begründung: 

Seit einigen Jahren gibt es eine große Diskrepanz zwischen den verabschiedeten 
Haushaltsentwürfen und den tatsächlichen Jahresabschlüssen. In der Regel kam von der 
Verwaltung der Hinweis, dass es sich jeweils um Einmal-Effekte gehandelt habe. Wenn man 
jedoch tiefer in die entsprechenden Mitteilungen schaute, stellte man fest, dass es in einigen 
Fachbereichen über mehrere Jahre hinweg große Abweichungen - meistens sogar im hohen 
einstelligen Millionenbereich - zwischen den Einplanungen und den tatsächlichen Ausgaben 
gegeben hat. 

Im Sinne des Ausspruchs "Haushaltsklarheit ist Haushaltswahrheit" wurde daher von uns zum 
Haushalt 2020 beantragt, einen Abgleich der Budgets der einzelnen Fachbereiche und deren 
tatsächlichen Ausgaben durchzuführen. Sollte es - wider Erwarten - in einem Jahr dann doch 
einen höheren Finanzbedarf geben, würde es durch eine außer- und überplanmäßige 
Ausgabe einen entsprechenden Ausgleich geben können. Teilweise bedingt durch die 
finanziellen Auswirkungen der Corona-Pandemie werden nun auch die nächsten 
Haushaltsjahre mit hohen Defiziten im Ergebnishaushalt geplant. Der von uns 
vorgeschlagene Abgleich behält daher für die Einschätzung der realen Lage weiterhin 
Relevanz. 

Thorsten Köster 
Fraktionsvorsitzender 

Unterschrift 

mailto:FBFinanzen@braunschweig.de


Dez. VII Datum: 10.02.2022 
20.11 

Beantwortung der Anfrage Nr. A 05 der 
CDU-Fraktion zum Haushalt 2022 

Text: 
Haushaltsklarheit durch Abgleich der bereitgestellten und der tatsächlich benötigten Mittel 

Hat bei der Erstellung des Verwaltungsentwurfes für den Haushalt 2022 der von der CDU-
Fraktion im Grundlagenantrag "Finanzielle Handlungsfähigkeit erhalten, Haushaltsdefizit 
strukturell abbauen" (Haushalt 2020) geforderte Abgleich der Budgets der einzelnen 
Fachbereiche und deren tatsächlichen Ausgaben Anwendung gefunden? 

Begründung: 
Hierzu wird auf die Anfrage verwiesen. 

Antwort: 
Nach dem finanzunwirksamen Antrag FU 273 - Finanzielle Handlungsfähigkeit erhalten, 
Haushaltsdefizit strukturell abbauen - zum Haushalt 2020 sollten die seinerzeit 
vorgesehenen pauschalen Minderaufwendungen aus dem Prozess der 
Haushaltsoptimierung sowie durch Budgetabgleiche erreicht werden.  

Letztendlich ist der Antrag im Rahmen der Haushaltslesung 2020 nicht beschlossen 
worden. 

Unabhängig davon ist die Verwaltung bestrebt, die Gründe für die sich rückblickend 
ergebenden Abweichungen zwischen den Planansätzen und den Jahresergebnissen 
festzustellen mit dem Ziel, die "Überplanungen" im Laufe der nächsten Planungsverfahren 
zurückzuführen. 

gez. Geiger 
____________________ 
Unterschrift (Dez./FBL) 



- A 06 -

Versand per E-Mail an FBFinanzen@braunschweig.de 

CDU-Fraktion wird durch die Verwaltung ausgefüllt 

Antragsteller/in Teilhaushalt / Org.-Einheit 

Diverse / FB 20 

Produkt 

Diverse 

ANFRAGE/ANREGUNG ZUM HAUSHALT 2022 

Text: 

Berücksichtigung entlastender Maßnahmen im Haushalt 2022 

Haben die bekannten finanziellen Rahmenbedingungen dazu geführt, dass Vorschläge von 
der KGSt-Liste, die zunächst in den Kategorien rot oder gelb einsortiert worden waren, im 
Rahmen einer Haushalts-Verbesserung neu bzw. anders bewertet werden? 

Inwiefern sind aufgrund der geschilderten Rahmenbedingungen bedeutsame 
Haushaltsschonungen in den HH-Entwurf eingeflossen? 

Begründung: 

In der Präsentation zur öffentlichen Vorstellung des Haushaltsplanentwurfes werden die 
Rahmenbedingungen der Stadt hinsichtlich der konjunkturellen Lage als „sehr schwierig“, die 
staatlichen Steuereinnahmen als „rückläufig“, die lokalen Steuereinnahmen „stark rückläufig 
bei der Gewerbesteuer und stabil bei der Grundsteuer“ sowie die Ausgabenbelastung für 
Soziales, Bildung und Jugend als „steigend“ bezeichnet. In der mittelfristigen Ergebnis- und 
Finanzplanung für den Zeitraum 2023 bis 2025 ergeben sich Fehlbeträge von rund 67,3 Mio. 
€, 57,2 Mio.€ bzw. 60,2 Mio. €.. Aufgrund dieser Rahmenbedingungen wird der erneut 
verschärfte Druck sowohl auf der Einnahmen- als auch auf der Ausgabenseite deutlich. 

Thorsten Köster 
Fraktionsvorsitzender 

Unterschrift 

mailto:FBFinanzen@braunschweig.de


Dez. VII Datum: 09.02.2022 
20.11 

Beantwortung der Anfrage Nr. A 06 der 
CDU-Fraktion zum Haushalt 2022 

Text: 
Berücksichtigung entlastender Maßnahmen im Haushalt 2022 

Haben die bekannten finanziellen Rahmenbedingungen dazu geführt, dass Vorschläge 
von der KGSt-Liste, die zunächst in den Kategorien rot oder gelb einsortiert worden waren, 
im Rahmen einer Haushalts-Verbesserung neu bzw. anders bewertet werden? 

Inwiefern sind aufgrund der geschilderten Rahmenbedingungen bedeutsame 
Haushaltsschonungen in den HH-Entwurf eingeflossen? 

Begründung: 
In der Präsentation zur öffentlichen Vorstellung des Haushaltsplanentwurfes werden die 
Rahmenbedingungen der Stadt hinsichtlich der konjunkturellen Lage als „sehr schwierig“, 
die staatlichen Steuereinnahmen als „rückläufig“, die lokalen Steuereinnahmen „stark 
rückläufig bei der Gewerbesteuer und stabil bei der Grundsteuer“ sowie die 
Ausgabenbelastung für Soziales, Bildung und Jugend als „steigend“ bezeichnet. In der 
mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung für den Zeitraum 2023 bis 2025 ergeben sich 
Fehlbeträge von rund 67,3 Mio. €, 57,2 Mio.€ bzw. 60,2 Mio. €. Aufgrund dieser 
Rahmenbedingungen wird der erneut verschärfte Druck sowohl auf der Einnahmen- als 
auch auf der Ausgabenseite deutlich. 

Antwort: 

Die von Ihnen in der Begründung genannten (negativen) Rahmenbedingungen der 
konjunkturellen Lage wurden der Präsentation zum Haushaltsentwurf 2021 entnommen. In 
der Version zum Haushaltsentwurf 2022 wurden diese bereits positiver beurteilt 
(konjunkturelle Lage: Aufschwung erwartet, staatliche Steuereinnahmen: wieder 
zunehmend, lokale Steuereinnahmen: Gewerbesteuer: aktuell steigend, Grundsteuer: 
stabil). Lediglich die Ausgabenbelastung für den Bereich Soziales, Bildung und Jugend 
wurde weiterhin mit "steigend" bewertet. 

Die KGSt hat der Stadt Braunschweig im Rahmen des Haushaltsoptimierungs (HHO) 
-Projektes am 16.12.2019 dezernatsweise aufbereitete Listen zu HHO-Vorschlägen
übersandt, die zum überwiegenden Teil mit einer monetären Bewertung versehen waren.
Hierbei wurde das HHO-Potential mit rund 118,0 Mio. € angegeben. Die Verwaltung ist im
Rahmen ihrer Bewertung der Vorschläge im Ampelsystem teilweise auch von der KGSt-
Bewertung abgewichen und hat eine andere Einschätzung der Einsparhöhe
vorgenommen. In einem mehrstufigen Beteiligungsprozess wurden die Vorschläge durch
die Verwaltung letztlich mit den Kategorien "Umsetzung erfolgt", "Umsetzung", "keine
Umsetzung" sowie "Weiterverfolgung / Prüfung" versehen.

Die Beschlussfassung des Rates zu den dezernatsweise aufbereiteten Listen mit den 
Ansatzveränderungen aus der HHO ist am 23.03.2021 im Rahmen der Haushaltslesung 
2021 erfolgt. Im Rahmen der Haushaltsplanung 2021 wurde somit ein von der Verwaltung 
vorgeschlagenes Gesamteinsparvolumen aus diesem Projekt von 24,2 Mio. € im 



Planungszeitraum 2021 bis 2024 berücksichtigt. 

Vorschläge mit der Kennzeichnung "Weiterverfolgung / Prüfung" im Gesamtumfang von 
rund 13,8 Mio. € sollten in dezentraler Zuständigkeit noch abschließend geklärt werden 
und bei möglicher Umsetzung bzw. positiver Beschlussfassung in den Folgejahren zu 
weiteren Haushaltsverbesserungen führen.  

Zwischenzeitlich steht fest, dass zum Teil eine Umsetzung aus rechtlichen bzw. 
tatsächlichen Gründen nicht möglich ist. Andere Vorschläge sind von noch ausstehenden 
Konzepten abhängig bzw. noch im Hinblick auf Wirtschaftlichkeit zu prüfen. Abschließende 
Entscheidungen über die Beendigung der Weiterverfolgung stehen daher noch aus. 

Eine Neubewertung der mit gelb bzw. rot gekennzeichneten Vorschläge gegenüber dem 
Stand des Ratsbeschlusses am 23.03.2021 ist nicht erfolgt. Bedeutsame 
Haushaltsverbesserungen aus dem HHO-Projekt sind daher zu den Ansatzveränderungen 
nicht benannt worden.  

gez. Geiger  
____________________ 
Unterschrift (Dez./FBL) 



- A 07 -

Versand per E-Mail an FBFinanzen@braunschweig.de 

CDU-Fraktion wird durch die Verwaltung ausgefüllt 

Antragsteller/in Teilhaushalt / Org.-Einheit 

Diverse / FB 20 

Produkt 

Diverse 

ANFRAGE/ANREGUNG ZUM HAUSHALT 2022 

Text: 

Konnexitätsprinzip 

Wofür erhält die Stadt Braunschweig vom Land Niedersachsen finanzielle Mittel im Rahmen 
des Konnexitätsprinzips? 

Wie entwickeln sich diese finanziellen Mittel in den Jahren 2022 bis 2025? 

Sind diese finanziellen MIttel jeweils auskömmlich zur Erledigung der übertragenen Aufgabe? 

Wofür erhält die Stadt Braunschweig vom Bund finanzielle Mittel im Rahmen des 
Konnexitätsprinzips? 

Wie entwickeln sich diese finanziellen Mittel in den Jahren 2022 bis 2025? 

Sind diese finanziellen MIttel jeweils auskömmlich zur Erledigung der übertragenen Aufgabe? 

Welche neuen Aufgaben muss die Stadt Braunschweig ab 2022 erledigen (Übertragung von 
Land oder Bund)? 

Begründung: 

Die Begründung erfolgt bei Bedarf mündlich. 

Thorsten Köster 
Fraktionsvorsitzender 

Unterschrift 

mailto:FBFinanzen@braunschweig.de


Dez. VII Datum: 28.02.2022 
20.11 

Beantwortung der Anfrage Nr. A 07 der 
CDU-Fraktion zum Haushalt 2022 

Text: 
Konnexitätsprinzip 
Wofür erhält die Stadt Braunschweig vom Land Niedersachsen finanzielle Mittel im 
Rahmen des Konnexitätsprinzips? 
Wie entwickeln sich diese finanziellen Mittel in den Jahren 2022 bis 2025? 
Sind diese finanziellen MIttel jeweils auskömmlich zur Erledigung der übertragenen 
Aufgabe? 
Wofür erhält die Stadt Braunschweig vom Bund finanzielle Mittel im Rahmen des 
Konnexitätsprinzips? 
Wie entwickeln sich diese finanziellen Mittel in den Jahren 2022 bis 2025? 
Sind diese finanziellen MIttel jeweils auskömmlich zur Erledigung der übertragenen 
Aufgabe? 
Welche neuen Aufgaben muss die Stadt Braunschweig ab 2022 erledigen (Übertragung 
von Land oder Bund)? 

Begründung:  
Die Begründung erfolgt bei Bedarf mündlich. 

Antwort: 
Das Konnexitätsprinzip zu Gunsten der niedersächsischen Kommunen ist dem Grunde 
nach in Art. 57 Abs. 4 der Niedersächsischen Verfassung verankert. Es soll die 
Kommunen vor dem Unterbleiben eines ausreichenden finanziellen Ausgleichs schützen, 
wenn ihnen neue Aufgaben übertragen oder bestehende Aufgaben ausgeweitet werden. 

Im Sommer vergangenen Jahres haben die Städte Hannover, Braunschweig, Wolfsburg 
und Göttingen ein gemeinsames Finanzmemorandum zur krisen- und zukunftssicheren 
Aufstellung der kommunalen Finanzen veröffentlicht. In diesem Rahmen haben sich die 
Autoren auch grundlegend mit dem Thema Konnexität befasst. Die Verwaltung hat dem 
Rat diese Veröffentlichung in Form einer Mitteilung vom 10.07.2021 zur Kenntnis gegeben 
(Ds. Nr. 21-16595). Darüber hinaus enthält der 16. Bericht der Arbeitsgemeinschaft der 
kommunalen Spitzenverbände Niedersachsens zur Finanzlage der Kommunen vom 
22.09.2021 umfangreiche Ausführungen zu diesem Thema. Insgesamt hat sich die 
Einführung des Konnexitätsprinzips aus Sicht der Spitzenverbände als hilfreich erwiesen, 
auch wenn es diverse Lücken und Anwendungsprobleme hat. Herausgestellt wird vor 
allem die präventive Wirkung bei der Schaffung neuer  bzw. Veränderung bestehender 
Aufgaben, die vor einem unzureichenden finanziellen Ausgleich schützt. Der Bericht kann 
unter dem Link https://www.nlt.de/verbandspositionen-11/finanzen/ abgerufen werden. 

Dies vorangestellt beantwortet die Verwaltung die gestellten Fragen wie folgt: 

Die Kommunen verfügen über ein umfangreiches Aufgabenspektrum, das Aufgaben des 
eigenen und des übertragenen Wirkungskreise umfasst. Grundsätzlich wären die den 



Gemeinden zugewiesenen Aufgaben des eigenen Wirkungskreises sowie die Aufgaben 
des übertragenen Wirkungskreises durch Zuweisungen des Bundes und des Landes zu 
finanzieren, zumindest soweit sie den Kommunen nach Inkrafttreten der 
Konnexitätsregelung 2006 übertragen wurden. Tatsächlich fließen Erstattungen für 
einzelne Aufgabengruppen. Im Übrigen erhalten die Kommunen im Rahmen des 
kommunalen Finanzausgleichs Allgemeine Zuweisungen vom Land als pauschale 
Abgeltung für die Wahrnehmung von Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises. Hierfür 
stellt das Land Niedersachsen im laufenden Jahr einen Betrag in Höhe von rd. 490 Mio.€ 
zur Verfügung.  

Aufgrund der Vielzahl von Einzelsachverhalten lässt sich weder die Frage nach den der 
Konnexität folgenden finanziellen Bedarfen noch die nach ihrer tatsächlichen Erfüllung 
beantworten. 

Eine Beantwortung wird auch dadurch erschwert, dass die Auftraggeber die nachfolgend 
aufgezählten und in Finanzmemorandum näher beschriebenen Möglichkeiten nutzen, um 
sich der Konnexitätsverpflichtung zu entziehen: 

1. Rechtsansprüche werden nicht in ausreichendem Umfang mit Finanzmitteln hinterlegt.
2. Eine Aufgabe bleibt den Kommunen weiter vorgeschrieben, aber eine Entgelterhebung

wird untersagt („umgekehrte Konnexität“).
3. Eine Anschubfinanzierung löst einen Handlungsdruck aus, nach Fristablauf entfällt die

Refinanzierung.
4. Standards werden indirekt erhöht („stille Konnexität“).

Über mehrere Beispiele wurde in jüngerer Vergangenheit öffentlich berichtet: Die 
unzureichende Beteiligung des Landes an den Krankenhaus-Investitionen oder der ab 
2026 geltende Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung von Grundschulkindern, bei dem 
der Bund Förderzusagen nur zu der Schaffung der Plätze, nicht aber zu deren Betrieb 
gegeben hat. 

Darüber hinaus ist nicht ausgeschlossen, dass sich eine zusätzliche Kostenübernahme 
durch das Land mindernd bei den Schlüsselzuweisungen im kommunalen Finanzausgleich 
auswirkt. 

Unabhängig davon bestünde selbst im Falle einer optimalen Konnexitätsregelung und 
eines vollständigen Kostenausgleichs immer die Gefahr, dass das Land Niedersachsen in 
die allgemeine Finanzaustattung der Kommunen eingreift. Ein aktuelles Beispiel hierfür ist 
die stufenweise Abschaffung des Landeszuschusses nach dem Ausführungsgesetz zum 
SGB II ab 2022. Hierdurch ergeben sich für die Stadt Braunschweig Mindererträge in Höhe 
von zunächst 1,5 Mio. € im Jahr 2022, die im Folgejahr auf 3,5 Mio. € anwachsen und ab 
2024 dauerhaft 5,5 Mio.€ betragen. 

gez. Geiger 
____________________ 
Unterschrift (Dez./FBL) 



- A 08 -

Versand per E-Mail an FBFinanzen@braunschweig.de 

CDU-Fraktion wird durch die Verwaltung ausgefüllt 

Antragsteller/in Teilhaushalt / Org.-Einheit 

Allg. Finanzw. und 20 / FB 20 

Produkt 

Diverse 

ANFRAGE/ANREGUNG ZUM HAUSHALT 2022 

Text: 

Auswirkungen der steigenden Verschuldung 

Welche Auswirkungen auf die Bonitätsbewertung der Stadt hat der skizzierte 
Schuldenanstieg bis 2025? 

Welche Tilgungspläne sind für die bis 2025 (Ende der momentanen mittelfristigen 
Finanzplanung) aufzunehmenden Kredite vorgesehen bzw. wann soll die Volltilgung der bis 
2025 aufgenommen Schulden erfolgt sein? 

Wie hoch sind die eingeplanten Aufwände für Zins und Tilgung in den Jahren 2018 – 2025 
und mit welchen Summen plant die Verwaltung in den Folgejahren? 

Welche Auswirkungen auf die Bonität der Stadt hat das Ausüben der Experimentierklausel 
und die Ausweitung der Klausel? 

Wie entwickelt sich der Schuldenstand der Stadt perspektivisch bis zum Jahr 2030 bzw. gibt 
es irgendwelche Anzeichen dafür, dass Zins und Tilgung ab 2025 die Neukreditaufnahme 
übersteigen und der Schuldenstand somit faktisch sinken würde? 

Begründung: 

Der Haushalt weist weiterhin eine deutliche Ausdehnung der Neuverschuldung aus. So wird 
bis zum Jahr 2025 prognostiziert, den kumulierten Schuldenstand auf mehr als eine Milliarde 
Euro auszudehnen. Dies stellt einen bisher einmaligen Vorgang in der Geschichte der Stadt 
Braunschweig dar. Und auch wenn die finanziellen Auswirkungen der Corona-Pandemie auch 
die Kommunen mit voller Wucht treffen, so birgt der vorgesehene massive Anstieg der 
Schulden große Risiken vor allem in Bezug auf die Bonität der Stadt und das Zinsrisiko. 

Thorsten Köster 
Fraktionsvorsitzender 

Unterschrift 

mailto:FBFinanzen@braunschweig.de


Dez. VII
FB 20   

Datum: 22.02.2022 

Beantwortung der Anfrage Nr. 08 der 
CDU-Fraktion zum Haushalt 2022 

Text: 
Auswirkungen der steigenden Verschuldung 
Welche Auswirkungen auf die Bonitätsbewertung der Stadt hat der skizzierte 
Schuldenanstieg bis 2025? 
Welche Tilgungspläne sind für die bis 2025 (Ende der momentanen mittelfristigen 
Finanzplanung) aufzunehmenden Kredite vorgesehen bzw. wann soll die Volltilgung der 
bis 2025 aufgenommen Schulden erfolgt sein? 
Wie hoch sind die eingeplanten Aufwände für Zins und Tilgung in den Jahren 2018 – 2025 
und mit welchen Summen plant die Verwaltung in den Folgejahren? 
Welche Auswirkungen auf die Bonität der Stadt hat das Ausüben der Experimentierklausel 
und die Ausweitung der Klausel? 
Wie entwickelt sich der Schuldenstand der Stadt perspektivisch bis zum Jahr 2030 bzw. 
gibt es irgendwelche Anzeichen dafür, dass Zins und Tilgung ab 2025 die 
Neukreditaufnahme übersteigen und der Schuldenstand somit faktisch sinken würde? 

Begründung:  
Der Haushalt weist weiterhin eine deutliche Ausdehnung der Neuverschuldung aus. So 
wird bis zum Jahr 2025 prognostiziert, den kumulierten Schuldenstand auf mehr als eine 
Milliarde Euro auszudehnen. Dies stellt einen bisher einmaligen Vorgang in der 
Geschichte der Stadt Braunschweig dar. Und auch wenn die finanziellen Auswirkungen 
der Corona-Pandemie auch die Kommunen mit voller Wucht treffen, so birgt der 
vorgesehene massive Anstieg der Schulden große Risiken vor allem in Bezug auf die 
Bonität der Stadt und das Zinsrisiko. 

Antwort: 
1. Welche Auswirkungen auf die Bonitätsbewertung der Stadt hat der skizzierte Schulden-
anstieg bis 2025?

Der skizzierte Schuldenanstieg wird sich auf Bonitätsbeurteilung von Banken voraussicht-
lich kaum auswirken, da diese das Kreditausfallrisiko von Kommunen vorrangig auf 
Grundlage der bestehenden Insolvenzunfähigkeit der Kommunen beurteilen. Konkret be-
deutet dies, dass Banken keine auf die Stadt Braunschweig bezogene Bonitätsprüfung 
vornehmen; sondern auf die Bonität der Bundesrepublik Deutschland (Rating AAA) ab-
stellen. 

Denkbar ist allerdings, dass sich nach einem gestiegenen Schuldenstand der Kreis von 
Investoren verringert, die sich z. B. für Geldanlagen in Schuldscheindarlehen interessie-
ren bzw. dass die Investoren eine höhere Marge in den Zinssatz einrechnen.  

Bislang ist zu verzeichnen, dass ein unvermindertes Interesse an der Vergabe von Kredi-
ten oder auch Schuldscheindarlehen von großen Versicherungen und Pensionsfonds an 
die Stadt Braunschweig besteht. Bei steigendem Schuldenstand wird es sinnvoll sein, 
weiter auf eine weitere Verbreiterung des Kreises der Geldgeber und der Finanzierungs-



formen hinzuarbeiten. Wenn es gelingt, auch weiterhin im tatsächlichen Vollzug und dar-
über hinaus auch stärker als bisher auf Planebene im Durchschnitt ausgeglichene städti-
sche Haushalte zu erreichen, sollten auch deutlich erhöhte Schuldenstände, denen je-
weils der Vermögenswert neu geschaffener städtischer Infrastruktur gegenübersteht, 
dauerhaft tragfähig sein. 

2. Welche Tilgungspläne sind für die bis 2025 (Ende der momentanen mittelfristigen
Finanz-planung) aufzunehmenden Kredite vorgesehen bzw. wann soll die Volltilgung der
bis 2025 aufgenommen Schulden erfolgt sein?

Bei der Haushaltsplanung 2022-2025 wurde für neue Kreditaufnahmen zur Finanzierung 
von Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen eine Laufzeit von 30 Jahren und 
für neue Kreditaufnahmen zur Finanzierung von Investitionen städtischer Gesellschaften 
eine Laufzeit von 25 Jahren zugrunde gelegt. In beiden Fällen sind gleichbleibende Til-
gungsraten vorgesehen. In der praktischen Ausführung werden - insbesondere bei den 
städtischen Gesellschaften - auch Kredite mit kürzeren oder längeren Laufzeiten verein-
bart. Die Laufzeit soll sich grundsätzlich an den Nutzungsdauern der mit den Krediten fi-
nanzierten Wirtschaftsgütern orientieren. 

Die Frage, wann die Volltilgung der aufgenommenen Kredite erfolgt sein wird, lässt sich 
verlässlich lediglich für die am 31. Dezember 2021 bestehenden Darlehen sagen. Die 
Kredite des Kernhaushalts werden voraussichtlich Ende 2050 und die im Rahmen der 
Experimentierklausel bestehenden Darlehen voraussichtlich Ende 2070 (Laufzeit von 50 
Jahren für Kredite der Städt. Klinikum Braunschweig gGmbH) vollständig getilgt sein. 

3. Wie hoch sind die eingeplanten Aufwände für Zins und Tilgung in den Jahren 2018-
2025 und mit welchen Summen plant die Verwaltung in den Folgejahren?

Die (voraussichtlichen) Zins- und Tilgungsleistungen sind der nachstehenden Tabelle zu 
entnehmen. 

 Angaben in Mio. EUR 
Ist gemäß Hh-Plan-Entwurf 2022 

2018 2019 2020 2021  2022 2023 2024 2025 
 (vorläufig) 

Zinsen  5,7 6,1 6,2 6,2   8,1 11,3 13,7 16,0 
Tilgung 4,5 4,6 6,0 8,8  13,9 19,9 24,3 29,0 

Da die mittelfristige Finanzplanung des Haushaltsplans 2022 Ende 2025 endet, gibt es 
keine über diesen Zeitpunkt hinausgehende Planung. 

4. Welche Auswirkungen auf die Bonität der Stadt hat das Ausüben der Experimentierklau-
sel und die Ausweitung der Klausel?

Hierzu wird auf die die Ausführungen zu Nr. 2 verwiesen.  

Darüber hinaus weisen wir auf die bankregulatorische Betrachtung einiger Banken hin, 
wonach der Konzern Stadt Braunschweig von kreditgebenden Banken weitgehend im 
Verbund bewertet wird, so dass die Anwendung der Experimentierklausel keinen maß-
geblichen Einfluss auf die Auswirkungen der Bonität aufweist.  

5. Wie entwickelt sich der Schuldenstand der Stadt perspektivisch bis zum Jahr 2030 bzw.
gibt es irgendwelche Anzeichen dafür, dass Zins und Tilgung ab 2025 die Neukreditauf-
nahme übersteigen und der Schuldenstand somit faktisch sinken würde?



Maßgeblich bei der isolierten Betrachtung einer Nettoneuverschuldung ist die Summe der 
in einem Jahr getätigten Kreditaufnahmen abzüglich der im selben Jahr geleisteten Til-
gungszahlungen. Die Entwicklung der Verschuldung hängt somit ausschließlich von neu-
en Kreditaufnahmen und den Tilgungsleistungen ab. Die Höhe der Zinszahlungen hinge-
gen ist lediglich ergebniswirksam. Dies wird bei der Frage einer Nettoneuverschuldung 
nicht mitbetrachtet, hat jedoch Auswirkungen auf die Höhe des Jahresergebnisses im Er-
gebnishaushalt. 

Da die mittelfristige Finanzplanung des Haushaltsplans 2022 Ende 2025 endet, gibt es 
keine über diesen Zeitpunkt hinausgehende Planung. Daher kann auch keine Aussage 
getroffen werden, ob die Tilgung nach 2025 die Neukreditaufnahme übersteigt und der 
Schuldenstand faktisch sinkt. 

In den letzten Jahren konnte festgestellt werden, dass nicht alle Investitionsmaßnahmen 
wie geplant umgesetzt werden konnten. Da es sich jedoch lediglich um eine zeitliche Ver-
schiebung handelt, besteht weiterhin ein entsprechender Finanzierungsbedarf, der vo-
raussichtlich nur über Kreditaufnahmen gedeckt werden kann. Vor diesem Hintergrund ist 
eine Verringerung des Schuldenstands bis zum Jahr 2030 eher unwahrscheinlich, je-doch 
neben dem zu finanzierenden Investitionsniveau auch beeinflusst durch die städtische 
Haushaltslage insgesamt. 

Gez. Geiger 
____________________ 
Unterschrift (Dez./FBL) 



Versand per E-Mail an FBFinanzen@braunschweig.de 

Die FRAKTION. - DIE LINKE., 
Volt, Die PARTEI 

wird durch die Verwaltung ausgefüllt 

Antragsteller/in Teilhaushalt / Org.-Einheit 

Produkt 

ANFRAGE/ANREGUNG ZUM HAUSHALT 2022 

Text: 

Welche konkreten Auswirkungen hat die Beteiligung der Stadt an der "Allianz für die Region 
GmbH" und der "Metropolregion HBGW GmbH" in den letzten zwei Jahren für Braunschweig 
gehabt?  

Begründung: 

Im Entwurf werden 180.000 € und 50.000 € als Beteiligungskosten angesetzt. Dazu wird 
kritisch hinterfragt, ob daraus ein konkreter Vorteil für die Stadt Braunschweig abgeleitet 
werden kann.  

gez. Kai Tegethoff 

Unterschrift 

20 / FB 20

Diverse

- A 09 -

mailto:FBFinanzen@braunschweig.de


Datum: 14.02.2022Dez. VII 
20.13 

Beantwortung der Anfrage Nr. A 09 der 
Gruppe Die FRAKTION. – DIE LINKE., Volt und Die PARTEI zum Haushalt 2022 

Text: 
Welche konkreten Auswirkungen hat die Beteiligung der Stadt an der "Allianz für die 
Region GmbH" und der "Metropolregion HBGW GmbH" in den letzten zwei Jahren für 
Braunschweig gehabt? 

Begründung:  
Im Entwurf werden 180.000 € und 50.000 € als Beteiligungskosten angesetzt. 
Dazu wird kritisch hinterfragt, ob daraus ein konkreter Vorteil für die Stadt 
Braunschweig abgeleitet werden kann. 

Antwort: 
1. Metropolregion Hannover Braunschweig Göttingen Wolfsburg GmbH

Zur Beantwortung wird auf die Mitteilung außerhalb von Sitzungen vom 14. September 
2021 (21-16939) verwiesen, in der umfassend über die Gesellschaft berichtet wird. 

Ergänzend wird beispielhaft auf derzeit mit oder über die Gesellschaft laufende Projekte 
insbesondere im Bereich der Stadt/Region Braunschweig verwiesen: 

- Projekt „InCa4D“ (https://metropolregion.de/gesundheit/inca-4d/)
- Projekt „PaPräKa“ (https://metropolregion.de/gesundheit/papraeka/)
- Projekt „#HealthHack“ (https://metropolregion.de/gesundheit/healthhack/)
- Projekt „ISAN“ (https://plri.de/forschung/projekte/zentrum-fuer-unfall-und-notfallinformatik)
- Projekt „Innovative Betreuung, Versorgung und Pflege in Wohn- und Pflegeeinrichtungen
durch Roboter - Ein Bürgerwissenschaftlicher Ansatz“
(https://www.ostfalia.de/cms/de/pws/meyer/detail/news/080e70d8-fee5-11e8-99a4-
d96edd3be9f9
- Projekt „Campus.Metropolregion – Studie Kreative Orte“
(https://www.braunschweig.de/wirtschaft_wissenschaft/wirtschaftsfoerderung/presse/press
e-2020/pm_studie_creative_spaces_bs.php)
- Gemeinschaftsstand „Expo Real“ (https://metropolregion.de/standortmarketing/exporeal/)

2. Allianz für die Region GmbH



Die Allianz für die Region GmbH sieht sich insbesondere in ihren vier Aktionsfeldern 
- Fachkräfte sichern und gewinnen
- Region vermarkten
- Wirtschaft fördern und Ansiedlung unterstützen
- Mobilität gestalten

als Partner der Kommunen der Region. Als Anlage ist eine Kurzpräsentation der 
Gesellschaft beigefügt. 

Gez. Geiger 
____________________ 
Unterschrift (Dez./FBL) 



Die Allianz für die Region GmbH
Wir. Gemeinsam für eine starke Region der Zukunft.
Unternehmensdarstellung
zur Beantwortung der Anfrage im Rat der Stadt Braunschweig
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Unsere Region ist stark

Unsere Region meistert 
große Herausforderungen
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Unsere DNA

KOOPERATION + SCHNITTSTELLE
Wirtschaft, Wissenschaft,
Politik, Verwaltung,
Wirtschaftsverbände, Gewerkschaften

GEMEINSAM 
+ VERNETZT
Starke Wirtschaft
Wissenstransfer 
Nachhaltige Mobilität

STARK

REGIONAL
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Unsere GESELLSCHAFTER

STÄDTE Braunschweig, Wolfsburg und Salzgitter

LANDKREISE Gifhorn, Goslar, Helmstedt, Peine und Wolfenbüttel

Politik & Verwaltung Wirtschaft & Gesellschaft
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Unser STECKBRIEF

21
gleichberechtigte 
Gesellschafter

GESCHÄFTSLEITUNG
Wendelin Göbel 

Manfred Günterberg
Thomas KrauseMehr als

40
MITARBEITERINNEN 
und MITARBEITER 2013

Standort 
BRAUNSCHWEIG
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Unser FOKUS

PROJEKTE 
+ PROGRAMME

NEUE THEMEN 
+ PROZESSE

NETZWERKE 
+ VERANSTALTUNGEN

ANLAUFSTELLE 
+ MODERATOR
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Unsere AKTIONSFELDER

FACHKRÄFTE
sichern & gewinnen

REGION
vermarkten

WIRTSCHAFT fördern &
ANSIEDLUNG unterstützen

MOBILITÄT
gestalten
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Unsere PROJEKTE

ZeitOrte

MESSEN & EVENTS

Dual Career Netzwerk
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APP Die Region Braunschweig-Wolfsburg

JOBBÖRSE

Touristisches Marketing
Image- und

Fachkräftekampagnen

SOCIAL MEDIA AKTIVITÄTENRegionale Kompetenzstelle Mobilität

Allianz für intelligente 
und vernetzte Mobilität

Forschungsparkhaus

Gemeinschaftsstände Mobilität

Betriebsnachbarschaften Fachkräfte

Berufliche Orientierung

Fachkräftebündnis SüdOstNiedersachsen

Kompetent in Pflege – KOPF

Welcome Center

EU-Projekt GrowIn 4.0

Unternehmensnachfolge
Projektbüro SüdOstNiedersachsen

Berufsorientierung 2030
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Unsere ROLLEN

REGIONALPORTALAPPZEITORTEJOBBÖRSETOURISTISCHESMARKETINGIMAGEUNDFA
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REGION

REGION vermarkten

– Regionalportal die-region.de
– App „Die Region Braunschweig-Wolfsburg“
– Image- und Fachkräftekampagnen
– Netzwerk ZeitOrte
– Messen & Events
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MOBILITÄT gestalten

– Regionale Kompetenzstelle Mobilität
– Allianz für intelligente und vernetzte Mobilität
– Forschungsparkhaus
– Gemeinschaftsstände Mobilität

MOBILITÄT
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FACHKRÄFTE sichern und gewinnen

FACHKRÄFTE

– Betriebsnachbarschaften Fachkräfte
– Berufsorientierung 2030
– Berufliche Orientierung
– Dual Career Netzwerk
– Fachkräftebündnis SüdOstNiedersachsen
– Kompetent in Pflege – KOPF
– Welcome Center der Region



Seite 15

WIRTSCHAFT fördern

WIRTSCHAFT

– Unternehmensnachfolge
– EU-Projekt GrowIn 4.0
– Projektbüro SüdOstNiedersachsen
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ANSIEDLUNG unterstützen

ANSIEDLUNG

– Gewerbeflächenentwicklung und -vermarktung
– Messebeteiligung ExpoReal
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Gemeinsam für eine starke Region der Zukunft

Allianz für die Region
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Wir freuen uns auf Sie.

Allianz für die Region GmbH

Frankfurter Straße 284

38122 Braunschweig

Tel  +49 (0)531 1218 - 0

Fax +49 (0)531 1218 - 123

info@allianz-fuer-die-region.de

www.allianz-fuer-die-region.de
www.die-region.de
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Versand per E-Mail an FBFinanzen@braunschweig.de 

Die FRAKTION. - DIE LINKE., 
Volt, Die PARTEI 

wird durch die Verwaltung ausgefüllt 

Antragsteller/in Teilhaushalt / Org.-Einheit 

Produkt 

ANFRAGE/ANREGUNG ZUM HAUSHALT 2022 

Text: 

Warum werden bei verschiedenen Produkten, die im Zusammenhang mit der Corona-
Pandemie eingerichtet wurden, die Ergebnisse für 2022 auf 0 gesetzt?  

Begründung: 

Beim FB 20 wurden im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie die folgenden Produkte 
eingerichtet: 
- Rettungsdienst FB20 Krisenaufw.
- Katastrophenschutz FB 20 - Impfzentren
- Schulische Aufgaben FB20 Krisenaufw.
- Frauenhäuser FB20 Krisenaufw.
- Tageseinrichtungen f. Kinder FB20 Krisenaufw.
- Gesundheitspflege FB20 Krisenaufw.
Da die Pandemie noch lange nicht vorbei ist, ist die Null in diesen Bereichen 
erklärungsbedürftig. 

gez. Kai Tegethoff 

Unterschrift 

20 / FB 20

Diverse

- A 10 -

mailto:FBFinanzen@braunschweig.de


Dez. VII Datum: 10.03.2022 
20.11 

Beantwortung der Anfrage Nr. A 10  der 
Gruppe Die FRAKTION. zum Haushalt 2022 

Text: 
Warum werden bei verschiedenen Produkten, die im Zusammenhang mit der Corona-
Pandemie eingerichtet wurden, die Ergebnisse für 2022 auf 0 gesetzt? 

Begründung: 
Es wird auf die Anfrage verwiesen. 

Antwort: 
Für die Bewältigung der Corona-Pandemie wurden im Haushaltsjahr 2020 
außerplanmäßig 10 Mio. Euro als zentraler Ansatz im Teilhaushalt FB 20 bereitgestellt. 
Die in diesem Zusammenhang gebuchten Ist-Aufwendungen und -Erträge wurden und 
werden im Rahmen der Jahresabschlussarbeiten den in der Anfrage genannten Produkten 
bzw. untergeordneten Leistungen zugeordnet.  

Zum Zeitpunkt der Erstellung des Haushaltsplanentwurfs 2022 war davon auszugehen, 
dass im Jahr 2022 entsprechende Aufwendungen nicht mehr anfallen werden.  

Aufgrund der Fortdauer der Pandemie und insbesondere der Bereitstellung von 
Impfangeboten wurden inzwischen Ansatzveränderungen der Verwaltung zu dem 
Sammelansatz "Maßnah. i.Z.m. Einr. Impfzentren" in die Listen für die 
Haushaltsberatungen aufgenommen. Die Beschlussfassung des Rates über den Haushalt 
2022 vorausgesetzt werden diese Erträge und Aufwendungen auch in den 
Planungsprozessen auf ein Produkt übertragen. In der Endausfertigung des 
Haushaltsplans 2022 erscheinen sie dann beim Produkt "Katastrophenschutz FB 20 - 
Impfzentren". 

gez. Geiger    
____________________ 
Unterschrift (Dez./FBL) 



Versand per E-Mail an FBFinanzen@braunschweig.de 

Die FRAKTION. - DIE LINKE., 
Volt, Die PARTEI 

wird durch die Verwaltung ausgefüllt 

Antragsteller/in Teilhaushalt / Org.-Einheit 

Produkt 

ANFRAGE/ANREGUNG ZUM HAUSHALT 2022 

Text: 

1. Die Verwaltung wird gebeten zu erläutern, warum der Zuschussbedarf für das Klinikum mit
0 € angesetzt wird?
2. Was genau beinhaltet das "Performance Programm" des Klinikums, mit dem mindestens
ausgeglichene Jahresergebnisse des Klinikums ab 2023 erreicht werden sollen?

Begründung: 

Für 2020 betrug das festgestellte Jahresergebnis -11,9 Mio. € und die Höhe des Zuschusses 
belief sich auf 35,9 Mio. Euro. 2021 ist ein Ergebnis von -8,9 Mio. € geplant und der Zuschuss 
soll 11,9 Mio. Euro betragen. Für 2022 sieht der Wirtschaftsplan (aus 2021) ein Ergebnis von 
- 3,3 Mio. Euro vor. Vor dem Hintergrund dieser Zahlen ist die Null erklärungsbedürftig.
Der Begriff "Performance Programm" des Klinikums findet sich in der Präsentation des 
Entwurfes. Seine Bestandteile wurden nicht erläutert. 

gez. Kai Tegethoff 

Unterschrift 

20 / FB 20

1.41.4110.01

- A 11 -

mailto:FBFinanzen@braunschweig.de


Dez. VII
 

Datum: 24.01.2022 
20.13 

Beantwortung der Anfrage Nr. A 11 der 
Gruppe Die FRAKTION.  – DIE LINKE., Volt und Die PARTEI zum Haushalt 2022 

Text: 
1.Die Verwaltung wird gebeten zu erläutern, warum der Zuschussbedarf für das Klinikum
mit 0 € angesetzt wird?

2.Was genau beinhaltet das "Performance Programm" des Klinikums, mit dem mindestens
ausgeglichene Jahresergebnisse des Klinikums ab 2023 erreicht werden sollen?

Begründung:  
Für 2020 betrug das festgestellte Jahresergebnis -11,9 Mio. € und die Höhe des 
Zuschusses belief sich auf 35,9 Mio. Euro. 2021 ist ein Ergebnis von -8,9 Mio. € geplant 
und der Zuschuss soll 11,9 Mio. Euro betragen. Für 2022 sieht der Wirtschaftsplan (aus 
2021) ein Ergebnis von -3,3 Mio. Euro vor. Vor dem Hintergrund dieser Zahlen ist die Null 
erklärungsbedürftig. 

Der Begriff "Performance Programm" des Klinikums findet sich in der Präsentation des 
Entwurfes. Seine Bestandteile wurden nicht erläutert. 

Antwort: 
Zu 1.: 

Die Verwaltung sieht aus mehreren Gründen für das Haushaltsjahr 2022 keine 
Ausgleichszahlungen für das Städtische Klinikum Braunschweig vor: 

In der entsprechenden Hochrechnung für das Geschäftsjahr 2021 wird das Jahresergebnis 
voraussichtlich erreicht (s. Wirtschaftsplan 2022, S. 13). Ferner wurden mit Änderung des 
Krankenhausfinanzierungsgesetzes (KHG) vom 10. Dezember 2021 die sog. 
Freihaltepauschalen für den Zeitraum vom 15. November 2021 bis zum 31. Dezember 
2021 für aufgrund der COVID-19-Pandemie verschobener oder ausgesetzter planbarer 
Aufnahmen, Operationen und Eingriffe erneut eingeführt – was darüber hinaus die 
prognostizierte Zielerreichung begünstigt.  

Hinsichtlich des Geschäftsjahres 2022 ist zunächst festzustellen, dass sich der Planansatz 
von rd. -2,8 Mio. € allmählich in Richtung eines ausgeglichenen Jahresergebnisses bewegt 
(vgl. hierzu Planansatz 2021: rd. -9 Mio. €; s. Wirtschaftsplan 2022, S. 13), so dass der 
Ausgleich eines möglichen Jahresfehlbetrages aus den Rücklagen vertretbar erscheint 
und einen städtischen Zuschuss somit voraussichtlich nicht erforderlich macht. 
Grundsätzlich ist zu sagen, dass das Städtische Klinikum Braunschweig nach bisheriger 
Maßgabe ohne Zuschüsse der Stadt Braunschweig auskommt und die für das 
Geschäftsjahr 2020 gezahlten Zuschüsse damit eine Ausnahme darstellen. Im Übrigen 
wird auf zwei wesentliche Mittel zur Kompensation der Auswirkungen der COVID-19-
Pandemie verwiesen, die der Stellungnahme zur Anfrage A_03 der CDU-Fraktion zu 
entnehmen sind. 



Zu 2.: 

Die Thematisierung des Ergebnisverbesserungsprogramms „skbs.performance“ (EVP) 
erfolgte zuletzt in der Sitzung des Ausschusses für Finanzen, Personal und Digitalisierung 
der Stadt Braunschweig (FPDA) am 9. Dezember 2021: Das EVP wurde im Jahr 2019 
begonnen und enthält 19 Projekte und Sofortmaßnahmen zur Optimierung verschiedener 
Positionen der Gewinn- und Verlustrechnung bzw. Kostenstellen mit einem kalkulierten 
Ergebnisverbesserungspotenzial von fast 42 Mio. €, das kumulativ bis Ende 2023 erreicht 
werden soll (s. Bericht der Geschäftsführung vom 9. Dezember 2021, S. 17 f.; 
Wirtschaftsplan 2022, S. 18). 

In der o. g. FPDA-Sitzung legte die Geschäftsführung des Städtischen Klinikums 
Braunschweig dar, dass trotz andauernder Pandemie an dem Ziel festgehalten wird, 
mithilfe des EVP im Geschäftsjahr 2023 ein ausgeglichenes Jahresergebnis zu erreichen 
(s. Bericht der Geschäftsführung vom 9. Dezember 2021, S. 17). Die Berichterstattung 
über den Fortschritt des EVP erfolgt seitens des Städtischen Klinikums Braunschweig 
zumeist im Rahmen der Aufstellung der Wirtschaftspläne und Jahresabschlüsse in den 
entsprechenden Sitzungen des FPDA. 

Gez. Geiger 
____________________ 
Unterschrift (Dez./FBL) 
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Versand per E-Mail an FBFinanzen@braunschweig.de 

SPD-Fraktion wird durch die Verwaltung ausgefüllt 

Antragsteller/in Teilhaushalt / Org.-Einheit 

40 / FB 40 

Produkt 

Diverse (IM) 

ANFRAGE/ANREGUNG ZUM HAUSHALT 2022 

Text: 

Digitalisierung in Schulen 

Im Zusammenhang mit der Digitalisierung der Braunschweiger Schulen bitten wir die 
Verwaltung um eine Stellungnahme, die die nachfolgenden Fragen aufgreift: 

Welche Möglichkeiten bestehen auf Landes- und städtischer Ebene, um die Digitalisierung 
der Schulen in Braunschweig weiter konzentriert zu stärken und voranzutreiben? Welche 
Chancen bietet der Digitalpakt Schule, die Vorhaben des Medienentwicklungsplans voran zu 
bringen? Welche Kosten würden entstehen, um alle Schülerinnen und Schüler, die über kein 
eigenes Endgerät verfügen, mit einem solchen auszustatten? Wie und in welchem 
Zeitrahmen lässt sich die Ausstattung aller Schulen mit zuverlässigem WLAN realisieren? 
Wie kann allen Schulen gewährleistet werden, dass sie eine/n zuverlässige/n 
Ansprechpartner/in bei der Umsetzung des digitalen Unterrichts haben, wer (Land/Kommune) 
ist dafür zuständig? 

Begründung: 

In der Vergangenheit hat sich gezeigt, dass die Schulen aller Schulformen auf eine 
verlässliche Ausstattung zur Digitalisierung angewiesen sind. Der Prozess des Ausbaus und 
die Bereitstellung von Beratungskräften müssen konsequent fortgeführt werden. 

Gez. Christoph Bratmann 

Unterschrift 

mailto:FBFinanzen@braunschweig.de


Dez. V Datum: 06.01.2022 
FB 40 

Beantwortung der Anfrage Nr. A 12 der 
SPD-Fraktion zum Haushalt 2022 

Text: 
Digitalisierung in Schulen 

Im Zusammenhang mit der Digitalisierung der Braunschweiger Schulen bitten wir die 
Verwaltung um eine Stellungnahme, die die nachfolgenden Fragen aufgreift: 

Welche Möglichkeiten bestehen auf Landes- und städtischer Ebene, um die Digitalisierung der 
Schulen in Braunschweig weiter konzentriert zu stärken und voranzutreiben? Welche Chancen 
bietet der Digitalpakt Schule, die Vorhaben des Medienentwicklungsplans voran zu bringen? 
Welche Kosten würden entstehen, um alle Schülerinnen und Schüler, die über kein eigenes 
Endgerät verfügen, mit einem solchen auszustatten? Wie und in welchem Zeitrahmen lässt 
sich die Ausstattung aller Schulen mit zuverlässigem WLAN realisieren? Wie kann allen 
Schulen gewährleistet werden, dass sie eine/n zuverlässige/n Ansprechpartner/in bei der 
Umsetzung des digitalen Unterrichts haben, wer (Land/Kommune) ist dafür zuständig? 

Begründung:  
In der Vergangenheit hat sich gezeigt, dass die Schulen aller Schulformen auf eine 
verlässliche Ausstattung zur Digitalisierung angewiesen sind. Der Prozess des Ausbaus und 
die Bereitstellung von Beratungskräften müssen konsequent fortgeführt werden. 

Antwort: 
Im Rahmen der aktuellen Laufzeit des Medienentwicklungsplans (2019 bis 2023) investiert die 
Stadt Braunschweig 27,9 Mio. Euro in den digitalen Ausbau der Schulen. Davon sind 14,2 Mio. 
Euro städtische Mittel. Der verbleibende Anteil i. H. v. 13.733.878,00 Euro wird aus dem 
Digitalpakt Schule finanziert. Bis Ende des Jahres 2021 wurden bereits Förderanträge in Höhe 
von insgesamt 7.002.360,90 Euro (Datennetzmodernisierung und Ausbau WLAN) bewilligt. 
Weitere Anträge werden sukzessive eingereicht. Es ist geplant, bis Mitte 2023 alle  
Fördermittel beantragt zu haben. Der Digitalpakt bietet die Chancen, die Digitalisierung der 
Schulen in Braunschweig konzentriert zu stärken und voran zu bringen. So wurden im  
Rahmen des Digitalpaktes in den ersten Schulen Gigabit-Internetanbindungen realisiert und 
Sanierungen bzw. Erweiterungen der Netzwerkinfrastruktur, die Voraussetzung für das WLAN-
Netz sind, abgeschlossen oder begonnen.  

Die Schulen werden zudem sukzessive mit digitalen Tafeln ausgestattet. Seit September 2021 
konnten die ersten 154 Tafeln an 27 Schulen ausgeliefert werden. Es ist geplant, bis Ende des 
Förderzeitraumes insgesamt ca. 1000 Tafeln in den Schulen zu installieren. Im Zuge des 
Sofortausstattungsprogramms des Digitalpaktes wurden auf der Basis der Bedarfsmeldungen 
der Schulen rund 2.300 Leihgeräte für Schülerinnen und Schüler (SuS) aus benachteiligen 
Familien beschafft und ausgeliefert. Aktuell sind rund 2.600 mobile Endgeräte für die 
Lehrkräfte der Braunschweiger Schulen bestellt. Aufgrund weltweiter Lieferschwierigkeiten 
konnten davon erst 100 Geräte (Android-Tablets) an die Schulen ausgeliefert werden.  



Grundsätzlich wurden alle Schulen, soweit es die existierenden Datennetze ermöglichen, mit 
einer begrenzten Stückzahl an WLAN Accesspoints ausgestattet. Diese können stationär oder 
mobil eingesetzt werden. Für die weitere Umsetzung der mit dem Medienentwicklungskonzept 
beschlossenen flächendeckenden Ausstattung mit WLAN-Technik sind weitere 
Baumaßnahmen zur Sanierung und Erweiterung der Datennetze als technische 
Voraussetzung erforderlich. Diese werden entweder als eigenständige Maßnahme an 
Auftragnehmer vergeben oder innerhalb allgemeiner Hochbausanierungen der Schulen mit 
durchgeführt. Im Anschluss an die Baumaßnahme in einer Schule wird die WLAN-Technik dort 
im erweiterten Rahmen umgesetzt. Die aktiven Netzwerkkomponenten und die 
Internetzugänge werden im Rahmen des Medienentwicklungskonzeptes (bis Ende 2023) 
modernisiert.  

Im Rahmen des Sofortausstattungsprogramms wurden die SuS, die über kein eigenes Gerät 
verfügen, mit Leihgeräten ausgestattet. Von den Braunschweiger Schulen wurde ein Bedarf 
von 2.300 Geräten gemeldet. Diese Zahl bietet eine Orientierung, wenn alle SuS, die kein 
eigenes Gerät besitzen, ausgestattet werden sollen. Allerdings ist zu berücksichtigen, dass es 
in der Vergangenheit auch Spenden an Kinder und Jugendliche aus benachteiligten Familien 
gab (z. B. Bürgerstiftung, Volkswagen BraWo Stiftung, Hey, Alter! Braunschweig e.V.), so dass 
der Bedarf bei Umsetzung eines solchen Vorhabens grundsätzlich neu erhoben werden muss. 
Wenn alle SuS der allgemeinbildenden Schulen ab Klasse 1 und alle Vollzeit-SuS der BBSen 
seitens des Schulträgers mit einem iPad ausgestattet werden würden, würden Kosten i. H. v. 
ca. 19,3 Mio. Euro entstehen, die nach einem Abschreibungszeitraum von 4 bis 5 Jahren 
reinvestiert werden müssten (ggfs. Kostenbeteiligung der Erziehungsberechtigten durch 
Verleihverfahren ähnlich der Schulbuchausleihe denkbar). Allerdings setzt die Nutzung der 
Geräte die Verfügbarkeit von WLAN voraus. 

Bezüglich der Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner bei der Umsetzung des digitalen 
Unterrichts werden die Zuständigkeiten zwischen dem Land Niedersachsen und der Stadt 
Braunschweig geteilt. Für pädagogische Fragen ist das Land zuständig. Die Lehrkräfte haben 
verschiedene durch das Land finanzierte Stellen, an die sie sich wenden können. Es werden 
z.B. auch eine Vielzahl von Fortbildungen veranstaltet. Die Stadt Braunschweig – FB Schule –
unterstützt die Weiterbildung mit technischer Beratung oder technischen Einweisungen z.B.
durch den Vor-Ort-Service und das Medienzentrum. Im Medienzentrum werden Workshops zu
versch. Themen veranstaltet und regelmäßig auch neue Technologien für den Unterricht (z.B.
für Informatik in Grundschulen) eingekauft und an die Schulen verliehen. Das Land unterstützt
das Medienzentrum mit Mitarbeiterstunden von pädagogischen Berater*innen und dem
multimediamobil Region Süd-ost.

Die Zuständigkeit für die technische Ausstattung für den Unterricht liegt bei der Stadt 
Braunschweig. Hier können die Schulen direkt an die Medienentwicklungsplanung des 
Fachbereichs Schule herantreten. So können Störungen über ein Meldesystem bzw. über eine 
Hotline gemeldet werden. Die Hotline steht für Berufsbildende Schulen zur Verfügung und wird 
2022 auch für die Grund- sowie Förderschulen erweitert. Für alle Schulen in Braunschweig 
sind 5 Personen im Vor-Ort-Service in der Störungsbeseitigung eingesetzt. Für 
Ausstattungswünsche (EDV) werden jährlich Jahresinvestitionsgespräche mit den Schulen 
geführt. Für alle Fragen zur Digitalisierung in Schulen steht die Abteilung 40.2 des FB Schule 
zur Verfügung. Mit der 4. Fortschreibung des MEP (2024 - 2028) wird derzeit begonnen. 

I. V.

Dr. Arbogast 
____________________ 
Unterschrift (Dez./FBL) 



- A 13 -

Versand per E-Mail an FBFinanzen@braunschweig.de 

SPD-Fraktion wird durch die Verwaltung ausgefüllt 

Antragsteller/in Teilhaushalt / Org.-Einheit 

KuW / FB 41 

Produkt 

1.25.2522.04 / Sachk. 427140 

ANFRAGE/ANREGUNG ZUM HAUSHALT 2022 

Text: 

Ausstellungsbudget für die städtische Galerie halle 267 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand zum Ausstellungsbetrieb der städtischen Galerie halle 267?

2. Wie sehen die Planungen für den Ausstellungsbetrieb 2022 aus?

3. Welche Mittel sind für die Galerie im Haushalt 2022 eingeplant?

4. Wie hoch müsste ein eigenes Ausstellungsbudget für die Galerie nach aktuellem Stand
angesetzt werden?

Begründung: 

Auf SPD-Anfrage A020 zum Haushalt 2020 teilte die Verwaltung zur städtischen Galerie halle 
267 mit (Vorlage 19-12280-01):  

„Grundsätzlich ist ab 2020 kein gesondertes Budget für die halle267 i.H.v. 100.000 € im 
Haushalt eingeplant. Die Finanzierung muss aus dem Stammbudget des FB 41 erfolgen. Da 
dieses im Haushalt 2020 um 100.000 € reduziert werden soll, können nur noch 50.000 € als 
Minimalausstattung vorgesehen werden was zu einem reduzierten Ausstellungprogramm 
führt. 

Zusätzlich wird der Versuch unternommen, Sponsorenmittel zu akquirieren. Damit wird es 
voraussichtlich möglich sein, zumindest zwei eigene Ausstellungen (bisher pro Jahr: drei 
Ausstellungen) durchzuführen. In den verbleibenden Ausstellungszeiträumen sollen die 
Räumlichkeiten an Dritte vermietet werden. 

Der Einsatz des reduzierten Stammbudgets des FB 41 für einen Weiterbetrieb der „halle267“ 
im Jahr 2020 wird dazu führen, dass Planungen für sonstige Veranstaltungen, Kooperationen 
und Kulturprojekte entsprechend reduziert werden.“ 

Die Jahre 2020 und 2021 waren wesentlich durch die Corona-Pandemie und infolgedessen 
einen stark eingeschränkten Ausstellungsbetrieb geprägt. Die personelle und räumliche 
Situation für die städtische Galerie halle 267 wurden jedoch verbessert: Der kw-Vermerk bei 
der Stelle 05760 ist weggefallen, und für Dachsanierung und Brandschutzmaßnahmen waren 
im Haushalt 2021 insgesamt 660.000 € bereitgestellt. 

Auf Anfrage zum Haushalt 2021 präzisierte die Verwaltung ihre Ausführungen wie folgt 
(Vorlagen 21-15033-01 und 21-15506) : 

„Aufgrund der möglichen Mittelübertragung aus dem Jahr 2020 sollte eine Reduzierung des 
Veranstaltungsetats des FB 41 keine Auswirkungen auf die Planungen für das Jahr 2021 in 
Bezug auf die „halle267“ haben. Diese Situation ist jedoch nicht für die Folgejahre zu 
übertragen. Der Einsatz des Stammbudgets des FB 41 für den Weiterbetrieb der „halle267“ 
führt stets dazu, dass Planungen für sonstige Veranstaltungen, Kooperationen und 
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Kulturprojekte entsprechend reduziert werden müssen, was der kulturellen Vielfalt in der Stadt 
abträglich ist. Auf inhaltlich interessante und aufwändige Formate muss FB 41 verzichten, da 
hierfür infolge der Reduzierung die Planungs- und Umsetzungsmittel fehlen. Die 
Mitfinanzierung der Halle 267 aus dem Stammbudget verschärft diese Lage weiter... 

Um den Ausstellungsbetrieb auf vergleichbarem Niveau wie derzeit fortführen zu können, 
wäre es nach den Erfahrungen der vergangenen Ausstellungsjahre also erforderlich, pro Jahr 
ein Budget von 100.000 € zur Verfügung zu haben. Für eine stabile Planungssicherheit wäre 
es von großem Vorteil, wenn diese Mittel der „halle267“ als eigenes Budget außerhalb des 
allgemeinen Veranstaltungsbudgets zugeschrieben werden könnten.“ 

Der Vorbericht zum Haushaltsplanentwurf 2022 enthält keine Angaben zu einem eigenen 
Budget für die städtische Galerie halle 267, und aus dem Fachbereichsbudget ist nicht zu 
entnehmen, ob und in welcher Höhe Mittel für den Ausstellungsbetrieb der Galerie zur 
Verfügung stehen. 

Gez. Christoph Bratmann 

Unterschrift 



Dez./Ref./FB 41 Datum: 10.01.2022 
41.02 

Beantwortung der Anfrage Nr. A 13 der 
SPD-Fraktion zum Haushalt 2022 

Text: 
Ausstellungsbudget für die städtische Galerie halle 267 1. Wie ist der aktuelle Sachstand 
zum Ausstellungsbetrieb der städtischen Galerie halle 267? 2. Wie sehen die Planungen 
für den Ausstellungsbetrieb 2022 aus? 3. Welche Mittel sind für die Galerie im Haushalt 
2022 eingeplant? 4. Wie hoch müsste ein eigenes Ausstellungsbudget für die Galerie nach 
aktuellem Stand angesetzt werden? 

Begründung:  
Auf SPD-Anfrage A020 zum Haushalt 2020 teilte die Verwaltung zur städtischen Galerie 
halle 267 mit (Vorlage 19-12280-01): „Grundsätzlich ist ab 2020 kein gesondertes Budget 
für die halle267 i.H.v. 100.000 € im Haushalt eingeplant. Die Finanzierung muss aus dem 
Stammbudget des FB 41 erfolgen. Da dieses im Haushalt 2020 um 100.000 € reduziert 
werden soll, können nur noch 50.000 € als Minimalausstattung vorgesehen werden was zu 
einem reduzierten Ausstellungprogramm führt.Zusätzlich wird der Versuch unternommen, 
Sponsorenmittel zu akquirieren. Damit wird es voraussichtlich möglich sein, zumindest 
zwei eigene Ausstellungen (bisher pro Jahr: drei Ausstellungen) durchzuführen. In den 
verbleibenden Ausstellungszeiträumen sollen die Räumlichkeiten an Dritte vermietet 
werden.Der Einsatz des reduzierten Stammbudgets des FB 41 für einen Weiterbetrieb der 
„halle267“ im Jahr 2020 wird dazu führen, dass Planungen für sonstige Veranstaltungen, 
Kooperationen und Kulturprojekte entsprechend reduziert werden.“Die Jahre 2020 und 
2021 waren wesentlich durch die Corona-Pandemie und infolgedessen einen stark 
eingeschränkten Ausstellungsbetrieb geprägt. Die personelle und räumliche Situation für 
die städtische Galerie halle 267 wurden jedoch verbessert: Der kw-Vermerk bei der Stelle 
05760 ist weggefallen, und für Dachsanierung und Brandschutzmaßnahmen waren im 
Haushalt 2021 insgesamt 660.000 € bereitgestellt.Auf Anfrage zum Haushalt 2021 
präzisierte die Verwaltung ihre Ausführungen wie folgt (Vorlagen 21-15033-01 und 21-
15506) :„Aufgrund der möglichen Mittelübertragung aus dem Jahr 2020 sollte eine 
Reduzierung des Veranstaltungsetats des FB 41 keine Auswirkungen auf die Planungen 
für das Jahr 2021 in Bezug auf die „halle267“ haben. Diese Situation ist jedoch nicht für 
die Folgejahre zu übertragen. Der Einsatz des Stammbudgets des FB 41 für den 
Weiterbetrieb der „halle267“ führt stets dazu, dass Planungen für sonstige 
Veranstaltungen, Kooperationen und Kulturprojekte entsprechend reduziert werden 
müssen, was der kulturellen Vielfalt in der Stadt abträglich ist. Auf inhaltlich interessante 
und aufwändige Formate muss FB 41 verzichten, da hierfür infolge der Reduzierung die 
Planungs- und Umsetzungsmittel fehlen. Die Mitfinanzierung der Halle 267 aus dem 
Stammbudget verschärft diese Lage weiter...Um den Ausstellungsbetrieb auf 
vergleichbarem Niveau wie derzeit fortführen zu können, wäre es nach den Erfahrungen 
der vergangenen Ausstellungsjahre also erforderlich, pro Jahr ein Budget von 100.000 € 
zur Verfügung zu haben. Für eine stabile Planungssicherheit wäre es von großem Vorteil, 
wenn diese Mittel der „halle267“ als eigenes Budget außerhalb des allgemeinen 
Veranstaltungsbudgets zugeschrieben werden könnten.“Der Vorbericht zum 
Haushaltsplanentwurf 2022 enthält keine Angaben zu einem eigenen Budget für die 



Städtische Galerie halle 267, und aus dem Fachbereichsbudget ist nicht zu entnehmen, ob 
und in welcher Höhe Mittel für den Ausstellungsbetrieb der Galerie zur Verfügung stehen. 

Antwort: 
s. Anlage

I. V.

Dr. Hesse 
____________________ 
Unterschrift (Dez./FBL) 



Anlage zu Stellungnahme (Anfrage A 13) 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand zum Ausstellungsbetrieb der städtischen Galerie halle 267?
Der Sachstand ist bislang unverändert. Aufgrund der Erfordernisse des 
Haushaltsoptimierungsprozesses sind die erforderlichen Mittel für den Betrieb der „halle267“ 
nicht für den Haushalt 2021 als Sondermittel angemeldet worden. Die Finanzierung erfolgt 
daher aus dem Stammbudget des FB 41 und Mittelübertragungen (siehe Frage 3).  

2. Wie sehen die Planungen für den Ausstellungsbetrieb 2022 aus?
Nach aktuellem Planungsstand sollen im Jahr 2022, abhängig vom weiteren 
Pandemiegeschehen, eine Einzelausstellung der renommierten Fotografin Herlinde Koelbl, 
die pandemiebedingt vom Februar in den Frühsommer 2022 verschoben werden muss., 
wodurch eine weitere Gruppenausstellung  nicht durchführbar ist und auf 2023 verschoben 
werden muss. Zudem soll die Jahresausstellung 2022 des BBK Braunschweig in der halle 
267 stattfinden.  
Von Ende Juni bis Ende Oktober 2022 wird der Ausstellungsbetrieb ausgesetzt, da in diesem 
Zeitraum die Arbeiten zur Dachsanierung der Ausstellungshalle und die Behebung der 
Brandschutzmängel   durchgeführt werden. Hierfür sind Mittel i. H. v. 946.000 € von FB 65 
bereitgestellt worden. 

3. Welche Mittel sind für die Galerie im Haushalt 2022 eingeplant?
Analog zum Vorjahr erfolgt die Finanzierung aus dem Veranstaltungsbudget des FB 41. 
Geplant ist ein Sockelbetrag i. H. v. ca. 50.000 €. Außerdem wird angestrebt, einige aufgrund 
der Corona-Situation nicht verausgabte Mittel aus dem Jahr 2021 in das neue Jahr zur 
Finanzierung der „halle267“ zu übertragen. Damit wird es im Jahr 2022 möglich sein, mit 
Herlinde Koelbl und der HBK-Gruppenausstellung zwei Ausstellungen durchzuführen, die der 
FB 41 selbst finanziert. Für die Ausstellung von Herlinde Koelbl konnten außerdem 
Sponsoringmittel i. H. v. 30.000,- € von der Öffentlichen Versicherung und der Stiftung 
Niedersachsen akquiriert werden. Im verbleibenden Ausstellungszeitraum sollen die 
Räumlichkeiten an den BBK Braunschweig vermietet werden. 

Aufgrund der möglichen Mittelübertragung aus dem Jahr 2021 sollte die beibehaltene 
Reduzierung des Veranstaltungsetats des FB 41 auch im Jahr 2022 keine Auswirkungen auf 
die Planungen für das Jahr 2022 in Bezug auf die „halle267“ haben. Diese Situation ist 
jedoch nicht grundsätzlich auf die Folgejahre zu übertragen. Der Einsatz des Stammbudgets 
des FB 41 für den Weiterbetrieb der „halle267“ führt stets dazu, dass Planungen für sonstige 
Veranstaltungen, Kooperationen und Kulturprojekte entsprechend reduziert werden müssen. 

4. Wie hoch müsste ein eigenes Ausstellungsbudget für die Galerie nach aktuellem Stand
angesetzt werden?  
Die durch den FB 41 organisierten Ausstellungen sind mit einem durchschnittlichen Budget 
von ca. 40.000 € pro Ausstellung realisierbar. Dabei können die Kosten für die einzelnen 
Ausstellungen im Punkt Ausstellungsausstattung stark variieren, was z. B. mit der benötigen 
Technik zu begründen ist. Die verbleibenden Ausstellungszeiträume werden im Rahmen von 
Vermietungen an etablierte Institutionen vergeben. Dabei wird in der Regel nur eine 
Nebenkostenerstattung verlangt. Lediglich im Falle von Eintrittseinnahmen Dritter, wird eine 
Einnahmenbeteiligung in Höhe von 10 % in Rechnung gestellt. Dies ist jedoch selten der 
Fall, da die Ausstellungen in der halle267 überwiegend kostenfrei besuchbar sind.  

Um den Ausstellungsbetrieb auf vergleichbarem Niveau wie bislang fortführen zu können, 
wäre es nach den Erfahrungen der vergangenen Ausstellungsjahre also erforderlich, pro 
Jahr ein Budget von 100.000 € zur Verfügung zu haben. Für eine stabile Planungssicherheit 
wäre es von großem Vorteil, wenn diese Mittel der „halle267“ als eigenes Budget außerhalb 
des allgemeinen Veranstaltungsbudgets zugeschrieben werden könnten. 



Versand per E-Mail an FBFinanzen@braunschweig.de 

Die FRAKTION. - DIE LINKE., 
Volt, Die PARTEI 

wird durch die Verwaltung ausgefüllt 

Antragsteller/in Teilhaushalt / Org.-Einheit 

Produkt 

ANFRAGE/ANREGUNG ZUM HAUSHALT 2022 

Text: 

Aus welchem Grund wird beim Produkt "Leistungen des Sozialreferates" (1.31.3119.40) eine 
Kürzung des Ansatzes - im Vergleich zu 2021 - um 37.000 Euro vorgeschlagen?  

Begründung: 

Gerade der Bereich der Sozialplanung sollte eigentlich erheblich ausgeweitet werden, damit 
eine bessere fachliche Grundlage für sozialpolitische Entscheidungen besteht. Mit dem im 
Mai 2020 vom Sozialreferat herausgegebenen "Schlaglichtern Soziales Braunschweig" sollte 
damit ein erster Schritt getan werden. Weitere "Schlaglichter" sollten den alten Sozialatlas - 
der auch nur unregelmäßig erschienen ist - ersetzen und eine wesentlich größere Datenbasis 
darstellen. Tatsächlich haben es aber selbst die "Schlaglichter" aus dem Jahr 2020, auch 
nach 1,5 Jahren, noch nicht einmal auf die Internetseite des Sozialreferates geschafft (Letzter 
Eintrag Sozialatlas 2016, Stand: 25.11.2021). Von weiteren Ausgaben der "Schlaglichter" 
ganz zu schweigen. Ein weiteres Kürzen ist hier sicherlich nicht angemessen, zumal bereits 
von 2020 auf 2021 der Betrag um knapp 21.000 Euro abgesenkt wurde. 

gez. Kai Tegethoff 

Unterschrift 

1.31.3119.40

0500 / 0500
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FB 50 Datum: 13.01.2022 
50.02 

Beantwortung der Anfrage Nr. A14 der 
Gruppe Die Fraktion. – DIE LINKE., Volt und Die PARTEIzum Haushalt 2022 

Text: 
Aus welchem Grund wird beim Produkt "Leistungen des Sozialreferates" (1.31.3119.40) 
eine Kürzung des Ansatzes - im Vergleich zu 2021 - um 37.000 Euro vorgeschlagen?  

Begründung:  
Gerade der Bereich der Sozialplanung sollte eigentlich erheblich ausgeweitet werden, 
damit eine bessere fachliche Grundlage für sozialpolitische Entscheidungen besteht. Mit 
dem im Mai 2020 vom Sozialreferat herausgegebenen "Schlaglichtern Soziales 
Braunschweig" sollte damit ein erster Schritt getan werden. Weitere "Schlaglichter" sollten 
den alten Sozialatlas - der auch nur unregelmäßig erschienen ist - ersetzen und eine 
wesentlich größere Datenbasis darstellen. Tatsächlich haben es aber selbst die 
"Schlaglichter" aus dem Jahr 2020, auch nach 1,5 Jahren, noch nicht einmal auf die 
Internetseite des Sozialreferates geschafft (Letzter Eintrag Sozialatlas 2016, Stand: 
25.11.2021). Von weiteren Ausgaben der "Schlaglichter" ganz zu schweigen. Ein weiteres 
Kürzen ist hier sicherlich nicht angemessen, zumal bereits von 2020 auf 2021 der Betrag 
um knapp 21.000 Euro abgesenkt wurde. 

Antwort: 
Im Zuge der Erstellung des Haushaltsentwurfs 2022 wurden fehlerhaft 
Personalkostenverrechnungen zwischen den Teilhaushalten FB 50 und Referat 0500 
ausgeführt. Dadurch wurde ein Teil der Personalaufwendungen, die dem Referat 0500 
zuzuordnen sind, beim FB 50 ausgewiesen. Eine Absicht, die Aufwendungen zu kürzen, 
bestand hierbei nicht. Der Fehler wird mit der Endausfertigung des Haushaltsplans 
korrigiert. 

I. V.

Dr. Arbogast 
____________________ 
Unterschrift (Dez./FBL) 



- A 15 -

Versand per E-Mail an FBFinanzen@braunschweig.de 

SPD-Fraktion wird durch die Verwaltung ausgefüllt 

Antragsteller/in Teilhaushalt / Org.-Einheit 

50 / FB 50 

Produkt 

1.31.3517.10 

ANFRAGE/ANREGUNG ZUM HAUSHALT 2022 

Text: 

Projekt Streetwork: 

Zum Haushalt 2019 wurden 30.000 Euro bereitgestellt (Antrag FWE 88) für die Arbeit von 
Straßensozialarbeitern im Rahmen des 2016 gegründeten Arbeitskreises Streetwork. 

In diesem Zusammenhang fragen wir an: 

Wurden auch danach von der Stadt Mittel für das Projekt "Streetwork" bewilligt, und ist auch 
für 2022 eine Förderung vorgesehen? 

Welches sind die Einsatzschwerpunkte der Streetworker? 

Begründung: 

Braunschweig ist eine bunte und vielfältige Stadt. Die SPD sieht es in Braunschweig als ihre 
Pflicht an, auch denen zu helfen, die aus welchen Gründen auch immer zu Alkohol und 
Drogen greifen. 

Der Arbeitskreis Streetwork hat vor einigen Jahren sehr anschaulich im Ausschuss für 
Soziales und Gesundheit über seine Arbeit informiert. Da diese Arbeit ein wichtiger Baustein 
neben den ordnungsrechtlichen und polizeilichen Maßnahmen ist, ist es aus Sicht der SPD 
wichtig, die Arbeit der Streetworker weiter auszubauen. Denn es ist wichtig, dass diesen 
Menschen geholfen wird - auch durch das Aufzeigen von Unterstützungsangeboten oder dem 
Aufbauen von Vertrauen zu den Streetworkern, die dann als feste und bekannte 
Ansprechpartner*innen zur Verfügung stehen. 

Auch viele Spiel-und Jugendplätze sind beliebt, dort abends "Party" zu machen - und vielen 
Anwohner*innen den Schlaf und die Ruhe zu rauben. Dabei gehen die Störungen nicht nur 
von Jungendlichen und jungen Erwachsenen aus. 

Alkohol- und drogenabhängige Personen sind auf der Straße präsent. Dies kann aber kein 
Anlass dafür sein, diese Menschen in sogenannte "Trinkerzonen" auszuquartieren, wie häufig 
gefordert wird. Trinken in der Öffentlichkeit allein ist keine Straftat – und sollte keine werden. 
Einzelne Brennpunkte zur alkoholfreien Zone zu erklären, löst ebenfalls keine Probleme, es 
verdrängt sie nur. 

Gez. Christoph Bratmann 

Unterschrift 
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FB 50 Datum: 04.01.2022 
50.12 

Beantwortung der Anfrage Nr. A 15 der 
SPD-Fraktion zum Haushalt 2022 

Text: 
Projekt Streetwork:      
Zum Haushalt 2019 wurden 30.000 Euro bereitgestellt (Antrag FWE 88) für die Arbeit von 
Straßensozialarbeitern im Rahmen des 2016 gegründeten Arbeitskreises Streetwork. In 
diesem Zusammenhang fragen wir an:      
Wurden auch danach von der Stadt Mittel für das Projekt "Streetwork" bewilligt, und ist 
auch für 2022 eine Förderung vorgesehen?       
Welches sind die Einsatzschwerpunkte der Streetworker? 

Begründung:  
Braunschweig ist eine bunte und vielfältige Stadt. Die SPD sieht es in Braunschweig als 
ihre Pflicht an, auch denen zu helfen, die aus welchen Gründen auch immer zu Alkohol 
und Drogen greifen. Der Arbeitskreis Streetwork hat vor einigen Jahren sehr anschaulich 
im Ausschuss für Soziales und Gesundheit über seine Arbeit informiert. Da diese Arbeit 
ein wichtiger Baustein neben den ordnungsrechtlichen und polizeilichen Maßnahmen ist, 
ist es aus Sicht der SPD wichtig, die Arbeit der Streetworker weiter auszubauen. Denn es 
ist wichtig, dass diesen Menschen geholfen wird - auch durch das Aufzeigen von 
Unterstützungsangeboten oder dem Aufbauen von Vertrauen zu den Streetworkern, die 
dann als feste und bekannte Ansprechpartner*innen zur Verfügung stehen. Auch viele 
Spiel-und Jugendplätze sind beliebt, dort abends "Party" zu machen - und vielen 
Anwohner*innen den Schlaf und die Ruhe zu rauben. Dabei gehen die Störungen nicht nur 
von Jugendlichen und jungen Erwachsenen aus. Alkohol- und drogenabhängige Personen 
sind auf der Straße präsent. Dies kann aber kein Anlass dafür sein, diese Menschen in 
sogenannte "Trinkerzonen" auszuquartieren, wie häufig gefordert wird. Trinken in der 
Öffentlichkeit allein ist keine Straftat – und sollte keine werden. Einzelne Brennpunkte zur 
alkoholfreien Zone zu erklären, löst ebenfalls keine Probleme, es verdrängt sie nur. 

Antwort: 
Seit 2016 wurden für das Projekt „Streetwork“ immer ausreichend Mittel zur Verfügung 
gestellt. Auch für 2022 ist eine Förderung vorgesehen.       
Der Schwerpunkt des Einsatzortes liegt im Bereich der Innenstadt, besonders in der 
Fußgängerzone. Zusätzlich liegt das westliche Ringgebiet im Focus. Außerdem wurden 
immer wieder bekanntgewordene Orte, an denen wohnungslose Menschen lagerten (z.B. 
unter Brücken, in Hauseingänge oder Kellerräume), von Streetwork aufgesucht, um Hilfe 
anzubieten und zu leisten. 

I. V.

Dr. Arbogast 
____________________ 
Unterschrift (Dez./FBL) 



Versand per E-Mail an FBFinanzen@braunschweig.de 

Die FRAKTION. - DIE LINKE., 
Volt, Die PARTEI 

wird durch die Verwaltung ausgefüllt 

Antragsteller/in Teilhaushalt / Org.-Einheit 

Produkt 

ANFRAGE/ANREGUNG ZUM HAUSHALT 2022 

Text: 

Wurde bis zum 31.12.2021 eine Versorgungsquote im Krippenbereich von 45% erreicht? 

Begründung: 

Am 06.11.2018 wurde vom Rat die Vorlage 18-09160 (Kinder- und familienfreundliche Stadt 
Braunschweig, Schaffung zusätzlicher Betreuungsplätze) beschlossen. Bestandteil dieses 
Beschlusses war die Anhebung der Versorgungsquote im Krippenbereich auf 45%. Laut 
Haushaltsplanentwurf (S.167) soll diese Versorgungsquote bis 2022 erreicht sein.  
Dazu wird im Entwurf (ebenfalls S.167) weiter ausgeführt, dass die Versorgungsquote am 
31.12.2019, 42,3% betragen hätte und zum 31.12.2020 auf 42,8% angewachsen wäre. Der 
Zuwachs betrug in diesem Jahr also lediglich 0,5%. 

gez. Kai Tegethoff 

Unterschrift 

51 / FB 51

Diverse

- A 16 -

mailto:FBFinanzen@braunschweig.de


FB 51 Datum: 04.01.2022 
Abt./Stelle/Az.:. 

Beantwortung der Anfrage Nr. A16 der 
Gruppe Die Fraktion. – DIE LINKE., Volt und Die PARTEI zum Haushalt 2022 

Text: 
Wurde bis zum 31.12.2021 eine Versorgungsquote im Krippenbereich von 45% erreicht? 

Begründung:  
Am 06.11.2018 wurde vom Rat die Vorlage 18-09160 (Kinder- und familienfreundliche 
Stadt Braunschweig, Schaffung zusätzlicher Betreuungsplätze) beschlossen. Bestandteil 
dieses Beschlusses war die Anhebung der Versorgungsquote im Krippenbereich auf 45%. 
Laut Haushaltsplanentwurf (S.167) soll diese Versorgungsquote bis 2022 erreicht 
sein.Dazu wird im Entwurf (ebenfalls S.167) weiter ausgeführt, dass die Versorgungsquote 
am 31.12.2019, 42,3% betragen hätte und zum 31.12.2020 auf 42,8% angewachsen wäre. 
Der Zuwachs betrug in diesem Jahr also lediglich 0,5%. 

Antwort: 
Die aktuellen Versorgungsquoten im Kindergartenbereich sind im Kita-Kompass 
2021/2022 (DS 21-16688) dargestellt. Bei den unter Dreijährigen ergibt sich dort eine 
Quote von 43,5 %.Die Quote bezieht sich auf die im Kindergartenjahr 2021/2022 erreichte 
Versorgung. Das bedeutet, dass alle Angebotsveränderungen und -erweiterungen im 
laufenden Kindergartenjahr berücksichtigt werden, unabhängig davon, wann die 
Umsetzung erfolgt. Insbesondere bauliche Verzögerungen im Kita-Ausbau führen dazu, 
dass die angestrebte Versorgungsquote von 45 % zwar in vielen einzelnen Stadtbezirken, 
aber noch nicht bezogen auf das gesamte Stadtgebiet erreicht werden konnte. 

I. V.

Gez. Dr. Arbogast 
____________________ 
Unterschrift (Dez./FBL) 



Versand per E-Mail an FBFinanzen@braunschweig.de 

Die FRAKTION. - DIE LINKE., 
Volt, Die PARTEI 

wird durch die Verwaltung ausgefüllt 

Antragsteller/in Teilhaushalt / Org.-Einheit 

Produkt 

ANFRAGE/ANREGUNG ZUM HAUSHALT 2022 

Text: 

1. Warum sollen die Aufwendungen beim Produkt "Leistungen mit Außenwirkung"
(1.51.5113.01), des FB 61, Zentraler Bürgerservice, erheblich sinken?
2. Welche Aufgaben werden unter diesem Produkt erbracht?

Begründung: 

Während in 2020 noch ein Betrag von 196.671 Euro (Rechnung) im Saldo dargestellt wird, 
waren im Jahr 2021 lediglich 79.064 Euro geplant und im Jahr 2022 sollen es nur 20.000 
Euro sein. 

gez. Kai Tegethoff 

Unterschrift 

1.51.5113.01

61 / FB 61

- A 17 -

mailto:FBFinanzen@braunschweig.de


FB 61 Datum: 11.01.2022 
61.0 

Beantwortung der Anfrage Nr. A 17 der 
Gruppe Die Fraktion. – DIE LINKE., Volt und Die PARTEI zum Haushalt 2022 

Text: 
1. Warum sollen die Aufwendungen beim Produkt "Leistungen mit Außenwirkung"
(1.51.5113.01), des FB 61, Zentraler Bürgerservice, erheblich sinken?
2. Welche Aufgaben werden unter diesem Produkt erbracht?

Begründung: 
Während in 2020 noch ein Betrag von 196.671 Euro (Rechnung) im Saldo dargestellt wird, 
waren im Jahr 2021 lediglich 79.064 Euro geplant und im Jahr 2022 sollen es nur 20.000 
Euro sein. 

Antwort: 
Zu 1) Es ist nicht geplant, die Aufwendungen beim Produkt "Leistungen mit Außenwirkung" 
zu reduzieren. Tatsächlich steigen die vorgesehenen Aufwandsansätze mit 35 T€ 
gegenüber 33 T€ sogar leicht gegenüber der Veranschlagung der Planwerte des 
Vorjahres. Der im Haushaltsplan erkennbare Rückgang der Produktkosten beruht allein 
darauf, dass der vormals für das Produkt tätige Mitarbeiter in den Ruhestand getreten ist 
bzw. dessen Vertretung mit der dazugehörigen Personalstelle in einen anderen 
Fachbereich gewechselt ist, so dass es hier zu keiner Ausweisung verrechneter 
Personalansätze und allgemeiner Verwaltungskostenanteile gekommen ist. Die Planstelle 
steht jedoch unverändert zur Verfügung. Spätestens nach der angestrebten 
Wiederbesetzung der Stelle, werden wieder Personalkosten und allgemeine 
Sachkostenverrechnungen und -umlagen ausgewiesen, so dass dann die sichtbaren 
Gesamtkosten des Produktes insgesamt wieder höher ausfallen werden.
Zu 2) Unter dem Produkt werden die formalen Rechtsetzungsverfahren wie die Mitteilung 
von Planungsbeschlüssen, Öffentliche Bekanntmachungen, Unterrichtung der Träger 
öffentlicher Belange, Sammlung von Stellungnahmen und Unterrichtung der Einwender 
über die Behandlung Ihrer Einwendungen, Planaushänge in Sitzungen und 
Aushangflächen, Versand der rechtskräftigen Planunterlagen und der Anträge auf 
Genehmigung von Flächennutzungsplanänderungen beim Amt für regionale 
Landesentwicklung verbucht. 

gez. Schmidbauer 
____________________ 
Unterschrift (Dez./FBL) 
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Versand per E-Mail an FBFinanzen@braunschweig.de 

CDU-Fraktion wird durch die Verwaltung ausgefüllt 

Antragsteller/in Teilhaushalt / Org.-Einheit 

20(65) / FB 65 

Produkt 

Diverse 

ANFRAGE/ANREGUNG ZUM HAUSHALT 2022 

Text: 

Dach- und Fassadenbegrünung 

Welche Fassaden und/oder Dächer städtischer Liegenschaften sollen in den nächsten 
Jahren begrünt werden? 

Begründung: 

Bekanntermaßen setzt sich die CDU-Fraktion seit Jahren für einen Ausbau der Dach- und 
Fassadenbegrünung in Braunschweig sowie ein auskömmliches städtisches Förderprogramm 
dafür. Wenn wir mehr Dächer und mehr Fassaden in unserer Stadt begrünen, leisten wir 
damit einen effektiven Beitrag zum Klimaschutz. Deshalb bitten wir die Verwaltung um eine 
aktuelle Aufstellung, die eine Prioritätenliste mit entsprechender Begründung beinhalten 
sollte.  

Thorsten Köster 
Fraktionsvorsitzender 

Unterschrift 

mailto:FBFinanzen@braunschweig.de


Dez. VIII Datum: 06.01.2022 
FB 65 

Beantwortung der Anfrage Nr. A 18 der 
CDU-Fraktion zum Haushalt 2022 

Text: 

Dach- und Fassadenbegrünung     
Welche Fassaden und/oder Dächer städtischer Liegenschaften sollen in den nächsten 
Jahren begrünt werden? 

Begründung: 

Bekanntermaßen setzt sich die CDU-Fraktion seit Jahren für einen Ausbau der Dach- und 
Fassadenbegrünung in Braunschweig sowie ein auskömmliches städtisches 
Förderprogramm dafür.     
Wenn wir mehr Dächer und mehr Fassaden in unserer Stadt begrünen, leisten wir damit 
einen effektiven Beitrag zum Klimaschutz.     
Deshalb bitten wir die Verwaltung um eine aktuelle Aufstellung, die eine Prioritätenliste mit 
entsprechender Begründung beinhalten sollte. 

Antwort: 

In den beiden vergangenen Jahren wurden 7.041 m² Dach- und 7.380 m² 
Fassadenflächen begrünt. Die daraus gewonnenen Erfahrungen haben gezeigt, dass 
Potential für den Ausbau der Dach- und Fassadenflächenbegrünung vorhanden ist. In 
Zukunft soll dieses Potential an stadteigenen Dächern und Fassaden durch das Anlegen 
eines Katasters weiter systematisiert werden. Hieraus werden die zu projektierenden 
Flächen aus dem Gebäudebestand hervorgehen. Bei Neu- und Erweiterungsbauten prüft 
die Verwaltung hingegen grundsätzlich die Möglichkeit, Dachbegrünungen und und in 
Zukunft auch Fassadenbegrünungen einzuplanen. Zur Umsetzung dieser Konzeption ist 
eine neue Stelle in der Bauverwaltung vorgesehen, die zurzeit ausgeschrieben wird. Die 
Verwaltung geht von einer Einstellung eines Mitarbeitenden im 2. Quartal 2022 aus, so 
dass nach dann begonnenen Vorarbeiten im 4. Quartal 2022 weitere potantielle Flächen 
benannt und eine Vorschlagsliste erarbeitet werden kann.  

I. V.

Herlitschke 
____________________ 
Unterschrift (Dez./FBL) 
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Versand per E-Mail an FBFinanzen@braunschweig.de 

CDU-Fraktion wird durch die Verwaltung ausgefüllt 

Antragsteller/in Teilhaushalt / Org.-Einheit 

20 (65) / FB 65 

Produkt 

Diverse 

ANFRAGE/ANREGUNG ZUM HAUSHALT 2022 

Text: 

Schulsanierungen 

Was bedeutet bei Projekt 4E.210133 (GS Volkmarode / Sanierung) die Erläuterung „nach 
bestehendem Sanierungsbedarf“ und kann dieser bitte ausführlicher dargelegt werden? 

Was bedeutet bei Projekt 4E.210147 (GS Querum / Sanierung) die Erläuterung „nach 
bestehendem Sanierungsbedarf“ und kann dieser bitte ausführlicher dargelegt werden? 

Was bedeutet bei Projekt 4E.210148 (GS Völkenrode / Sanierung) die Erläuterung „nach 
bestehendem Sanierungsbedarf“ und kann dieser bitte ausführlicher dargelegt werden? 

Was bedeutet bei Projekt 4E.210149 (GS Rühme / Sanierung) die Erläuterung „nach 
bestehendem Sanierungsbedarf“ und kann dieser bitte ausführlicher dargelegt werden? 

Was bedeutet bei Projekt 4E.210141 (GY MK, Abt. Echternstr. /Sanierung) die Erläuterung 
„nach bestehendem Sanierungsbedarf“ und kann dieser bitte ausführlicher dargelegt 
werden? 

Was bedeutet bei Projekt 4E.210137 (BBS V Technikakademie /Sanierung) die Erläuterung 
„nach bestehendem Sanierungsbedarf“ und kann dieser bitte ausführlicher dargelegt 
werden? 

Was bedeutet bei Projekt 4E.210151 (BBS V Abt. Leonhardstr. /Sanierung) die Erläuterung 
„nach bestehendem Sanierungsbedarf“ und kann dieser bitte ausführlicher dargelegt 
werden? 

Begründung: 

Die im Entwurf des Haushaltsplanes verwendete Formulierung sorgt nicht für Transparenz 
und verhindert damit, dass die politischen Gremien in Kenntnis aller Informationen 
entscheiden können. Daher sind diese Erläuterungen erforderlich. 

Thorsten Köster 
Fraktionsvorsitzender 

Unterschrift 

mailto:FBFinanzen@braunschweig.de


Dez. VIII Datum: 04.01.2022 
FB 65 

Beantwortung der Anfrage Nr. A 19 der 
CDU-Fraktion zum Haushalt 2022 

Text: 

Schulsanierungen     
Was bedeutet bei Projekt 4E.210133 (GS Volkmarode / Sanierung) die Erläuterung „nach 
bestehendem Sanierungsbedarf“ und kann dieser bitte ausführlicher dargelegt werden?    
Was bedeutet bei Projekt 4E.210147 (GS Querum / Sanierung) die Erläuterung „nach 
bestehendem Sanierungsbedarf“ und kann dieser bitte ausführlicher dargelegt werden? 
Was bedeutet bei Projekt 4E.210148 (GS Völkenrode / Sanierung) die Erläuterung „nach 
bestehendem Sanierungsbedarf“ und kann dieser bitte ausführlicher dargelegt werden? 
Was bedeutet bei Projekt 4E.210149 (GS Rühme / Sanierung) die Erläuterung „nach 
bestehendem Sanierungsbedarf“ und kann dieser bitte ausführlicher dargelegt werden? 
Was bedeutet bei Projekt 4E.210141 (GY MK, Abt. Echternstr. /Sanierung) die Erläuterung 
„nach bestehendem Sanierungsbedarf“ und kann dieser bitte ausführlicher dargelegt 
werden?     
Was bedeutet bei Projekt 4E.210137 (BBS V Technikakademie /Sanierung) die 
Erläuterung „nach bestehendem Sanierungsbedarf“ und kann dieser bitte ausführlicher 
dargelegt werden?     
Was bedeutet bei Projekt 4E.210151 (BBS V Abt. Leonhardstr. /Sanierung) die 
Erläuterung „nach bestehendem Sanierungsbedarf“ und kann dieser bitte ausführlicher 
dargelegt werden? 

Begründung: 

Die im Entwurf des Haushaltsplanes verwendete Formulierung sorgt nicht für Transparenz 
und verhindert damit, dass die politischen Gremien in Kenntnis aller Informationen 
entscheiden können. Daher sind diese Erläuterungen erforderlich. 



In der Regel handelt es sich bei den reinen Schulsanierungen des Schulsanierungs-
programms Pr 2 um die grundsätzliche Sanierung sämtlicher Bauteile und technischen  
Anlagen der Schulgebäude, soweit dies je nach Alter und Zustand erforderlich ist.     
Welche Teilmaßnahmen tatsächlich durchzuführen sind, d. h. welcher konkrete 
Sanierungsbedarf vorliegt, ergibt sich nach der Untersuchung der Gebäude und der 
Sanierungsplanung. Im Rahmen der Vorlage zur Objekt- und Kostenfeststellung erhält der 
zuständige Ausschuss für Planung und Hochbau die für seinen Beschluss erforderlichen 
Informationen. Die Verwaltung schlägt daher vor, die Formulierung "nach dem 
bestehenden Sanierungsbedarf" beizubehalten.   

I. V.

Herlitschke 
____________________ 
Unterschrift (Dez./FBL) 

Antwort: 



Versand per E-Mail an FBFinanzen@braunschweig.de 

Die FRAKTION - DIE LINKE., 
Volt, Die PARTEI 

wird durch die Verwaltung ausgefüllt 

Antragsteller/in 

Produkt 

ANFRAGE/ANREGUNG ZUM HAUSHALT 2022 

Text: 

1. Warum werden die Mittel für das Schulsanierungsprogramm, die nicht für PPP verwendet
werden, von 2021 auf 2022 um rund 1,4 Mio. Euro gekürzt?
2. Warum kommt es innerhalb des Schulsanierungsprogrammes zu einem massiven Kürzen
bei den reinen Sanierungsmitteln außerhalb von PPP-Projekten?

Begründung: 

Im Haushaltsplanentwurf wird auf Seite 190 die Entwicklung der Gesamtaufwendungen für 
das Schulsanierungsprogramm ohne PPP dargestellt. Die Gesamtaufwendungen sollen von 
7,6 Mio. Euro in 2021 auf 6,2 Mio. in 2022 sinken. Im Planungszeitraum wird nach einem 
kurzzeitigen Anstieg sogar ein massives Absenken auf 4,4 Mio. Euro in 2025 vorgeschlagen. 
Im besonderen Maße sollen dabei die Instandhaltungsmittel gekürzt werden. Stehen 2021 
nocht 7,1 Mio. Euro zur Verfügung, sollen es 2025 nur noch 1,5 Mio. Euro sein. 
Dieser Vorschlag kann vor dem Hintergrund des großen Sanierungsstaus nicht nachvollzogen 
werden.   

gez. Kai Tegethoff 

Unterschrift 

Teilhaushalt / Org.-Einheit 

20 (65) / FB 65

Diverse

- A 20 -

mailto:FBFinanzen@braunschweig.de


Dez. VIII Datum: 04.01.2022 
FB 65 

Beantwortung der Anfrage Nr. A 20 der 
Gruppe Die FRAKTION. zum Haushalt 2022 

Text: 

1. Warum werden die Mittel für das Schulsanierungsprogramm, die nicht für PPP
verwendet werden, von 2021 auf 2022 um rund 1,4 Mio. Euro gekürzt?
2. Warum kommt es innerhalb des Schulsanierungsprogrammes zu einem massiven
Kürzen bei den reinen Sanierungsmitteln außerhalb von PPP-Projekten?

Begründung: 

Im Haushaltsplanentwurf wird auf Seite 140 die Entwicklung der Gesamtaufwendungen für 
das Schulsanierungsprogramm ohne PPP dargestellt. Die Gesamtaufwendungen sollen 
von 7,6 Mio. Euro in 2021 auf 6,2 Mio. in 2022 sinken. Im Planungszeitraum wird nach 
einem kurzzeitigen Anstieg sogar ein massives Absenken auf 4,4 Mio. Euro in 2025 
vorgeschlagen. Im besonderen Maße sollen dabei die Instandhaltungsmittel gekürzt 
werden. Stehen 2021 noch 7,1 Mio. Euro zur Verfügung, sollen es 2025 nur noch 1,5 Mio. 
Euro sein.     
Dieser Vorschlag kann vor dem Hintergrund des großen Sanierungsstaus nicht 
nachvollzogen werden. 

Antwort: 

Derzeit werden Restsanierungsarbeiten an den Schulen des Schulsanierungspaketes 1 - 
wie z.B. IGS Franzsches Feld - durchgeführt. Die auf Seite 142 des Vorberichts 
aufgeführten Maßnahmen gehören zu den Schulsanierungspaketen 2 und 3.     
Zu einem großen Teil werden geplante Maßnahmen des Schulsanierungspaketes 2 im 
Rahmen der Großprojekte zur Errichtung von Ganztagsbetrieben durchgeführt. Dazu 
gehören die Grundschulen Comeniusstraße, Melverode, Rautheim, Waggum, Bültenweg 
und Stöckheim einschl. Abt. Leiferde. Für die Schaffung neuer Räume des künftigen 
Ganztagsbetriebs und die Sanierungen im Bestand dieser sieben Schulen werden 
insgesamt 73,1 Mio. € aufgewendet. Hiervon entfallen auf die Sanierungen ca. 28 Mio. €.  
Es liegt keine Kürzung der Schulsanierungsmittel vor, sondern eine Verlagerung von 
Mitteln aus dem reinen Schulsanierungsprogramm Pr 2 zu den genannten Großprojekten. 

I. V.

Herlitschke 
____________________ 
Unterschrift (Dez./FBL) 
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Versand per E-Mail an FBFinanzen@braunschweig.de 

Frakt. Bündnis 90/Die Grünen wird durch die Verwaltung ausgefüllt 

Antragsteller/in Teilhaushalt / Org.-Einheit 
66 / FB 66 

Produkt 

5E.660162 

ANFRAGE/ANREGUNG ZUM HAUSHALT 2022 

Text: 

Mit dem Beschluss über den Ziele- und Maßnahmenkatalog "Radverkehr in Braunschweig" 
wurde die Verwaltung u.a. damit beauftragt, die Grundlagen für ein besonders sicheres und 
komfortables Veloroutennetz zu schaffen, das die Stadtteile mit der Innenstadt verbindet. Im 
Investitionsprogramm 2022 werden unter der Position 5E.660162 Planungs- und 
Investitionsmittel für die vom Rat beschlossene erste Veloroute aufgeführt. Dies kann jedoch 
nur der Einstieg in die weiteren Planungs- und Baumaßnahmen des gesamten 
Veloroutennetzes sein. 

Dazu bitten wir um die Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Welche Planungen zum gesamtstädtischen Veloroutennetz liegen bislang über die
Planungen für die erste Veloroute hinaus vor?

2. Bis wann kann die Verwaltung erste Planungen für das gesamte Veloroutennetz vorlegen?

3. Wie soll sichergestellt werden, dass verlässlich ausreichende personelle Ressourcen und
Investitionsmittel zur Verfügung stehen, um das gesamte Veloroutennetz wie vom Rat
beschlossen bis zum Jahr 2030 fertigstellen zu können?

Begründung: 

gez. Helge Böttcher und Lisa-Marie Jalyschko 

Unterschrift 

mailto:FBFinanzen@braunschweig.de


FB 66 Datum: 14.01.2022 
66.0 

Beantwortung der Anfrage Nr. A_21 der 
Fraktion Bündnis90/Die Grünen zum Haushalt 2022 

Text: 
Mit dem Beschluss über den Ziele- und Maßnahmenkatalog "Radverkehr in 
Braunschweig" wurde die Verwaltung u.a. damit beauftragt, die Grundlagen für ein 
besonders sicheres und komfortables Veloroutennetz zu schaffen, das die Stadtteile mit 
der Innenstadt verbindet. Im Investitionsprogramm 2022 werden unter der Position 
5E.660162 Planungs- und Investitionsmittel für die vom Rat beschlossene erste Veloroute 
aufgeführt. Dies kann jedoch nur der Einstieg in die weiteren Planungs- und 
Baumaßnahmen des gesamten Veloroutennetzes sein.       
Dazu bitten wir um die Beantwortung der folgenden Fragen:      
1. Welche Planungen zum gesamtstädtischen Veloroutennetz liegen bislang über die
Planungen für die erste Veloroute hinaus vor?
2. Bis wann kann die Verwaltung erste Planungen für das gesamte Veloroutennetz
vorlegen?
3. Wie soll sichergestellt werden, dass verlässlich ausreichende personelle Ressourcen
und Investitionsmittel zur Verfügung stehen, um das gesamte Veloroutennetz wie vom Rat
beschlossen bis zum Jahr 2030 fertigstellen zu können?

Begründung:  
keine 



Zu 1.: Derzeit liegen keine weiteren, konkreten Veloroutenplanungen vor, da sich die 
Verwaltung intensiv mit der Planung der ersten Veloroute beschäftigt.       
Zu 2.: Gemäß der Maßnahme 3 des Ziele- und Maßnahmenkatalogs "Radverkehr in 
Braunschweig" wird das Veloroutennetz im Rahmen des Mobilitätsentwicklungsplanes 
(MEP) erarbeitet. Dieser soll Mitte 2023 vorliegen.      
Zu 3.: Die Ermittlung der erforderlichen Ressourcen wird auf Basis der Ergebnisse der 
Erarbeitung des Veloroutennetzes wie im Beschluss zum Ziele- und Maßnahmenkatalog 
unter 3. Festgelegt bis zum 30. Juni 2023 erfolgen. Selbstverständlich sind aber auch 
davor Ressourcen eingeplant, mit denen aktuell bereits die erste Veloroute geplant wird. 

Leuer 
____________________ 
Unterschrift (Dez./FBL) 

Antwort: 
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Versand per E-Mail an FBFinanzen@braunschweig.de 

Frakt.Bündnis 90/Die 
Grünen   

wird durch die Verwaltung ausgefüllt 

Antragsteller/in Teilhaushalt / Org.-Einheit 

66 / FB 66 

Produkt 

1.54.5400.01 

ANFRAGE/ANREGUNG ZUM HAUSHALT 2022 

Text: 

In der Liste der Zuschüsse im Vorbericht des Haushaltsplans findet sich u.a. der Punkt 
„Förderprogramm für Verkehrssicherheit im Radverkehr“, der in den Jahren 2021 und 2022 
mit jeweils 20.000 € hinterlegt ist und dem Produkt 1.54.5400.01 „Bearbeitung von 
Straßenbauprojekten“ zugeordnet ist. Leider lässt sich für uns weder nachvollziehen, auf 
welchem Weg diese Mittel in den Haushalt aufgenommen wurden, noch, wofür sie konkret 
verwendet werden sollen. Wir bitten um eine Erläuterung.   

Begründung: 

gez. Helge Böttcher und Lisa-Marie Jalyschko 
Unterschrift 

mailto:FBFinanzen@braunschweig.de


FB 66 Datum: 14.01.2022 
66.0 

Beantwortung der Anfrage Nr. A_22 der 
Fraktion Bündnis90/Die Grünen zum Haushalt 2022 

Text: 
In der Liste der Zuschüsse im Vorbericht des Haushaltsplans findet sich u.a. der Punkt 
„Förderprogramm für Verkehrssicherheit im Radverkehr“, der in den Jahren 2021 und 
2022 mit jeweils 20.000 € hinterlegt ist und dem Produkt 1.54.5400.01 „Bearbeitung von 
Straßenbauprojekten“ zugeordnet ist. Leider lässt sich für uns weder nachvollziehen, auf 
welchem Weg diese Mittel in den Haushalt aufgenommen wurden, noch, wofür sie konkret 
verwendet werden sollen. Wir bitten um eine Erläuterung. 

Begründung:  
keine 

Antwort: 
Bei den jährlich 20.000 € handelt es sich um einen pauschalen Ansatz, der von der 
Verwaltung nach dem Ratsbeschluss zum Ziele- und Maßnahmenkatalog "Radverkehr in 
Braunschweig" in den Haushalt zur Umsetzung der Maßnahme M 16 des Ziele- und 
Maßnahmenkataloges aufgenommen worden war. Die Bewirtschaftung der Mittel ist durch 
Personal vorgesehen, für das ein Stellenanteil von 0,25 im Entwurf des Stellenplanes 2022 
enthalten ist. Es ist angedacht, Radverkehrskampagnen der Mobilitätsverbände durch ein 
formloses Förderprogramm auf Basis einzureichender Projektskizzen zu unterstützen. 

Leuer 
____________________ 
Unterschrift (Dez./FBL) 
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Versand per E-Mail an FBFinanzen@braunschweig.de 

Frakt. Bündnis 90/Die 
Grünen   

wird durch die Verwaltung ausgefüllt 

Antragsteller/in Teilhaushalt / Org.-Einheit 

66 / FB 66 

Produkt 

1.12.1223.04 

ANFRAGE/ANREGUNG ZUM HAUSHALT 2022 

Text: 

Seit einigen Jahren erhält die Verkehrswacht Braunschweig einen städtischen Zuschuss in 
Höhe von 8.000 € pro Jahr, der dem Produkt 1.12.1223.04 Verkehrsaufklärung des 
Fachbereichs 66 Tiefbau und Verkehr zugeordnet ist. Zumindest der Grünen Ratsfraktion 
sind in den letzten Jahren allerdings keine Informationen zur Verwendung dieses Zuschusses 
in Form z.B. von Jahresabschlüssen, Wirtschaftsplänen oder sonstigen 
Verwendungsnachweisen übermittelt worden. Deshalb bitten wir um die Beantwortung der 
folgenden Fragen: 

1. Hat die Verkehrswacht Braunschweig die Verwaltung in den letzten Jahren regelmäßig
über die Verwendung dieses jährlichen Zuschusses informiert?
2. Wofür ist dieser Zuschuss in den vergangenen Jahren genau verwendet worden?
3. Kann die Verwaltung Unterlagen zur Verfügung stellen, aus denen die sachgemäße
Verwendung dieses Zuschusses ersichtlich wird?

Begründung: 

gez. Helge Böttcher und Lisa-Marie Jalyschko 

Unterschrift 

mailto:FBFinanzen@braunschweig.de


FB 66 Datum: 07.02.2022 
66.0 

Beantwortung der Anfrage Nr. A 23 der 
Fraktion Bündnis90/Die Grünen zum Haushalt 2022 

Text: 
Seit einigen Jahren erhält die Verkehrswacht Braunschweig einen städtischen Zuschuss in 
Höhe von 8.000 € pro Jahr, der dem Produkt 1.12.1223.04 Verkehrsaufklärung des 
Fachbereichs 66 Tiefbau und Verkehr zugeordnet ist. Zumindest der Grünen Ratsfraktion 
sind in den letzten Jahren allerdings keine Informationen zur Verwendung dieses 
Zuschusses in Form z.B. von Jahresabschlüssen, Wirtschaftsplänen oder sonstigen 
Verwendungsnachweisen übermittelt worden. Deshalb bitten wir um die Beantwortung der 
folgenden Fragen:         
1. Hat die Verkehrswacht Braunschweig die Verwaltung in den letzten Jahren regelmäßig
über die Verwendung dieses jährlichen Zuschusses informiert?
2. Wofür ist dieser Zuschuss in den vergangenen Jahren genau verwendet worden?
3. Kann die Verwaltung Unterlagen zur Verfügung stellen, aus denen die sachgemäße
Verwendung dieses Zuschusses ersichtlich wird?

Begründung:  
keine 

Antwort: 
Zu den gestellten Fragen nimmt die Verwaltung wie folgt Stellung:           
1. Ja. Dem Verkehrswacht Braunschweig e. V. wird der genannte Zuschuss auf der
Grundlage der Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen aus Haushaltsmitteln der
Stadt Braunschweig gewährt. Dabei handelt es sich um eine institutionelle Förderung nach
§ 2 der genannten Richtlinie; der Zuschuss dient der Deckung eines nicht abgegrenzten
Teils der Ausgaben der Verkehrswacht. In diesem Zusammenhang hat der Verein
regelmäßig eine jährliche Aufstellung der Einnahmen und Ausgaben übermittelt.
2. Der Zuschuss wird zur Deckung eines nicht abgegrenzten Teils der Ausgaben gewährt.
Im Rahmen der Verkehrsaufklärung führt der Verkehrswacht Braunschweig e. V. Aktionen
wie z. B. Verkehrssicherheitstage mit Schülerinnen und Schülern, Fit im Auto, und
Schulanfangsaktionen für Branschweiger Erstklässler durch. Die Arbeit des Vereins dient
der Verkehrsaufklärung. Die Aktionen des Vereins richten sich an verschiedene
Verkehrsteilnehmer.
3. Der Verwaltung werden regelmäßig jährliche Übersichten zu den Einnahmen und
Ausgaben vorgelegt. Eine Aufstellung der Einnahmen und Ausgaben des Jahres 2020 ist
exemplarisch beigefügt.

gez. Benscheidt 
____________________ 
Unterschrift (Dez./FBL) 
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Versand per E-Mail an FBFinanzen@braunschweig.de 

CDU-Fraktion wird durch die Verwaltung ausgefüllt 

Antragsteller/in Teilhaushalt / Org.-Einheit 

66 / FB 66 

Produkt 

Diverse 

ANFRAGE/ANREGUNG ZUM HAUSHALT 2022 

Text: 

Sauberkeit in der Innenstadt 

Welche der in der Anlage zur Stellungnahme 17-04954-01 (Anfrage der CDU-Fraktion zur 
besseren Ausstattung mit größeren und Unterflur-Müllbehältern) aufgeführten Standorte für 
zusätzliche sowie größere Müllbehälter wurden inzwischen realisiert? 

Welchen Umsetzungsstand hat der Dringlichkeitsantrag der CDU-Fraktion im damaligen 
Stadtbezirksrat Innenstadt zur Erhöhung der Anzahl öffentlicher Abfallbehälter aus dem Juni 
dieses Jahres (DS.-Nr. 21-16284)? 

Begründung: 

Die Sauberkeit in der Innenstadt lässt gerade an Wochenenden nach wie vor deutlich zu 
wünschen übrig. Die CDU-Fraktion hatte sich bereits 2017 mit einer Anfrage im damaligen 
Bauausschuss dieses Themas angenommen und zum Haushalt 2018 dann einen Antrag über 
40.000 Euro für zusätzliche Unterflurbehälter und größere Müllbehälter gestellt. Dieser wurde 
leider von der seinerzeitigen Haushaltsmehrheit abgelehnt. 

Im Juni dieses Jahres hat nun der Stadtbezirksrat Innenstadt aufgrund eines 
Dringlichkeitsantrages der dortigen CDU-Fraktion dieses Thema wieder aufgegriffen. Es bietet 
sich im Rahmen der Haushaltsberatungen diese Fragen aktuell zu erörtern. 

Thorsten Köster 
Fraktionsvorsitzender 

Unterschrift 

mailto:FBFinanzen@braunschweig.de


Ref. 0660 Datum: 12.01.2022 
0660.20 

Beantwortung der Anfrage Nr. A 24 der 
CDU-Fraktion zum Haushalt 2022 

Text: 
Sauberkeit in der Innenstadt:       
Welche der in der Anlage zur Stellungnahme 17-04954-01 (Anfrage der CDU-Fraktion zur 
besseren Ausstattung mit größeren und Unterflur-Müllbehältern) aufgeführten Standorte 
für zusätzliche sowie größere Müllbehälter wurden inzwischen realisiert?       
Welchen Umsetzungsstand hat der Dringlichkeitsantrag der CDU-Fraktion im damaligen 
Stadtbezirksrat Innenstadt zur Erhöhung der Anzahl öffentlicher Abfallbehälter aus dem 
Juni dieses Jahres (DS.-Nr. 21-16284)? 

Begründung:  
Die Sauberkeit in der Innenstadt lässt gerade an Wochenenden nach wie vor deutlich zu 
wünschen übrig. Die CDU-Fraktion hatte sich bereits 2017 mit einer Anfrage im damaligen 
Bauausschuss dieses Themas angenommen und zum Haushalt 2018 dann einen Antrag 
über 40.000 Euro für zusätzliche Unterflurbehälter und größere Müllbehälter gestellt. 
Dieser wurde leider von der seinerzeitigen Haushaltsmehrheit abgelehnt.       
Im Juni dieses Jahres hat nun der Stadtbezirksrat Innenstadt aufgrund eines 
Dringlichkeitsantrages der dortigen CDU-Fraktion dieses Thema wieder aufgegriffen. Es 
bietet sich im Rahmen der Haushaltsberatungen diese Fragen aktuell zu erörtern. 

Antwort: 
Zur Stellungnahme aus dem Jahr 2017 (DS.-Nr. 17-04954-01):       
Es wurden insgesamt 9 statt vorgeschlagenen 6 Unterflurbehälter installiert. Es wurden 
keine größeren Behälter aufgestellt. Diese werden im Zuge eines Konzeptes - siehe 
folgend Dringlichkeitsantrag -  aufgestellt.       
Zu dem Dringlichkeitsantrag der CDU aus 2021 (DS.-Nr. 21-16284):      
Auf Vorschlag der ALBA Braunschweig GmbH (ALBA) hat man sich in Abstimmung mit 
dem Baubezirk Innenstadt (66.32), dem Referat Stadtbild und Denkmalpflege (0610) und 
dem Referat Stadtentwässerung und Abfallwirtschaft (0660) auf den Behälter „Kendo“ 
festgelegt. Das Fassungsvolumen des Behälters liegt bei 60 oder 90 Liter (je nach 
Standort) und ist somit größer als die bereits vorhandene Papierkörbe, wie zum Beispiel 
der Typ „Rostock“ (40 Liter) auf dem Platz der Deutschen Einheit. Der Behälter „Kendo“ 
bietet eine schräge Oberfläche, um das Abstellen von Bechern und Flaschen zu 
verhindern. Zusätzlich wird durch eine besondere Beschichtung die Entfernung von Graffiti 
und Aufklebern vereinfacht. Ferner ist dieser weitgehend „krähensicher“. Der 
Aschenbecher liegt bei beiden Behältergrößen an der Oberseite. Der Behälter wird damit 
den aktuellen und maßgeblichen Anforderungen an einen Papierkorb im Innenstadtbereich 
gerecht. Die 12 neuen Behälter werden als Lieferung für die 3. KW erwartet. Die 
Aufstellung erfolgt dann anschließend in Absprache mit ALBA und Ref. 0610. Generell ist 
noch zu erwähnen, dass die Behälter in der Innenstadt täglich 2 mal, minimum 1 mal (je 
nach Aufstellort), geleert werden.  

I. A.

Leuer ____________________
Unterschrift (Dez./FBL) 



- A 25 -

Versand per E-Mail an FBFinanzen@braunschweig.de 

CDU-Fraktion wird durch die Verwaltung ausgefüllt 

Antragsteller/in Teilhaushalt / Org.-Einheit 

66 / FB 66 

Produkt 

5S.660069 

ANFRAGE/ANREGUNG ZUM HAUSHALT 2022 

Text: 

Unfallschwerpunkt Kalenwall/Gieseler 

Wie sollen die im Projekt 5S.660069 für 2022 eingeplanten Mittel in Höhe von 450.000 Euro 
eingesetzt werden? 

Welche Mittel hat die Verwaltung eingeplant, um den Unfallschwerpunkt Kalenwall/Gieseler 
baulich zu entschärfen? 

Welche Mittel wären in Summe notwendig, um den Unfallschwerpunkt Kalenwall/Gieseler 
baulich zu entschärfen? 

Begründung: 

Der Verkehrsknoten Kalenwall/Gielser ist Unfallschwerpunkt. Deshalb sollten hier bauliche 
Maßnahmen ergriffen werden (zum Beispiel Errichtung eines Kreisels), um die vorhandene 
Gefahrenstelle zu entschärfen. 

Thorsten Köster 
Fraktionsvorsitzender 

Unterschrift 

mailto:FBFinanzen@braunschweig.de


FB 66 Datum: 12.01.2022 
66.0 

Beantwortung der Anfrage Nr. A 25 der 
CDU-Fraktion zum Haushalt 2022 

Text: 
Unfallschwerpunkt Kalenwall/Gieseler       
Wie sollen die im Projekt 5S.660069 für 2022 eingeplanten Mittel in Höhe von 450.000 
Euro eingesetzt werden?       
Welche Mittel hat die Verwaltung eingeplant, um den Unfallschwerpunkt 
Kalenwall/Gieseler baulich zu entschärfen?      
Welche Mittel wären in Summe notwendig, um den Unfallschwerpunkt Kalenwall/Gieseler 
baulich zu entschärfen? 

Begründung:  
Der Verkehrsknoten Kalenwall/Gielser ist Unfallschwerpunkt. Deshalb sollten hier bauliche 
Maßnahmen ergriffen werden (zum Beispiel Errichtung eines Kreisels), um die vorhandene 
Gefahrenstelle zu entschärfen. 

Antwort: 
Zu 1: In dem genannten Projekt sind Mittel zur (signaltechnischen) Optmierung von 
Knotenpunkten im gesamten Stadtgebiet enthalten.      
Zu 2 und 3: Mit der DS 21-15246 wurde über die Maßnahmen zur Verringerung der 
Verkehrsunfälle im Bereich Europaplatz berichtet. Diese betreffen auch den 
Unfallschwerpunkt Kalenwall/Gieselerwall, welcher durch signaltechnische Maßnahmen in 
2019 entschärft worden ist. Daraufhin hat sich das Unfallgeschehen erheblich reduziert. 
Geplante Straßenumbaumaßnahmen, um die „UHS Europaplatz“ darüber hinaus zu 
entschärfen, sind derzeit nicht geplant. Hintergrund hierfür ist auch das perspektivische, 
aber zur Zeit ruhende Großprojekt Umfeld Europaplatz.  

Leuer 
____________________ 
Unterschrift (Dez./FBL) 
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Versand per E-Mail an FBFinanzen@braunschweig.de 

CDU-Fraktion wird durch die Verwaltung ausgefüllt 

Antragsteller/in Teilhaushalt / Org.-Einheit 

67 / FB 67 

Produkt 

Diverse 

ANFRAGE/ANREGUNG ZUM HAUSHALT 2022 

Text: 

Neu- und Ersatzpflanzungen von Bäumen (Projekt mehr Bäume) 

Wie viele Ersatzplanzungen von Bäumen sind in 2022 geplant? 

An welchen Standorten sollen diese erfolgen? 

Wie viele Neupflanzungen von Bäumen bzw. Kurzumtriebsplantagen sind in 2022 geplant? 

An welchen Standorten sollen diese erfolgen? 

Wie stellt sich deren Finanzierung dar? 

In welcher Form, an welchen Standorten und verbunden mit welchen Kosten ist die 
Auswietung von Blühstreifen vorgesehen?  

Begründung: 

Die Begründung erfolgt bei Bedarf mündlich 

Thorsten Köster 
Fraktionsvorsitzender 

Unterschrift 

mailto:FBFinanzen@braunschweig.de


FB 67 Datum: 13.01.2022 
67.2 

Beantwortung der Anfrage Nr. A 26 der 
CDU-Fraktion zum Haushalt 2022 

Text: 
Neu- und Ersatzpflanzungen von Bäumen (Projekt mehr Bäume) 
Wie viele Ersatzplanzungen von Bäumen sind in 2022 geplant? 
An welchen Standorten sollen diese erfolgen? 

Wie viele Neupflanzungen von Bäumen bzw. Kurzumtriebsplantagen sind in 2022 geplant? 
An welchen Standorten sollen diese erfolgen? 
Wie stellt sich deren Finanzierung dar? 

In welcher Form, an welchen Standorten und verbunden mit welchen Kosten ist die 
Auswietung von Blühstreifen vorgesehen? 

Begründung:  
Siehe Antrag. 

Antwort: 
Wie viele Ersatzplanzungen von Bäumen sind in 2022 geplant? 
An welchen Standorten sollen diese erfolgen? 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Die Anzahl der Baum-Ersatzpflanzungen zum Ausgleich des Substanzverlustes aufgrund 
der Haushaltskonsolidierung 2002 und der aufgrund von Starksturmereignissen beläuft im 
Jahr 2022 auf insgesamt 194 Bäume. Es handelt sich um Ersatzpflanzungen in Grün- und 
Parkanlagen sowie im Straßenraum verteilt über das gesamte Stadtgebiet. Die 
Pflanzungen erfolgen über Auftragsvergaben an Firmen. Die Auftragssumme beträgt 
424.000,- €. Die Haushaltsmittel stehen in den Projekten 5S.670036 Ankäufe von Bäumen 
und 4S.670060 öffentliche Grünflächen / Wiederherstellung zum Teil noch aus den 
Vorjahren zur Verfügung. 
Weitere 175 Ersatz-Bäume werden durch den stadteigenen Unterhaltungsbetrieb geplant 
und gepflanzt. Die geschätzten Kosten in Höhe von insgesamt rd. 70.000,- € für die 
Beschaffung der Pflanzen und Substrate sind im Projekt 5S.670036 Ankäufe von Bäumen 
für das Haushaltsjahr 2022 eingeplant. 

Wie viele Neupflanzungen von Bäumen bzw. Kurzumtriebsplantagen sind in 2022 geplant? 
An welchen Standorten sollen diese erfolgen? Wie stellt sich deren Finanzierung dar? 



Stellungnahme der Verwaltung: 

Über das Förderprojekt „Steigerung der Biodiversität in der Stadt Braunschweig“ werden in 
2022 insgesamt 156 Obstbäume auf insgesamt drei Streuobstwiesen (Bevenrode, 
Lehndorf, Heidberg) neu gepflanzt. Die Kosten in Höhe von 68.826,12 € werden zu 80 % 
vom Fördermittelgeber und zu 20 % von Stadt Braunschweig getragen. 
Ebenfalls über das Förderprojekt „Steigerung der Biodiversität in der Stadt Braunschweig“ 
werden in 2022 450 Kopfweiden verteilt über das gesamte Stadtgebiet als Neuanlage und 
als Ergänzung vorhandener Altbestände vorwiegend an Gewässern gepflanzt. Aktuell wird 
dazu eine Vergabeverfahren durchgeführt. Die geschätzten Kosten in Höhe von 
100.000,- € werden zu 80 % vom Fördermittelgeber und zu 20 % von Stadt Braunschweig 
getragen. 
Die Anlage weiterer Kurzumtriebsplantagen ist für 2022 nicht geplant. 

In welcher Form, an welchen Standorten und verbunden mit welchen Kosten ist die 
Ausweitung von Blühstreifen vorgesehen? 

Für das Jahr 2022 ist die Anlage weiterer Blühwiesen im Umfang von rd. 1,5 ha geplant. 
Vorwiegend werden sie in den Randbereichen der Grundstücke, auf denen im Jahr 2020 
Kurzumtriebsplantagen gepflanzt wurden, angelegt. Eine weitere Blühwiese mit einer 
Größe von rd. 700 m² ist auf dem Schulgrundstück der Heinrich-Büssing Schule geplant. 
Die geschätzten Kosten für die Herstellung der Blühwiesen in Höhe betragen rd. 
45.000,- €. Im Haushaltsplan 2022 sind dafür im Bereich Unterhaltung von Grün- und 
Spielanlagen Mittel in ausreichender Höhe eingeplant. 
Weitere Blühwiesen werden durch die Umstellung der Unterhaltungspflege im Bereich von 
bislang durch Schlegelmahd gepflegte Flächen entwickelt. Durch ein geändertes 
Pflegekonzept welches neben der Mahd auch das Abräumen des Mähgutes beinhaltet 
werden die Flächen abgemagert und das Potenzial der im Boden vorhandenen Wild-
Kräuterbestände geweckt und gefördert. Durch diese Maßnahme werden sich im Laufe 
der kommenden Jahre kräuterreiche Wiesenbestände mit einem deutlichen Blühaspekt 
entwickeln. Von der Umstellung der Pflegeleistungen sind in 2022 Flächen im gesamten 
Stadtgebiet betroffen. Der Umfang der Umstellung ist abhängig von der bestehenden 
Nutzung und Eignung der Flächen und wird im Einzelfall festgelegt. 

I. V.

Herlitschke 
____________________ 
Unterschrift (Dez./FBL) 



Versand per E-Mail an FBFinanzen@braunschweig.de 

Die FRAKTION. - DIE LINKE., 
Volt, Die PARTEI 

wird durch die Verwaltung ausgefüllt 

Antragsteller/in Teilhaushalt / Org.-Einheit 

Produkt 

ANFRAGE/ANREGUNG ZUM HAUSHALT 2022 

Text: 

In welchem Zeitabschnitt soll die Sanierung des Voigtländergeländes stattfinden und welche 
Finanzierungsraten sind vorgesehen? 

Begründung: 

Die Sanierung des Voigtländergeländes ist als Maßnahme 1 des Produktes "Bodenschutz, 
Altlasten und Kampfmittel" im Entwurf enthalten. Die Gesamtkosten sollen 4,6 Mio. Euro 
betragen und unter Zielerreichung heißt es: "2022: Beginn der Sanierung im Zusammenhang 
mit dem erwarteten Umbau des Einkaufsmarktes". Bei einer so großen 
Sanierungsmaßnahme wäre anzunehmen, dass die Gesamtkosten für das Produkt 
"Bodenschutz, Altlasten und Kampfmittel (1.56.5610.09)" im Vergleich zu 2021 steigen. 
Tatsächlich sinken sie aber von 5,9 Mio. (2021) auf 1,5 Mio. (2022).     

gez. Kai Tegethoff 

Unterschrift 

68 / FB 68

1.56.5610.09

- A 27 -

mailto:FBFinanzen@braunschweig.de


FB 68 Datum: 04.01.2022 
68.0-1.4.1 

Beantwortung der Anfrage Nr. A 27 der 
Gruppe Die FRAKTION.  – DIE LINKE., Volt und Die PARTEI zum Haushalt 2022 

Text: 
Sanierung des Voigtländergeländes 

Begründung:  
Die Sanierung des Voigtländergeländes ist als Maßnahme 1 des Produktes "Bodenschutz, 
Altlasten und Kampfmittel" im Entwurf enthalten. Die Gesamtkosten sollen 4,6 Mio. Euro 
betragen und unter Zielerreichung heißt es: "2022: Beginn der Sanierung im 
Zusammenhang mit dem erwarteten Umbau des Einkaufsmarktes". Bei einer so großen 
Sanierungsmaßnahme wäre anzunehmen, dass die Gesamtkosten für das Produkt 
"Bodenschutz, Altlasten und Kampfmittel (1.56.5610.09)" im Vergleich zu 2021 steigen. 
Tatsächlich sinken sie aber von 5,9 Mio. (2021) auf 1,5 Mio. (2022). 

Antwort: 
Mit einem öffentlich-rechtlichem Vertrag zwischen der Grundeigentümerin Hirsch 
Grundvermögen KG und der Stadt konnte im Jahr 2018 eine Regelung zur Sanierung 
einer der größten Altlasten im Braunschweiger Stadtgebiet gefunden werden. Kernpunkt 
der Vereinbarung war, dass die Altlastensanierung zeitgleich mit dem dringend 
notwendigen Umbau des SB-Marktes erfolgen sollte. Nach dem Wechsel des Eigentümers 
der Real-Kette ist die Zukunft des Marktes nach wie vor unklar. Bis zur endgültigen 
Klärung kann die Sanierung nicht abschließend geplant und durchgeführt werden. Diese 
Situation birgt Chancen. Im Falle von größeren baulichen Veränderungen bis hin zu einem 
Neubau könnten Sanierungsmaßnahmen unter Umständen zielführender durchgeführt 
werden. Vor dem Hintergrund, dass ein konkreter Zeitabschnitt für die Sanierung nicht 
benannt werden kann, wurden die benötigten Mittel in voller Höhe auf dem Projekt 
Voigtländer Areal/Sanierung (4E.680010) für 2021 veranschlagt und stehen damit auch in 
den Folgejahren zur Verfügung. 

I. A.

gez. Gekeler 
____________________ 
Unterschrift (Dez./FBL) 



Versand per E-Mail an FBFinanzen@braunschweig.de 

Die FRAKTION. - DIE LINKE., 
Volt, Die PARTEI 

wird durch die Verwaltung ausgefüllt 

Antragsteller/in Teilhaushalt / Org.-Einheit 

Produkt 

ANFRAGE/ANREGUNG ZUM HAUSHALT 2022 

Text: 

Die Verwaltung wird gebeten, die Erhöhung des Zuschusses für das Produkt 1.57.5711.01 
(Kofinanzierung von Projekten der Wirtschaftsförderung) im Wirtschaftsausschuss zu 
erläutern. 

Begründung: 

Im Vorbericht wird die Zuschussentwicklung dieses Produktes dargestellt. Für 2020 ist im 
Ergebnis ein Zuschuss von 38.700 Euro zu verzeichnen. Dieses Ergebnis wurde im Ansatz 
auf 76.700 Euro in 2021 bereits verdoppelt. Für 2022 ist ein Zuschuss von 1.842.200 Euro 
vorgesehen. Dies bedeutet eine ver24fachung des Zuschussansatzes aus 2021.  

gez. Kai Tegethoff 

Unterschrift 

0800 / Stabsst. 0800

1.57.5711.01

- A 28 -

mailto:FBFinanzen@braunschweig.de


Dez. VI Datum: 13.01.2022 
0800 

Beantwortung der Anfrage Nr. 28 der Gruppe 
Gruppe Die Fraktion. – DIE LINKE., Volt und Die PARTEI zum Haushalt 2022 

Text: 
Die Verwaltung wird gebeten, die Erhöhung des Zuschusses für das Produkt 1.57.5711.01 
(Kofinanzierung von Projekten der Wirtschaftsförderung) im Wirtschaftsausschuss zu 
erläutern. 

Begründung: 
Im Vorbericht wird die Zuschussentwicklung dieses Produktes dargestellt. Für 2020 ist im 
Ergebnis ein Zuschuss von 38.700 Euro zu verzeichnen. Dieses Ergebnis wurde im 
Ansatz auf 76.700 Euro in 2021 bereits verdoppelt. Für 2022 ist ein Zuschuss von 
1.842.200 Euro vorgesehen. Dies bedeutet eine ver24fachung des Zuschussansatzes aus 
2021. 

Antwort: 
Zur obenstehenden Anfrage nimmt die Verwaltung wie folgt Stellung: Bei dem genannten 
Betrag handelte es sich um die zunächst im Zuschussansatz 431810 "Zuschuss an übrige 
Bereiche" angesetzten Mittelbedarfe für die Beteiligung am Programm Perspektive 
Innenstadt, beschlossen im Rat der Stadt Braunschweig in der Sitzung vom 21.12.2021 
(DS-Nr. 21-17115). Hier war zunächst ein Bedarf von 1.700.000 €, verbunden mit einer 
Einnahmeerwartung in Höhe von 1.500.000 € berücksichtigt, sodass sich der 
Kofinanzierungsansatz des Teilhaushaltes 0800 auf 1.842.000 € erhöht hatte. Um eine 
kurzfristige Handlungsfähigkeit der Verwaltung sicherzustellen und gegenüber dem 
Fördermittelgeber den geforderten Nachweis zur Sicherstellung der Finanzierung zu 
erbringen, wurden die erforderlichen Mittel als außerplanmäßige Ausgabe bereits im 
Haushaltsjahr 2021 bereitgestellt und nicht erst für das Haushaltsjahr 2022 vorgesehen. 
Daher wurde die Erhöhung des genannten Zuschussansatzes für das Haushaltsjahr 2022 
durch die Ansatzveränderungen (siehe Anlage 3 - Ansatzveränderungen der Verwaltung) 
wieder zurückgenommen.      
Die Erhöhung des Zuschussansatzes von 38.700 € auf 76.700 € von 2020 auf 2021 
begründet sich durch eine Mittelverschiebung innerhalb des Teilhaushaltes 0800 (aus dem 
Ansatz 431813 „IM Zuschuss an übrige Bereiche“ an den o. g. Ansatz 431810) sowie 
einen Rückfluss von Haushaltsmitteln aus dem Haushalt der Beteiligungsverwaltung an 
den Teilhaushalt 0800 für das ausgelaufene Projekt Innovationsflügel (hierfür waren seit 
2017 Haushaltsmittel der Stabsstelle Wirtschaftsdezernat an die Beteiligungsverwaltung 
zum Ausgleich eines höheren Verlustes der Braunschweig Zukunft GmbH verschoben 
worden). Daher stellte diese Erhöhung keine zusätzliche Haushaltsbelastung, sondern 
lediglich eine Umsetzung bereits vorhandener Mittel dar.       
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